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Strafrechtliche/strafverfahrensrechtliche 
Entscheidungen des BVerfG/EuGH/EGMR 

 
 
 

537. BVerfG 2 BvR 1650/24 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 20. April 
2026 (OLG Bremen/LG Bremen) 
Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen mehrjährige 
Absonderung im Maßregelvollzug (Vollzug der Unter-
bringung im psychiatrischen Krankenhaus; Isolierung 
eines Untergebrachten aufgrund seiner hohen Gefähr-
lichkeit für Klinikpersonal und Mituntergebrachte; Ein-
griff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht, nicht hinge-
gen in das Freiheitsgrundrecht; vergleichbare Intensität 
von Fixierung und Isolierung; strikte Beachtung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit; Erfordernis effek-
tiver Rechtsschutzmöglichkeiten; Rechtfertigung des 
Eingriffs durch Schutzpflichten für Grundrechte anderer 
Patienten; Berücksichtigung der Rechtsprechung des 

EGMR bei der Auslegung von Grundrechten; Verbot der 
Folter oder unmenschlichen oder erniedrigenden Strafe 
oder Behandlung). 
Art. 2 Abs. 1 GG; Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; Art. 19 Abs. 4 
GG; Art. 3 EMRK; § 71 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
BremPsychKG 

 
1. Die bereits mehr als fünf Jahre andauernde Absonde-
rung eines im Maßregelvollzug Untergebrachten ist verfas-
sungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn der erhebli-
chen Dauer der Maßnahme eine außergewöhnlich hohe 
Gefährlichkeit des Betroffenen für das Klinikpersonal und 
die Mituntergebrachten gegenübersteht und sämtliche 
Versuche, die Bedingungen der Unterbringung zu verbes-
sern, an der Weigerung des Untergebrachten gescheitert 
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sind, der sich in einem ständigen Kampf mit dem Klinikum 
sieht und bereits mehrfach schwerwiegende Gewalthand-
lungen gegenüber Mitarbeitern der Klinik ausgeübt hat. 
 
2. Allerdings muss angesichts der außergewöhnlich langen 
Dauer der Absonderung und des damit verbundenen 
schwerwiegenden Grundrechtseingriffs jede Möglichkeit 
zur Reduzierung der Gefährlichkeit des Untergebrachten 
ergriffen werden. Dazu kann es auch gehören, in Bezug auf 
das zugrundeliegende Krankheitsbild Differenzialdiagno-
sen nachzugehen, soweit diese einen alternativen Thera-
pieansatz bieten. 
 
3. Die Absonderung eines im Maßregelvollzug Unterge-
brachten stellt eine Form des Vollzugs der bereits beste-
henden, richterlich angeordneten Freiheitsentziehung dar, 
die zwar nicht den Schutzbereich des Freiheitsgrundrechts 
betrifft, die jedoch in das Grundrecht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit eingreift. Gegenüber einer Fixierung 
stellt die Isolierung nicht in jedem Fall das mildere Mittel 
dar, weil sie dieser im Einzelfall in ihrer Intensität gleich-
kommen kann und bei unzureichender Überwachung mit 
erheblichen Gesundheitsgefahren verbunden ist. 
 
4. Angesichts der mit dem Vollzug besonderer Sicherungs-
maßnahmen oder Einzelhaft für den Betroffenen verbun-
denen, mit zunehmender Dauer immer schwerer wiegen-
den Belastungen verlangt der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit besonders strikte Beachtung. Zugleich ist das Ge-
wicht der Grundrechtsbeeinträchtigungen bei der näheren 

Bestimmung der verfassungsrechtlich erforderlichen ef-
fektiven Rechtsschutzmöglichkeiten zu berücksichtigen. 
 
5. Eine Sicherungsmaßnahme kann allerdings durch 
Schutzpflichten gerechtfertigt sein, die sich aus den 
Grundrechten – insbesondere dem Recht auf Leben und 
körperliche Unversehrtheit – der weiteren im Maßregel-
vollzug untergebrachten Patienten ergeben. 
 
6. Nach der bei der Auslegung der Grundrechte des Grund-
gesetzes zu berücksichtigenden Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte verletzt Einzel-
haft im Strafvollzug nicht per se das Recht eines Gefangenen 
aus Art. 3 EMRK. Erforderlich ist vielmehr eine Gesamtbe-
trachtung der Umstände und ihrer Auswirkungen auf den 
Betroffenen, insbesondere auch hinsichtlich der Dauer und 
des verfolgten Ziels. Einzelhaft darf nur aus triftigen Grün-
den, nur ausnahmsweise und nicht auf unbestimmte Zeit 
angeordnet werden. Es muss ein System zur regelmäßigen 
Überprüfung des körperlichen Zustands errichtet werden. 
Außerdem muss der Gefangene die Möglichkeit haben, die 
Begründetheit einer längeren Einzelhaft durch eine unab-
hängige Justizbehörde überprüfen zu lassen. 
 
7. Absonderungen in einem Krankenhaus müssen nach 
der Rechtsprechung des EGMR zur Vermeidung eines Ver-
stoßes gegen Art. 3 EMRK überwacht und auf den jeweili-
gen Patienten ausgerichtet werden, damit die Wahrschein-
lichkeit einer physischen oder psychischen Verschlechte-
rung bei dem Patienten minimiert wird. 

 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

Hervorzuhebende Entscheidungen des BGH 
I. Materielles Strafrecht – Allgemeiner Teil 

 
 

550. BGH 1 StR 618/25 – Beschluss vom 19. 
März 2026 (LG Aachen) 
Beihilfe (Beihilfe durch neutrale Handlungen: erforder-
liche wertende Gesamtbetrachtung, keine Abgrenzung 
nach sonstiger Sinnhaftigkeit des Tatbeitrags; Konkur-
renzen). 
§ 27 Abs. 1 StGB; § 52 StGB 

 
1. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu so-
genannten neutralen Handlungen mit Alltagscharakter 
kann strafbares Verhalten auch durch äußerlich neutrale, 
berufstypische Handlungen gefördert werden. Denn weder 
Alltagshandlungen noch berufstypische Handlungen sind 
in jedem Fall neutral; vielmehr kann nahezu jede Handlung 
in einen strafbaren Kontext gestellt werden. In diesen Fäl-
len bedarf es einer bewertenden Betrachtung im Einzelfall, 
um strafbares von straflosem Verhalten abzugrenzen. 
 
2. Ein Tatbeitrag ist dann als Beihilfehandlung im Sinne 
von § 27 Abs. 1 StGB zu werten, wenn das Handeln des 

Haupttäters ausschließlich darauf abzielt, eine strafbare 
Handlung zu begehen und der Hilfeleistende dies weiß. 
In einem solchen Fall verliert sein Tun den neutralen All-
tagscharakter; es ist als Solidarisierung mit dem Täter zu 
deuten und nicht mehr als sozialadäquat anzusehen. 
Weiß der Hilfeleistende dagegen nicht, wie der von ihm 
geleistete Beitrag vom Haupttäter verwendet wird und 
hält er es lediglich für möglich, dass sein Tun zur Bege-
hung einer Straftat genutzt wird, so ist sein Handeln re-
gelmäßig noch nicht als strafbare Beihilfehandlung zu 
beurteilen, es sei denn, das von ihm erkannte Risiko 
strafbaren Verhaltens des von ihm Unterstützten war 
derart hoch, dass er sich mit seiner Hilfeleistung „die 
Förderung eines erkennbar tatgeneigten Täters angele-
gen sein“ ließ. 
 
3. Der Senat teilt nicht die Auffassung des 4. Strafsenats, 
die Tatbeiträge des Hilfeleistenden seien nach dem Krite-
rium der „Sinnhaftigkeit“ über die Förderung strafbaren 
Verhaltens hinaus zu bewerten bzw. aufzuspalten. 
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4. Es bedarf vielmehr stets einer bewertenden Betrachtung 
im Einzelfall, um strafbares von straflosem Verhalten ab-
zugrenzen. Dabei muss einerseits der Gesamthintergrund 
der Hilfeleistung in den Blick genommen, andererseits 
darf die vorgenommene Handlung gerade nicht isoliert 
und ohne Berücksichtigung der äußeren Situation sowie 
der konkreten Kenntnisse des Hilfeleistenden beurteilt 
werden. Denn der Charakter einer Handlung wird vor-
nehmlich durch den Zweck bestimmt, dem sie dient. 
Letztlich kann Beihilfe zu einer vorsätzlichen Straftat in 
unterschiedlichster Form geleistet. 
 

645. BGH 6 StR 542/25 – Beschluss vom 18. 
März 2026 (LG Stade) 
Versuchte (besonders schwere) räuberische Erpressung; 
gefährliche Körperverletzung; Bedrohung, Rücktritt 
vom Versuch der (besonders schweren räuberischen) 
Erpressung (Behandlung mehrerer Angriffe auf die Wil-
lensentschließung des Opfers als eine Tat im Rechts-
sinne bei Anpassung und Aktualisierung anfänglicher 
Drohungen und gleichzeitigem Fordern derselben Leis-
tung, fehlgeschlagener Versuch: Rücktrittshorizont, 
subjektive Sicht des Täters nach Abschluss der letzten 
Ausführungshandlung). 
§ 253 Abs. 1 StGB; § 255 StGB; § 250 Abs. 2 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 224 Abs. 1 StGB; § 241 StGB; 
§ 52 Abs. 1 StGB; § 24 Abs. 1 StGB 

 
1. Mehrere natürliche Handlungen können als eine Tat im 
Rechtssinne anzusehen sein (sog. rechtliche Bewertungs-
einheit), wenn sie sich als Teilakte einer sukzessiven Tat-
ausführung darstellen. Für den Straftatbestand der Erpres-
sung ist insoweit anerkannt, dass mehrere Angriffe auf die 
Willensentschließung des Opfers als eine Tat im Rechts-
sinne zu werten sind, wenn dabei die anfängliche Drohung 
lediglich den Umständen angepasst und aktualisiert wird, 
im Übrigen aber nach wie vor dieselbe Leistung gefordert 
wird. Dabei stellen ein Wechsel des Angriffsmittels, räum-
liche Trennungen oder zeitliche Intervalle zwischen den 
jeweiligen Einzelakten die Annahme einer rechtlichen Be-
wertungseinheit nicht grundsätzlich in Frage. Diese endet 
erst dann, wenn der Täter sein Ziel vollständig erreicht hat 
oder wenn nach den insoweit entsprechend heranzuzie-
henden Wertungen des Rücktrittsrechts von einem fehl-
geschlagenen Versuch auszugehen ist. 
 
2. Ein fehlgeschlagener Versuch liegt vor, wenn die Tat 
nach Misslingen des zunächst vorgestellten Tatablaufs mit 
den bereits eingesetzten oder naheliegenden Mitteln ob-
jektiv nicht mehr vollendet werden kann und der Täter 
dies erkennt, oder wenn er subjektiv die Vollendung nicht 
mehr für möglich hält, wobei es auf die Tätersicht nach 
Abschluss der letzten Ausführungshandlung ankommt. 
Erkennt der Täter zu diesem Zeitpunkt, dass es zur Her-
beiführung des Erfolges eines erneuten Ansetzens be-
dürfte, liegt ein Fehlschlag vor. 
 
3. Bei einem mehraktigen Geschehen steht der Fehlschlag 
eines oder mehrerer der Einzelakte nicht notwendig und 
von vornherein einem Rücktritt vom Versuch im Sinne des 
§ 24 Abs. 1 StGB entgegen. Bilden die Einzelakte unterei-
nander und mit der letzten Tathandlung ein durch die sub-
jektive Zielsetzung des Täters verbundenes, örtlich und 
zeitlich einheitliches Geschehen, so ist für die Beurteilung 

der Frage, ob der Versuch fehlgeschlagen ist, allein die 
subjektive Sicht des Täters nach Abschluss der letzten 
Ausführungshandlung maßgeblich. 
 

623. BGH 4 StR 427/25 – Beschluss vom 26. 
Februar 2026 (LG Münster) 
Besonders schwerer räuberischer Diebstahl; Körperver-
letzung; versuchte schwere Brandstiftung (Brandstif-
tungsvorsatz: Voraussetzungen des versuchten Bege-
hungsdelikts in subjektiver Hinsicht, Einbeziehung der 
Persönlichkeit des Täters in die Prüfung des voluntati-
ven Elements); Widerstand gegen und tätlicher Angriff 
auf Vollstreckungsbeamte; Beleidigung; schwere Brand-
stiftung als wichtige Anlasstat der Unterbringung in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus. 
§ 252 StGB; § 250 Abs. 2 StGB; § 223 Abs. 1 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 306a Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 113 
StGB; § 114 StGB; § 24 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 StGB; § 63 
StGB. 

 
1. Der Tatbestand eines versuchten Delikts verlangt in 
subjektiver Hinsicht (Tatentschluss) das Vorliegen einer 
vorsatzgleichen Vorstellung, die sich auf alle Umstände 
des äußeren Tatbestandes bezieht. Der Tatentschluss setzt 
daher voraus, dass der Täter den Taterfolg als mögliche, 
nicht ganz fernliegende Folge seines Handelns erkennt 
(Wissenselement) und dies billigt oder sich um des er-
strebten Zieles Willen zumindest mit dessen Eintritt ab-
findet, mag ihm der Erfolgseintritt auch gleichgültig oder 
an sich unerwünscht sein (Willenselement). Ob der Täter 
nach diesen rechtlichen Maßstäben bedingt vorsätzlich ge-
handelt hat, ist in Bezug auf beide Vorsatzelemente um-
fassend zu prüfen und ggf. durch tatsächliche Feststellun-
gen zu belegen. Diese Prüfung erfordert eine Gesamtschau 
aller objektiven und subjektiven Umstände, wobei es vor 
allem bei der Würdigung des voluntativen Vorsatzele-
ments regelmäßig erforderlich ist, dass sich das Tatgericht 
mit der Persönlichkeit des Täters auseinandersetzt und 
dessen psychische Verfassung bei der Tatbegehung, seine 
Motivlage und die für das Tatgeschehen bedeutsamen Um-
stände – insbesondere die konkrete Angriffsweise – mit in 
Betracht zieht. Im Rahmen der vorzunehmenden Gesamt-
schau stellt die auf der Grundlage der dem Täter bekann-
ten Umstände zu bestimmende objektive Gefährlichkeit 
der Tathandlung wenngleich nicht den alleinigen, so doch 
einen wesentlichen Indikator sowohl für das kognitive als 
auch für das voluntative Vorsatzelement dar. 
 
2. Von einem beendeten Versuch tritt nach § 24 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 StGB strafbefreiend zurück, wer freiwillig die 
Tatvollendung verhindert. Dies setzt voraus, dass der Tä-
ter aus freien Stücken den von ihm in Gang gesetzten Kau-
salverlauf bewusst und gewollt unterbricht. Erweist sich 
das auf Erfolgsabwendung gerichtete Handeln des Ver-
suchstäters als erfolgreich, kommt es nicht darauf an, ob 
ihm schnellere und sicherere Möglichkeiten zur Erfolgsab-
wendung zur Verfügung standen, denn das Erfordernis ei-
nes „ernsthaften Bemühens“ gemäß § 24 Abs. 1 Satz 2 
StGB gilt für diesen Fall nicht. Weiterhin ist zu beachten, 
dass Verschleierungsbemühungen einen Rücktritt nicht 
ausschließen, wenn die Verhinderung der Tatvollendung 
ein Teil dieser Bemühungen ist und nicht nur versehent-
lich eintritt. Auch der Umstand, dass der Täter ein mit der 
Versuchshandlung verfolgtes außertatbestandliches Ziel 
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bereits erreicht hat, rechtfertigt weder die Annahme eines 
Fehlschlags noch der Unfreiwilligkeit. 
 

649. BGH 3 StR 322/25 – Beschluss vom 4. 
Februar 2026 (LG Düsseldorf) 
Gewerbs- und bandenmäßige Steuerhehlerei; Beteili-
gung an einer kriminellen Vereinigung; Konkurrenzen 
(Dauerdelikt; rechtliche Einheit; Entklammerung); 
rechtsstaatswidrige Verfahrensverzögerung (Anpassung 
der Kompensationsentscheidung durch das Revisions-
gericht); Revisionserstreckung auf Mitverurteilte. 
§ 374 AO; § 129 StGB; § 52 StGB; Art. 6 Abs. 1 EMRK; 
§ 354 StPO; 357 StPO 

 
1. Der Tatbestand der mitgliedschaftlichen Beteiligung an 
einer kriminellen Vereinigung verbindet grundsätzlich alle 
von dem Mitglied in deren Interesse ausgeführten Hand-
lungen unabhängig von der Strafbarkeit im Übrigen zu ei-
ner rechtlichen Einheit. 
 
2. Jedoch können mehrere andere, durch verschiedene Be-
teiligungsakte begangene Delikte, obwohl sie mit der mit-
gliedschaftlichen Beteiligung jeweils tateinheitlich zusam-
menfallen, ausnahmsweise in Tatmehrheit zueinander ste-
hen (Entklammerung), wenn sie ein mehr als unwesent-
lich höheres Gewicht als der Verstoß gegen § 129 Abs. 1 
Satz 1 Alternative 2 StGB haben. 
 
3. Bei der Bewertung des Gewichts dieser Delikte ist aber 
keine abstrakt-generalisierende Bewertung des Unrechts- 
und Schuldgehalts der anderen begangenen Delikte allein 
anhand des Regelstrafrahmens vorzunehmen. Vielmehr 
ist eine konkrete Gewichtung der Straftaten anhand des 
jeweils tatsächlich anwendbaren Strafrahmens – etwa 
auch unter Berücksichtigung der Maßgaben des Jugend-
strafrechts – maßgebend; dabei sind auch Sonderstrafrah-
men für besonders oder minder schwere Fälle sowie Straf-
rahmenverschiebungen einzubeziehen. 
 

611. BGH 3 StR 557/24 – Urteil vom 4. Sep-
tember 2025 (LG Duisburg) 
Notwehr (Schusswaffeneinsatz; Notwehrlage; Erforder-
lichkeit und Gebotenheit; Provokation der Notwehrlage; 
irrtümliche Verletzung Unbeteiligter); Rücktritt von Tö-
tungsversuch (Rücktrittshorizont bei mehreren Tat-
handlungen); Vorsatz (Abgrenzung bedingter Vorsatz 
und bewusste Fahrlässigkeit; irrtümliche Verletzung 
Unbeteiligter); Beweiswürdigung des Tatgerichts; Land-
friedensbruch (Gewalttätigkeiten aus einer Menschen-
menge). 
§ 15 StGB; § 24 StGB; § 32 StGB; § 125 Abs. 1 StGB; 
§ 261 StPO 

 
1. Die Rechtfertigungslage eines Täters im Verhältnis zu 
den anvisierten Opfern vermag die Verletzung anderer Per-
son grundsätzlich nicht zu rechtfertigen; Rechte unbetei-
ligter Dritter darf der Angegriffene nicht verletzen. Damit 
scheidet eine Rechtfertigung der Verletzung versehentlich 
getroffener Person durch Notwehr aus. In Betracht kommt 
somit hinsichtlich der versehentlich getroffenen Person – 
abhängig von der konkreten Situation im Einzelfall – ins-
besondere ein Fahrlässigkeitsvorwurf. 
 

2. Bedingter Vorsatz und bewusste Fahrlässigkeit unter-
scheiden sich insoweit, als der bewusst fahrlässig Han-
delnde mit der als möglich erkannten Folge nicht einver-
standen ist und deshalb auf ihren Nichteintritt vertraut, 
während der bedingt vorsätzlich Handelnde den eintreten-
den schädlichen Erfolg in der Weise befürwortet, dass er 
ihn selbst billigend in Kauf nimmt oder dass er sich we-
nigstens mit der Tatbestandsverwirklichung abfindet. Die 
Prüfung, ob Vorsatz oder (bewusste) Fahrlässigkeit vor-
liegt, erfordert eine Gesamtschau aller objektiven und sub-
jektiven Umstände, wobei es vor allem bei der Würdigung 
des voluntativen Vorsatzelements regelmäßig erforderlich 
ist, dass sich das Tatgericht mit der Persönlichkeit des Tä-
ters auseinandersetzt und seine psychische Verfassung bei 
der Tatbegehung sowie seine Motivation und die zum Tat-
geschehen bedeutsamen Umstände, insbesondere die kon-
krete Angriffsweise, mit in Betracht zieht. 
 
3. Die Beweiswürdigung ist dabei auch in diesem Zusam-
menhang Sache des Tatgerichts. Ihm obliegt es, sich aus 
dem Inbegriff der Hauptverhandlung ein Urteil über die 
Schuld oder Unschuld des Angeklagten zu bilden (§ 261 
StPO). Es kommt nicht darauf an, ob das Revisionsgericht 
angefallene Erkenntnisse anders gewürdigt oder Zweifel 
überwunden hätte. Vielmehr ist die tatrichterliche Über-
zeugungsbildung selbst dann hinzunehmen, wenn eine 
andere Beurteilung nähergelegen hätte oder überzeugen-
der gewesen wäre. 
 
4. Ausgehend davon kann die Beweiswürdigung eines Tat-
gerichts fehlerfrei ergeben, dass ein Täter aufgrund der 
Gesamtumstände nicht damit rechnet, dass sein Schuss 
auf einen Verfolger fehlgeht und einen auf der gegenüber-
liegenden Straße befindlichen Tatunbeteiligten als sog. 
Querschläger trifft. 
 

636. BGH 4 StR 685/25 – Beschluss vom 7. Ap-
ril 2026 (LG Münster) 
Versuchter Mord bei im Pistolenlauf steckender Muni-
tion (fehlgeschlagener Versuch: Maßgeblichkeit der Tä-
tersicht, Gebot der gesonderten Prüfung für jedes im 
Versuch stecken gebliebene Delikt ohne Rücksicht auf 
die konkurrenzrechtliche Prüfung; Rücktritt: Aufgeben 
der weiteren Tatausführung, Abstandnahme, Tatauf-
gabe); gefährliche Körperverletzung; unerlaubtes Füh-
ren einer halbautomatischen Schusswaffe; Besitz von 
Munition; Adhäsionsentscheidung. 
§ 211 Abs. 1, Abs. 2 StGB; § 22 StGB; § 23 Abs. 1 StGB, 
§ 24 Abs. 1 StGB; § 224 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a, b WaffG 

 
1. Ein Versuch ist fehlgeschlagen, wenn die Tat nach Miss-
lingen des zunächst vorgestellten Tatablaufs mit den be-
reits eingesetzten oder naheliegenden Mitteln objektiv 
nicht mehr vollendet werden kann und der Täter dies er-
kennt oder wenn er subjektiv die Vollendung nicht mehr 
für möglich hält. Maßgeblich ist dabei die Tätersicht nach 
Abschluss der letzten Ausführungshandlung; lediglich bei 
einem mehraktigen Geschehen, innerhalb dessen der Tä-
ter verschiedene auf denselben tatbestandlichen Erfolg ge-
richtete Handlungen vornimmt, kann es unter Umständen 
auf das subjektive Vorstellungsbild nach jedem Einzelakt 
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ankommen. Ob ein Fehlschlag vorliegt, ist für jedes im 
Versuchsstadium stecken gebliebene Delikt ungeachtet 
der konkurrenzrechtlichen Bewertung gesondert zu prü-
fen. 
 
2. Aufgegeben im Sinne des § 24 Abs. 1 StGB ist die wei-
tere Tatausführung, wenn der Täter endgültig von der kon-
kreten Tatbegehung Abstand genommen hat; ein lediglich 
vorübergehendes Innehalten genügt hingegen nicht. Auch 
die Frage der Tataufgabe im Sinne des § 24 Abs. 1 Satz 1 
Alt. 1 StGB ist stets bezogen auf den jeweiligen gesetzli-
chen Straftatbestand zu beantworten. 
 

625. BGH 4 StR 539/25 – Beschluss vom 29. 
Januar 2026 (LG Detmold) 
Versuchter Totschlag; Schwangerschaftsabbruch (her-
beigeführter Hirnschaden der Schwangeren und Tod des 
Fötus durch Sauerstoffunterversorgung); schwere Kör-
perverletzung; Rücktritt vom (beendeten) Totschlags-
versuch. 
§ 212 Abs. 1 StGB; § 22 StGB, § 23 Abs. 1 StGB; § 218 
Abs. 1 StGB, § 226 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 StGB; § 24 Abs. 
1 Satz 1 Alt. 2 StGB 

 
1. Nach § 24 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 StGB tritt der Täter von 
einem (beendeten) Versuch strafbefreiend zurück, wenn 
er freiwillig die Vollendung der Tat verhindert. Dies setzt 
voraus, dass durch ihn eine neue Kausalkette in Gang ge-
setzt wird, die für die Nichtvollendung der Tat zumindest 
mitursächlich geworden ist. In subjektiver Hinsicht ist da-
bei erforderlich, dass das Handeln des Täters auf einen 

Abbruch des von ihm in Gang gesetzten Kausalverlaufs 
und eine dadurch eintretende Erfolgsabwendung gerichtet 
ist. Dies ist nicht der Fall, wenn der Täter die Tat bereits 
für vollendet hält, sodass die versehentlich mitbewirkte 
Rettung des Lebens eines totgeglaubten Opfers die An-
nahme eines Rücktritts nicht rechtfertigt. Gleiches gilt, 
wenn der Täter den Erfolg zwar für noch nicht eingetreten, 
seine Abwendung aber nicht mehr für möglich hält, denn 
auch hier fehlt es ihm an dem für einen Rücktritt unerläss-
lichen Willen, die Tat abzubrechen. Hingegen schließen 
bloße Verschleierungsbemühungen einen strafbefreien-
den Rücktritt nicht aus, wenn die Verhinderung der Tat-
vollendung ein Teil dieser Bemühungen ist. 
 
2. Lässt sich den Urteilsfeststellungen das Vorstellungs-
bild des Angeklagten, das zur revisionsgerichtlichen Prü-
fung des Vorliegens eines freiwilligen Rücktritts vom Ver-
such unerlässlich ist, nicht hinreichend entnehmen, hält 
das Urteil sachlich-rechtlicher Nachprüfung nicht stand. 
 

648. BGH 3 StR 13/26 – Beschluss vom 31. 
März 2026 (LG Kleve) 
Sukzessive Mittäterschaft (fehlende Tatherrschaft); Bei-
hilfe. 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB 

 
Der Umstand, dass ein (Mit-)Täter einen mehraktigen Ge-
samtplan unter Beteiligung verschiedener Personen befür-
wortetet, macht ihn nicht zu einem Teilnehmer jeder die-
sem Gesamtplan unterfallenden strafbaren Handlung. 

 
 
 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

II. Materielles Strafrecht – Besonderer Teil 
 
 

591. BGH 3 StR 100/25 – Beschluss vom 20. 
August 2025 (OLG Stuttgart) 
BGHR; rädelsführerschaftliche Gründung einer terroris-
tischen Vereinigung (Gründung; Rädelsführerschaft; Er-
teilung einer Zusage); besonderes persönliches Merk-
mal. 
§ 129a StGB; § 28 Abs. 2 StGB 

 
1. Zum Gründen einer terroristischen Vereinigung durch 
Erteilung einer für das Vereinigungsziel bedeutsamen Zu-
sage. (BGHR) 
 
2. Die Rädelsführerschaft ist ein tatbezogenes und kein 
besonderes persönliches Merkmal im Sinne des § 28 Abs. 
2 StGB. (BGHR) 
 

618. BGH 4 StR 134/26 – Beschluss vom 23. 
April 2026 (LG Bielefeld) 
Schwerer Wohnungseinbruchdiebstahl; kein erpresseri-
scher Menschenraub (Bemächtigungsvariante: Sichbe-
mächtigen, stabile Bemächtigungslage, Ausnutzen der 
Verfügungsgewalt über das Opfer im Sinne eines 

funktionalen Zusammenhangs, unvollkommen zweiak-
tiges Delikt); Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 
§ 244 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 4 StGB; § 239a Abs. 1 Var. 2 
StGB; § 44 StPO; § 45 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und 
2 StPO 

 
1. Des erpresserischen Menschenraubes macht sich schul-
dig, wer einen Menschen entführt oder sich eines Men-
schen bemächtigt, um die Sorge des Opfers um sein Wohl 
oder die Sorge eines Dritten um das Wohl des Opfers zu 
einer Erpressung gemäß § 253 StGB auszunutzen, oder 
wer die durch eine solche Handlung geschaffene Lage ei-
nes Menschen zu einer solchen Erpressung ausnutzt. Im 
Hinblick auf den Anwendungsbereich klassischer Delikte 
mit Nötigungselementen wie §§ 177, 249 ff., oder 253 ff. 
StGB ist der Tatbestand des § 239a Abs. 1 StGB im Zwei-
Personen-Verhältnis allerdings, insbesondere für Fälle des 
Sichbemächtigens, einschränkend auszulegen. 
 
2. Der Täter muss durch eine Entführung oder in sonstiger 
Weise die physische Herrschaftsgewalt über das Opfer ge-
winnen, dadurch eine stabile Bemächtigungslage schaffen 
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und entweder von vornherein beabsichtigen, diese Lage zu 
einer Erpressung auszunutzen, oder die zu anderen Zwe-
cken hergestellte Verfügungsgewalt über das Opfer zu ei-
ner Erpressung ausnutzen. Dabei muss der stabilisierten 
Bemächtigungslage mit Blick auf die erstrebte Erpressung 
eine eigenständige Bedeutung zukommen. Damit ist – ins-
besondere in Abgrenzung zu den Raubdelikten – indes le-
diglich gemeint, dass sich über die in jeder mit Gewalt 
oder Drohungen verbundenen Nötigungshandlung lie-
gende Beherrschungssituation hinaus eine weiter gehende 
Drucksituation auf das Opfer gerade auch aus der stabilen 
Bemächtigungslage ergeben muss. Der erforderliche funk-
tionale Zusammenhang liegt insbesondere dann nicht vor, 
wenn sich der Täter des Opfers durch Nötigungsmittel be-
mächtigt, die zugleich unmittelbar der beabsichtigten Er-
pressung dienen, wenn also Bemächtigungs- und Nöti-
gungsmittel zusammenfallen. 
 

629. BGH 4 StR 581/25 – Beschluss vom 23. 
März 2026 (LG Bochum) 
Versuchter Totschlag in einem minder schweren Fall 
(Voraussetzungen einer schweren Beleidigung, Zwei-
felssatz, keine Spontantat für das Merkmal „auf der 
Stelle zur Tat hingerissen“); gefährliche Körperverlet-
zung (Einsatz eines Jagdmessers). 
§ 212 Abs. 1 StGB; § 213 Alt. 1 StGB; § 22 StGB, § 23 
Abs. 1 StGB; § 224 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 5 StGB; § 52 Abs. 1 
StGB 

 
1. Soweit im Rahmen der Prüfung des § 213 StGB eine 
vom Angeklagten wahrgenommene Beleidigung nicht 
feststellbar ist der zu Gunsten des Angeklagten wirkende 
Zweifelssatz in den Blick zu nehmen. Dieser ist auch hin-
sichtlich einer seitens des Tatgerichts zwar nicht sicher 
feststellbaren, aber auch nicht auszuschließenden Provo-
kation durch den späteren Geschädigten anzuwenden. 
 
2. Einer Anwendung des § 213 Alt. 1 StGB stand auch 
nicht entgegen, dass die Beleidigung nicht den Angeklag-
ten selbst betrifft. Die Vorschrift schließt ausdrücklich An-
gehörige des Täters mit ein. Das zwischenzeitliche Ver-
sterben eines Angehörigen ändert an der Anwendbarkeit 
des § 213 StGB nichts, schmälert der Tod der beleidigten 
Person doch die Provokation für dessen Angehörige nicht 
(vgl. auch § 189 StGB). 
 
3. Für das Tatbestandsmerkmal „auf der Stelle zur Tat hin-
gerissen“ ist nicht entscheidend, ob sich die Tat als „Spon-
tantat“ darstellt. Vielmehr kommt es darauf an, ob der 
durch eine schwere Provokation hervorgerufene Zorn 
noch angehalten und als nicht durch rationale Abwägung 
unterbrochene Gefühlsaufwallung fortgewirkt hat. Ent-
scheidend ist, ob ein motivationspsychologischer Zusam-
menhang zwischen der Misshandlung oder Beleidigung 
durch das Opfer und der Körperverletzungs- oder Tö-
tungshandlung des Täters besteht. Das kann auch noch 
nach mehreren Stunden der Fall sein. 
 
4. Die – zu Gunsten des Angeklagten anzunehmende – Be-
leidigung als „Kinderficker“ ist ihrem Inhalt nach auch 
nicht so geringfügig, dass eine Anwendung des § 213 Alt. 
1 StGB von vornherein ausgeschlossen wäre. Ob eine 
„schwere Beleidigung“ vorliegt, beurteilt sich nach einem 
objektiven Maßstab. Die Handlung muss auf der 

Grundlage aller maßgeblichen Umstände unter objektiver 
Betrachtung und nicht nur aus der subjektiven Sicht des 
Täters als schwer beleidigend zu beurteilen sein, wobei die 
Anforderungen nicht zu niedrig anzusetzen sind. Maßge-
bend ist dafür der konkrete Geschehensablauf unter Be-
rücksichtigung von Persönlichkeit und Lebenskreis der 
Beteiligten, der konkreten Beziehung zwischen Täter und 
Opfer sowie der tatauslösenden Situation. Daran gemes-
sen war eine schwere Beleidigung im Sinne des § 213 Alt. 
1 StGB jedenfalls nicht von vornherein ausgeschlossen. 
 

632. BGH 4 StR 620/25 – Urteil vom 26. März 
2026 (LG Hagen) 
Gefährliche Körperverletzung; besonders schwere Ver-
gewaltigung; besonders schwere räuberische Erpres-
sung; sexuelle Nötigung; Bedrohung; versuchter schwe-
rer sexueller Missbrauch von Kindern; Drittbesitzver-
schaffen von kinderpornographischen Inhalten; sexuel-
ler Missbrauch von Kindern; rechtsfehlerhaft unterblie-
bene Anordnung der Sicherungsverwahrung (Rechtsbe-
griff des Hangs: Bestimmung eines erkennbaren, wie-
derkehrenden Delinquenztypus, kein Erfordernis sadis-
tischer Merkmale, kein zeitlicher Mindestabstand zwi-
schen Anlasstaten; Gefährlichkeitsprognose: unzuläs-
sige Gleichsetzung der bloßen Möglichkeit einer Verhal-
tensänderung mit deren erwartbarem Erfolg, Therapie-
bereitschaft als erstes Zeichen von Umkehr, aber kein 
entscheidender Einwand gegen eine fortdauernde Ge-
fährlichkeit). 
§ 224 Abs. 1 StGB; § 177 Abs. 1, Abs. 5, Abs. 6 Satz 2 
Nr. 1, Abs. 8 Nr. 1 StGB; § 255 StGB; § 253 StGB; § 250 
Abs. 2 StGB; § 241 StGB; § 184b StGB; § 176c StGB; 
§ 22 StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 66 StGB 

 
1. Zwar trat der Tatbestand der Bedrohung nach der zu 
§ 241 StGB aF ergangenen Rechtsprechung hinter den 
vollendeten Tatbestand der Nötigung zurück, sofern die 
Bedrohung mit einem Verbrechen – wie hier – ausschließ-
lich das Mittel dieser Nötigung darstellte. Gleiches wurde 
für das konkurrenzrechtliche Verhältnis zwischen Bedro-
hung und versuchter Nötigung angenommen. An Letzte-
rem hält die Rechtsprechung indes nach der Änderung des 
§ 241 StGB durch das Gesetz zur Bekämpfung des Rechts-
extremismus und der Hasskriminalität vom 30. März 2021 
(BGBl. I S. 441) nicht fest, sondern sieht die versuchte Nö-
tigung und die Bedrohung mit einem Verbrechen nun im 
Verhältnis der Tateinheit. 
 
2. Eine Beschränkung der Revision auf die Frage der Nicht-
anordnung der Sicherungsverwahrung ist grundsätzlich 
möglich; zwischen Strafe und Nichtanordnung der Maßre-
gel besteht aufgrund der Zweispurigkeit des Sanktionen-
systems grundsätzlich keine Wechselwirkung. Anders ist 
dies nur dann, wenn das Tatgericht die Höhe der Strafe 
von der Nichtanordnung der Sicherungsverwahrung ab-
hängig gemacht und damit Strafe und Maßregel in einen 
inneren, eine getrennte Prüfung beider Rechtsfolgen aus-
schließenden Zusammenhang gebracht hat. 
 
3. Der Rechtsbegriff des Hangs im Sinne von § 66 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 StGB bezeichnet einen eingeschliffenen inne-
ren Zustand, der den Täter immer wieder neue Straftaten 
begehen lässt. Ein Hang liegt bei demjenigen vor, der dau-
erhaft zur Begehung von Straftaten entschlossen ist oder 
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aufgrund einer fest eingewurzelten Neigung immer wie-
der straffällig wird, wenn sich die Gelegenheit dazu bietet. 
Hangtäter ist auch derjenige, der willensschwach ist und 
aus innerer Haltlosigkeit Tatanreizen nicht zu widerstehen 
vermag. Das Vorliegen eines Hangs im Sinne eines gegen-
wärtigen Zustands ist vom Tatgericht auf der Grundlage 
einer umfassenden Vergangenheitsbetrachtung in eigener 
Verantwortung unter sorgfältiger Gesamtwürdigung aller 
für die Beurteilung der Persönlichkeit des Täters und sei-
ner Taten maßgebenden Umstände wertend festzustellen 
und in den Urteilsgründen darzulegen. Diese Würdigung 
bedarf in den Fällen von § 66 Abs. 2 und 3 Satz 2 StGB, 
bei denen Vortaten und Vorverbüßungen fehlen, besonde-
rer Sorgfalt. 
 

574. BGH 2 StR 419/25 – Urteil vom 11. März 
2026 (LG Erfurt) 
Schwere Vergewaltigung (Kognitionspflicht; Beisichfüh-
ren einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Werk-
zeugs: Ablegen eines Messers in einem beengten Raum, 
subjektive Anforderungen). 
§ 177 Abs. 7 Nr. 1 StGB; § 177 Abs. 8 Nr. 1 StGB; § 264 
StPO 

 
1. Eine schwere Vergewaltigung gemäß § 177 Abs. 7 Nr. 1 
StGB setzt voraus, dass der Täter eine Waffe oder ein an-
deres gefährliches Werkzeug bei sich führt. Gefährlich 
sind solche Gegenstände, die – im Fall ihrer Verwendung 
– geeignet sind, erhebliche Verletzungen herbeizuführen. 
Bei sich führt der Täter das Werkzeug, wenn er es zu ir-
gendeinem Zeitpunkt der Tatbestandsverwirklichung ein-
satzbereit am Körper oder in seiner Nähe hat. Das ist der 
Fall, wenn er den Gegenstand ohne nennenswerten Zeit-
aufwand, ohne größere räumliche Distanz und ohne be-
sondere Schwierigkeiten während der Tatausführung ver-
wenden kann. 
 
2. In subjektiver Hinsicht müssen bei § 177 Abs. 7 Nr. 1 
StGB das Beisichführen und die Gefährlichkeit vom – zu-
mindest bedingten – Vorsatz umfasst sein. Von dem Erfor-
dernis eines aktuellen Bewusstseins sind dabei insoweit 
Abstriche vorzunehmen, als sich der Täter im Zeitpunkt 
der Tat nicht sämtlicher Tatumstände im Sinne eines „Da-
ran-Denkens“ bewusst sein muss. 
 

614. BGH 3 StR 85/25 – Beschluss vom 19. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Gründung einer kriminellen Vereinigung; mitglied-
schaftliche Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung 
(Konkurrenzen); Bildung bewaffneter Gruppen; Straf-
vorschriften nach dem WaffG. 
§ 127 StGB a.F.; § 129 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB; § 52 
WaffG 

 
Eine Gruppe, für die eine Mindestanzahl von drei Mitglie-
dern zumindest in Fällen eines räumlichen Zusammen-
wirkens ausreicht, verfügt nach § 127 StGB aF über Waf-
fen oder andere gefährliche Werkzeuge, wenn die Mitglie-
der imstande sind, auf die Gegenstände ungehindert Zu-
griff zu nehmen, um sie dem – identitätsstiftenden – Grup-
penzweck entsprechend einsetzen zu können. Eine zent-
rale Aufbewahrung der Waffen oder anderen gefährlichen 
Werkzeugen wird nicht vorausgesetzt; vielmehr genügt es, 

wenn die Gegenstände im Besitz einzelner Gruppenange-
höriger sind. 
 

666. BGH 5 StR 635/25 – Urteil vom 9. April 
2026 (LG Görlitz) 
Versuchter Diebstahl (unmittelbares Ansetzen bei 
Überwindung gewahrsamssichernder Schutzmechanis-
men); Beweiswürdigung; Kognitionspflicht. 
§ 242 StGB; § 22 StGB; § 261 StPO; § 264 StPO 

 
Für das unmittelbare Ansetzen zum Versuch des Dieb-
stahls reicht in Fällen der Gewahrsamssicherung durch 
Schutzmechanismen schon der erste Angriff auf einen sol-
chen regelmäßig aus, wenn sich der Täter bei dessen Über-
windung nach dem Tatplan ohne tatbestandsfremde Zwi-
schenschritte, zeitliche Zäsur oder weitere eigenständige 
Willensbildung einen ungehinderten Zugriff auf die er-
wartete Beute vorstellt. Sollen mehrere gewahrsamssi-
chernde Schutzmechanismen hintereinander im unmittel-
baren zeitlichen und räumlichen Zusammenhang mit pa-
raten Mitteln überwunden werden, ist schon beim Angriff 
auf den ersten davon in der Regel von einem unmittelba-
ren Ansetzen zur Wegnahme auszugehen. Auch Mauern 
und Hecken können entsprechende Schutzmechanismen 
sein, wenn ihnen nach Lage des Einzelfalles eine gewahr-
samssichernde Funktion zukommt. 
 

620. BGH 4 StR 20/26 – Beschluss vom 7. April 
2026 (LG Bochum) 
Besonders schwerer Raub (Verwendung eines gefährli-
chen Werkzeugs, Gewahrsamsbegriff, Gewahrsams-
wechsel bei schwer transportierbaren Tatobjekten, Ge-
wahrsamslockerung, Abgrenzung zum räuberischen 
Diebstahl: Vollendung des für die Wegnahme erforder-
lichen Gewahrsamsbruch vor Einsatz des qualifizierten 
Nötigungsmittels); gefährlicher Eingriff in den Straßen-
verkehr; gefährliche Körperverletzung. 
§ 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB; § 315b StGB; § 224 Abs. 1 
StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 252 StGB 

 
1. Der Tatbestand des § 252 StGB setzt voraus, dass der 
Diebstahl vollendet ist, mithin der für die Wegnahme er-
forderliche Gewahrsamsbruch bereits vor Einsatz des Nö-
tigungsmittels stattgefunden hat. Für die Begründung ei-
genen Gewahrsams im Sinne eines von Herrschaftswillen 
getragenen Herrschaftsverhältnisses ist entscheidend, ob 
der Täter die Herrschaft über die Sache derart erlangt hat, 
dass ihrer Ausübung keine wesentlichen Hindernisse 
mehr entgegenstehen, er sie ohne Behinderung durch den 
bisherigen Gewahrsamsinhaber ausüben und dieser sei-
nerseits ohne Beseitigung der Verfügungsgewalt des Tä-
ters nicht mehr über die Sache verfügen kann. Nach den 
hierfür maßgeblichen Anschauungen des täglichen Lebens 
genügt bei leicht beweglichen Sachen regelmäßig schon 
ein Ergreifen und Festhalten beziehungsweise das offene 
Wegtragen als Wegnahmehandlung, ohne dass dem eine 
Beobachtung des Tathergangs oder eine alsbaldige Entde-
ckung entgegenstehen. 
 
2. Demgegenüber kann sich bei größeren und schwereren 
Sachen, deren Abtransport mit besonderen Schwierigkei-
ten verbunden ist, eine andere Bewertung ergeben, wo-
nach für den Gewahrsamsbruch je nach den Umständen 
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des Einzelfalls beispielsweise ein Verbringen aus einem 
mit einem Zaun gesicherten Herrschaftsbereich oder eine 
abgeschlossene Verladung erforderlich sein kann. 
 
3. Setzt der Täter, der die schwer transportierbaren, 
schwereren Tatobjekte behalten und die uneingeschränkte 
Sachherrschaft über sie erlangen will, um sie seinem Plan 
gemäß gewinnbringend verkaufen zu können, sein Fahr-
zeug ein, um die Durchfahrt mit seinem Fahrzeug zu er-
zwingen und kommt dabei das Opfer zu Schaden, hat er 
den Tatbestand des Raubes nach § 249 Abs. 1 StGB in ob-
jektiver und subjektiver Hinsicht erfüllt und dabei ein ge-
fährliches Werkzeug im Sinne von § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB 
bei der Tat verwendet. 
 

596. BGH 3 StR 304/25 – Beschluss vom 3. 
September 2025 (LG Oldenburg) 
Bedrohung mit einem Verbrechen. 
§ 241 Abs. 2 StGB 

 
Eine Bedrohung im Sinne des § 241 Abs. 2 StGB setzt das 
ausdrücklich erklärte oder konkludent zum Ausdruck ge-
brachte Inaussichtstellen der Begehung eines Verbre-
chens gegen den Drohungsadressaten oder eine ihm na-
hestehende Person voraus. Ein Drohen kann daher nur als 
ein Hinweis auf etwas noch Zukünftiges begriffen wer-
den, sodass im Beginn der Verwirklichung eines Gesche-
hens selbst nicht zugleich seine Ankündigung liegen 
kann. 
 

659. BGH 5 StR 102/26 – Beschluss vom 22. 
April 2026 (LG Hamburg) 
Sexuelle Handlungen gegen den erkennbaren Willen 
(maßgebliche konkludente Ablehnung). 
§ 177 Abs. 1 StGB 

 
Der erkennbare Wille im Sinne des § 177 Abs. 1 StGB 
muss nicht durch die Verwendung des Wortes „Nein“ 
kundgetan werden, er kann auch konkludent zum Aus-
druck kommen. Selbst wenn dieser erst im Verlauf von zu-
nächst einverständlich oder auch nur ohne geäußerten Wi-
derwillen hingenommenen sexuellen Handlungen erkenn-
bar geworden ist, steht dies der Tatbestandsverwirkli-
chung nicht entgegen. 
 

624. BGH 4 StR 43/26 – Beschluss vom 25. 
März 2026 (LG Trier) 
Verwerfung der Revision als unbegründet; fahrlässige 
Tötung; Gefährdung des Straßenverkehrs (Anforderun-
gen an den jedenfalls bedingten Gefährdungsvorsatz 
über die Kenntnis der Gefährlichkeit der Teilnahme am 

Straßenverkehr im fahruntüchtigen Zustand hinaus); 
fahrlässige Körperverletzung; Entziehung der Fahrer-
laubnis. 
§ 349 Abs. 2 StPO; § 222 StGB; § 315c Abs. 1 Nr. 1a 
StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 69 Abs, 2 Nr. 1 StGB; § 69a 
StGB 

 
Der erforderliche (mindestens) bedingte Gefährdungsvor-
satz ist gegeben, wenn der Täter über die allgemeine Ge-
fährlichkeit seiner Teilnahme am Straßenverkehr in fahr-
untüchtigem Zustand hinaus auch die Umstände kennt, 
die den in Rede stehenden Gefahrerfolg im Sinne eines 
Beinaheunfalls als naheliegende Möglichkeit erscheinen 
lassen, und er sich mit dem Eintritt einer solchen Gefah-
renlage zumindest abfindet. 
 

664. BGH 5 StR 595/25 – Urteil vom 6. Mai 
2026 (LG Kiel) 
Schwerer Diebstahl (Bande; Wohnungseinbruch; Ver-
such; Rücktritt) Kognitionspflicht; Beweiswürdigung. 
§ 242 StGB; § 244 StGB; § 244a StGB; § 261 StPO; § 264 
StPO 

 
1. Eine Bande im Sinne des § 244a Abs. 1 StGB setzt den 
Zusammenschluss von mindestens drei Personen mit dem 
Willen voraus, künftig für eine gewisse Dauer mehrere 
selbstständige, im Einzelnen noch ungewisse Diebstähle 
zu begehen. Nicht erforderlich ist die gegenseitige ver-
bindliche Verpflichtung zur Begehung bestimmter De-
likte; es genügt vielmehr auch die Übereinkunft, in Zu-
kunft sich ergebende günstige Gelegenheiten zu gemein-
samer Tatbegehung zu nutzen. Das Vorliegen einer Ban-
denabrede kann zwar auch aus dem konkret feststellbaren, 
wiederholten deliktischen Zusammenwirken mehrerer 
Personen hergeleitet werden, es kann sich aber auch aus 
anderen Umständen ergeben. Dabei steht einer Banden-
mitgliedschaft nicht entgegen, dass ein einzelner Beteilig-
ter stets nur Gehilfe sein soll. 
 
2. Die Kognitionspflicht (§ 264 StPO) gebietet, die ange-
klagte Tat im verfahrensrechtlichen Sinn erschöpfend ab-
zuurteilen. Das Gericht ist dabei an die rechtliche Beurtei-
lung, wie sie der Anklage und dem Eröffnungsbeschluss 
zugrunde liegt, nicht gebunden. Der verfahrensrechtliche 
Tatbegriff umfasst den von der zugelassenen Anklage be-
troffenen geschichtlichen Vorgang, innerhalb dessen der 
Angeklagte einen Straftatbestand verwirklicht haben soll; 
zu dieser Tat gehört deshalb das gesamte Verhalten, soweit 
es mit dem durch die Anklage bezeichneten geschichtli-
chen Vorkommnis nach der Auffassung des Lebens einen 
einheitlichen Vorgang darstellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 



Rechtsprechung  Hervorzuhebende Entscheidungen des BGH: III. Strafzumessungs – und Maßregelrecht 

HRRS Juni (6/2026) 

 
 171 
 
 171 
 

 

Rechtsprechung 
 

 
 

 

III. Strafzumessungs- und Maßregelrecht 
 
 

668. BGH 5 StR 702/24 – Beschluss vom 3. De-
zember 2025 (LG Berlin I) 
Selbständiges Einziehungsverfahren (Vermögen unkla-
rer Herkunft; Herrühren aus rechtswidriger Tat; Paral-
lele zum Geldwäsche-Tatbestand; Kette von Verwer-
tungshandlungen; Vermischungsfälle; Teilkontamina-
tion; Verhältnismäßigkeit; Hinweispflicht). 
§ 76a Abs. 4 StGB; § 265 StPO; § 435 StPO 

 
1. Die Vorschrift des § 76a Abs. 4 StGB ermöglicht es, Ver-
mögen unklarer Herkunft unabhängig vom Nachweis ei-
ner konkreten rechtswidrigen Tat einzuziehen, wenn das 
Gericht davon überzeugt ist, dass der sichergestellte Ge-
genstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt. Hierbei 
kann es sich um irgendeine, nicht näher konkretisierbare 
rechtswidrige Tat handeln. 
 
2. Das Tatbestandsmerkmal „Herrühren“ in § 76a Abs. 4 
StGB ist § 261 StGB entlehnt. Der weit auszulegende Be-
griff erfasst auch eine Kette von Verwertungshandlungen, 
bei denen der ursprünglich bemakelte Gegenstand – gege-
benenfalls mehrfach – durch einen anderen oder auch 
durch mehrere Surrogate ersetzt wird. Maßgeblich ist eine 
wirtschaftliche Betrachtungsweise, wonach Gegenstände 
dann als bemakelt anzusehen sind, wenn sie sich im Sinne 
eines Kausalzusammenhangs auf die Vortat zurückführen 
lassen, mithin ihre Ursache in der rechtswidrigen Tat ha-
ben. 
 
3. In Fällen, in denen möglicherweise legal erworbene und 
inkriminierte Geldmittel miteinander vermischt werden, 
ist der Einziehungsgegenstand nach den Grundsätzen zu 
bestimmen, die für den Geldwäschetatbestand bei „Teil-
kontamination“ entwickelt worden sind. Danach kommt 
es entscheidend darauf an, dass der aus Vortaten herrüh-
rende Anteil bei wirtschaftlicher Betrachtung nicht völlig 
unerheblich ist; die Ausgestaltung der Norm als Soll-Vor-
schrift verhindert im Einzelfall unverhältnismäßige Ein-
ziehungsanordnungen. Maßgeblich für die Ausfüllung des 
Tatbestandsmerkmals des „Herrührens“ ist in Vermi-
schungsfällen das Verhältnis von legalen zu illegalen Fi-
nanzquellen, welches auf die konkret einzuziehenden ein-
zelnen Vermögengegenstände zu beziehen ist. 
 
4. In „Vermischungsfällen“ kann bei der Prüfung der Ver-
hältnismäßigkeit der Maßnahme auf das Ausmaß der Bös-
gläubigkeit des betroffenen Dritten, die Höhe der Bema-
kelungsquote und den aktuellen Verkehrswert des Einzie-
hungsgegenstands abgestellt werden und zudem Berück-
sichtigung finden, wer wirtschaftlicher Eigentümer der be-
makelten Sache ist und ob die in diese investierten Geld-
mittel „faktisch“ aus strafbaren Handlungen stammen. 
Um bei mischfinanzierten Vermögenswerten einen unver-
hältnismäßigen Eingriff in die grundrechtlich geschützte 
Eigentumsgarantie des Artikel 14 Abs. 1 GG zu 

vermeiden, ist die Höhe des Anteils illegaler Geldmittel an 
den für jedes Grundstück gesondert zu erfassenden Ge-
samtaufwendungen genau in den Blick zu nehmen. 
 
5. Im selbständigen Einziehungsverfahren ist nach § 265 
Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 3 StPO in Verbindung mit § 435 Abs. 
3 Satz 2, § 427 Abs. 1 Satz 1 StPO ein Hinweis auf eine 
veränderte Sachlage zu erteilen, wenn dies zur genügen-
den Verteidigung gegen den Einziehungsausspruch erfor-
derlich ist. Insofern gilt im (objektiven) selbständigen Ein-
ziehungsverfahren keine weitergehende Hinweispflicht als 
im subjektiven (Straf-)Verfahren. Es ist kein Grund dafür 
ersichtlich, den Einziehungsbeteiligten gegenüber einem 
Angeklagten als schutzwürdiger anzusehen: Anders als im 
subjektiven Verfahren, indem sich der Angeklagte gegen 
einen Schuldspruch zu verteidigen hat, richtet sich das 
Verfahren der selbständigen Einziehung nach § 76a Abs. 4 
StGB nur gegen die Sache. 
 
6. Nicht jede Veränderung der Sachlage löst eine Hinweis-
pflicht aus, sondern nur eine solche, die in ihrem Gewicht 
einer Veränderung eines rechtlichen Gesichtspunkts 
gleichsteht. Hinweispflichtige Umstände sind in erster Li-
nie subsumtionsrelevante Tatsachen. Hingegen sind Hin-
weise hinsichtlich der Bewertung von Indiztatsachen nicht 
erforderlich. Ebenso wenig muss das Gericht vor der Ur-
teilsberatung seine Beweiswürdigung offenlegen oder sich 
zum Inhalt und Ergebnis einzelner Beweiserhebungen er-
klären. 
 

539. BGH 1 StR 388/25 – Beschluss vom 4. 
März 2026 (LG Landshut) 
Einziehung (Erlangen von Tatlohn „für“ die Tat: Zuwen-
dung durch eine juristische Person); Umsatzsteuerhin-
terziehung (Konkurrenzverhältnis von falscher Umsatz-
steuervoranmeldung und unterlassener Umsatzsteuer-
jahreserklärung: Umsatzsteuerkarussell). 
§ 73 Abs. 1 StGB; § 370 Abs. 1 AO; § 52 StGB 

 
1. „Für die Tat“ ist etwas erlangt, wenn der Vermögensvor-
teil das Entgelt oder Lohn für eine angeklagte und tatrich-
terlich festgestellte Straftat ist. Es ist nicht erforderlich, 
dass andere natürliche Personen dem Einziehungsbe-
troffenen den Vermögensvorteil für seine Tatbeteiligung 
zuwenden. Auch juristische Personen oder (teil-)rechtsfä-
hige Personengesellschaften können als Leistende zwi-
schengeschaltet werden. Die Eigenmächtigkeit eines Ein-
behalts unterbricht indes den Kausal- und Zurechnungs-
zusammenhang. 
 
2. Gegenüber der Steuerhinterziehung durch Unterlassen 
(§ 370 Abs. 1 Nr. 2 AO) erweist sich die Steuerverkürzung 
durch Tun (§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO) in der Konstellation 
„Abgabe der Umsatzsteuervoranmeldungen, Nichtabgabe 
der Umsatzsteuerjahreserklärung“ regelmäßig als 
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gewichtiger. Gegenüber der bereits durch monatlich oder 
quartalsweise abgegebene Falscherklärungen bewirkten 
Steuerhinterziehung reduziert sich der Unrechtsgehalt der 
anschließenden Nichtabgabe einer Umsatzsteuerjahreser-
klärung der Sache nach letztlich auf den Vorwurf, mit die-
sem Unterlassen nicht zur Steuerehrlichkeit zurückge-
kehrt zu sein. Die falschen Umsatzsteuervoranmeldungen 
sind deshalb nicht mitbestrafte Vortat zur nicht abgegebe-
nen Umsatzsteuerjahreserklärung. 
 
3. Dies gilt erst recht, wenn der Unternehmer in den Vo-
ranmeldungen unberechtigt Vorsteuern geltend macht, 
um entweder seine Umsatzsteuerzahllast zu verringern 
oder gar sich ein Vorsteuerguthaben zu erschleichen. In 
sogenannten „Umsatzsteuerkarussell- oder -betrugsfäl-
len“, mit denen sich die Tatbeteiligten über Umsatzsteu-
ervoranmeldungen unberechtigt Vorsteuerüberhänge aus-
zahlen lassen („Griff in die Finanzkasse“), die dann inner-
halb der Tätergruppierung verteilt werden, wird bereits 
dadurch der Steuerschaden verwirklicht. In einer solchen 
Konstellation ist die Abgabe der unrichtigen Umsatzsteu-
ervoranmeldung nicht als Durchgangsstadium anzusehen, 
um erst mit dem Unterlassen der Abgabe der Jahreserklä-
rung die Umsatzsteuer auf Dauer zu hinterziehen. 
 

619. BGH 4 StR 158/25 – Urteil vom 9. April 
2026 (LG Dortmund) 
Aufhebung des landgerichtlichen Urteils im Straf- und 
Maßregelausspruch; sexueller Missbrauch von Kindern; 
(versuchtes) Herstellen pornographischer Schriften; se-
xueller Übergriff; Sichverschaffen kinderpornographi-
scher Schriften; sexueller Missbrauch von Kindern ohne 
Körperkontakt; versuchter sexueller Missbrauch eines 
Kindes; Unterbringung in einem psychiatrischen Kran-
kenhaus (Aussetzung der Maßregel zur Bewährung, An-
forderungen an die Anordnung der Unterbringung, Be-
griff der zu verbüßenden Freiheitsstrafe bei anzurech-
nender erlittener Untersuchungshaft); Schuldfähigkeit 
(Anforderungen an die Schuldfähigkeit: Pädophilie als 
die Steuerungsfähigkeit beeinträchtigende Nebenströ-
mung, neurotische Fehlentwicklung, prinzipiell mehr-
stufige Feststellung der aufgehobenen oder erheblich 
verminderten Schuldfähigkeit, unterbliebene Erörte-
rung der mittelgradig ausgeprägten atypischen Spiel-
sucht bei Kontaktaufnahme mit Geschädigten über ein 
Videospiel); Einziehungsentscheidung; versäumte Prü-
fung einer Strafrahmenverschiebung. 
§ 176 Abs. 4 Nr. 2, Nr. 3 lit. b) StGB; § 176a Abs. 1 Nr. 
1, Nr. 2, Nr. 3 StGB; § 177 Abs. 1 StGB; § 184b Abs. 1 
Nr. 3, Abs. 3 StGB; § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; § 63 StGB; 
§ 67b Abs. 2 Satz 1 StGB; § 56 Abs. 2 Satz 1 StGB; § 51 
Abs. 1 Satz 1 StGB; § 20 StGB; § 21 StGB; § 52 Abs. 2 
StGB 

 
1. Die Unterbringung in einem psychiatrischen Kranken-
haus gemäß § 63 StGB darf nur angeordnet werden, wenn 
zweifelsfrei feststeht, dass der Unterzubringende bei Be-
gehung der Anlasstat(en) aufgrund eines psychischen De-
fekts schuldunfähig oder vermindert schuldfähig war und 
die Tatbegehung auf diesem Zustand beruht. 
 
2. Die Entscheidung, ob die Schuldfähigkeit des Angeklag-
ten zur Tatzeit aus einem der in § 20 StGB bezeichneten 
Gründe aufgehoben oder im Sinne von § 21 StGB 

erheblich vermindert war, erfolgt prinzipiell mehrstufig. 
Zunächst ist die Feststellung erforderlich, dass bei dem 
Angeklagten eine psychische Störung vorliegt, die ein sol-
ches Ausmaß erreicht hat, dass sie unter eines der psycho-
pathologischen Eingangsmerkmale des § 20 StGB zu sub-
sumieren ist. Sodann sind der Ausprägungsgrad der Stö-
rung und deren Einfluss auf die soziale Anpassungsfähig-
keit des Täters zu untersuchen. Durch die festgestellten 
psychopathologischen Verhaltensmuster muss die psychi-
sche Funktionsfähigkeit des Täters bei der Tatbegehung 
beeinträchtigt worden sein. Hierzu ist das Gericht jeweils 
für die Tatsachenbewertung auf die Hilfe eines Sachver-
ständigen angewiesen. 
 
3. Gleichwohl handelt es sich bei der Frage des Vorliegens 
eines der Eingangsmerkmale des § 20 StGB bei gesicher-
tem Vorliegen eines psychiatrischen Befunds wie bei der 
Prüfung der aufgehobenen oder erheblich eingeschränkten 
Steuerungsfähigkeit des Angeklagten zur Tatzeit um 
Rechtsfragen. Deren Beurteilung erfordert konkretisie-
rende und widerspruchsfreie Darlegungen dazu, in wel-
cher Weise sich die festgestellte psychische Störung bei 
Begehung der Tat auf die Handlungsmöglichkeiten des An-
geklagten in der konkreten Tatsituation und damit auf die 
Einsichts- und Steuerungsfähigkeit ausgewirkt hat. 
 
4. Eine Pädophilie kann nicht ohne Weiteres einer schwe-
ren Persönlichkeitsstörung gleichgesetzt und dem Ein-
gangsmerkmal der schweren anderen seelischen Störung 
im Sinne von § 20 StGB zugeordnet werden. Eine Pädo-
philie kann aber im Einzelfall eine schwere andere seeli-
sche Störung und eine hierdurch erheblich beeinträchtigte 
Steuerungsfähigkeit begründen. Voraussetzung hierfür ist 
nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs allerdings, dass die sexuelle Devianz den Täter im 
Wesen seiner Persönlichkeit so verändert hat, dass er zur 
Bekämpfung seiner Triebe nicht die erforderlichen Hem-
mungen aufbringt, sondern bei der Begehung der Sexual-
taten aus einem starken, mehr oder weniger unwidersteh-
lichen Zwang heraus handelt. Ob dies der Fall ist, bedarf 
einer Gesamtschau der Täterpersönlichkeit und seiner Ta-
ten. Ein für das Eingangsmerkmal genügender Ausprä-
gungsgrad kann anzunehmen sein, wenn die Sexualprak-
tiken zu einer eingeschliffenen Verhaltensschablone ge-
worden sind, die sich durch abnehmende Befriedigung, 
zunehmende Frequenz der devianten Handlungen, Aus-
bau des Raffinements und gedankliche Einengung des Tä-
ters auf diese Praktiken auszeichnen. 
 
5. Die nach § 63 StGB erforderliche Gefährlichkeitsprog-
nose ist auf der Grundlage einer umfassenden Würdigung 
der Persönlichkeit des Täters, seines Vorlebens und der 
von ihm begangenen Anlasstaten zu entwickeln. Sie muss 
sich darauf erstrecken, welche rechtswidrigen Taten dro-
hen und wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist. 
 
6. Gemäß § 67b Abs. 1 Satz 2 StGB unterbleibt die Ausset-
zung der Maßregelvollstreckung zur Bewährung, wenn der 
Angeklagte noch Freiheitsstrafe zu verbüßen hat, die 
gleichzeitig mit der Maßregel verhängt und nicht zur Be-
währung ausgesetzt wird. Anders als die Strafkammer an-
genommen hat, gilt dies auch, wenn die Freiheitsstrafe 
zwar – etwa aufgrund ihrer Höhe (§ 56 Abs. 2 Satz 1 StGB) 
– nicht zur Bewährung ausgesetzt werden kann, mit Ein
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tritt der Rechtskraft aber unter Anrechnung erlittener Un-
tersuchungshaft nach § 51 Abs. 1 Satz 1 StGB eine Ent-
scheidung über die Aussetzung der Reststrafenvollstre-
ckung nach § 57 Abs. 1 StGB ansteht. Ob und in welchem 
Umfang der Angeklagte Freiheitsstrafe im Sinne von § 67b 
Abs. 1 Satz 2 StGB noch „zu verbüßen“ hat, steht zum Zeit-
punkt der Urteilsfällung schon mangels Rechtskraft des 
Strafurteils nicht fest und damit ebenso wenig, zu welchem 
Zeitpunkt zwei Drittel der Strafe im Sinne von § 57 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 StGB verbüßt sind. Wird (auch) ein Rechtsmit-
tel zum Nachteil des Angeklagten eingelegt, kann sich die-
ser Zeitpunkt auch noch nach hinten verlagern. Der Aus-
setzung einer Maßregelvollstreckung zur Bewährung steht 
§ 67b Abs. 1 Satz 2 StGB daher nur dann nicht entgegen, 
wenn bereits zum Urteilszeitpunkt feststeht, dass eine 
Freiheitsstrafe – etwa, weil ihre Höhe im zweiten Rechts-
gang dem Verschlechterungsverbot nach § 358 Abs. 2 StPO 
unterliegt – vollständig erledigt ist. Zwar ist die Freiheits-
strafe dann infolge ihrer Erledigung schon begrifflich nicht 
mehr einer Aussetzung nach § 56 StGB zugänglich. Der 
Angeklagte hätte aber nicht mehr im Sinne des § 67b Abs. 
1 Satz 2 StGB „Freiheitsstrafe zu verbüßen“. 
 

616. BGH StB 67/25 – Beschluss vom 10. De-
zember 2025 (OLG Düsseldorf) 
Sofortige Beschwerde gegen einen die Reststrafenbe-
währung bewilligenden Beschluss; Einwilligung des 
Verurteilten in die Reststrafenbewährung. 
§ 454 Abs. 3 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 
5 Var. 5 StPO; § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StGB 

 
Für die Reststrafenbewährung bedarf es stets einer Ein-
willigung des Verurteilten im Sinne des § 57 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 StGB. Diese Erklärung steht in seiner alleinigen Dis-
position. Er kann sie bis zur Rechtskraft des Aussetzungs-
beschlusses, somit noch im Beschwerdeverfahren, wirk-
sam zurücknehmen. Einer Aufhebung der angeordneten 
Strafrestaussetzung steht deshalb nicht entgegen, dass die 
Einwilligung zum Zeitpunkt der angefochtenen Entschei-
dung vorgelegen hat. 
 

576. BGH 2 StR 430/25 – Urteil vom 11. Feb-
ruar 2026 (LG Marburg) 
Erfolglose Verfahrensrügen; Beweiswürdigung (Schuld-
fähigkeit); Anordnung der Sicherungsverwahrung 
(Hang; Ermessensausübung: frühkriminelle Hangtä-
ter). 
§ 21 StGB; § 64 StGB; § 66 Abs. 3 Satz 2 StGB; § 242 
StPO; § 244 Abs. 2 StPO; § 261 StPO 

 
Die Anordnung der Sicherungsverwahrung gemäß § 66 
Abs. 3 Satz 2 StGB steht im pflichtgemäßen Ermessen des 
Tatgericht. Bei frühkriminellen Hangtätern, die das 21. Le-
bensjahr gerade erst überschritten haben, ist der Ermes-
sensspielraum jedoch dahingehend verengt, dass bei ihnen 
die Sicherungsverwahrung nur in Ausnahmefällen unter 
strengen Anforderungen bei besonders schweren Strafta-
ten zulässig ist und besonders sorgfältiger Würdigung be-
darf. 
 

626. BGH 4 StR 572/25 – Beschluss vom 12. 
Februar 2026 (LG Bremen) 
Beteiligung an einer aus der Türkei heraus gesteuerten 
Tätergruppierung nach dem Modus Operandi „Falscher 

Polizeibeamter“: Gewerbsmäßige Bandenhehlerei; Bei-
hilfe zum gewerbsmäßigen Bandenbetrug; Beihilfe zum 
schweren Bandendiebstahl (Abgrenzung zur Mittäter-
schaft bei vollendetem, aber noch nicht beendeten Dieb-
stahls- bzw. Betrugstaten, Eigenschaft als Bandenmit-
glied); gewerbs- und bandenmäßiger Computerbetrug. 
§ 260a Abs. 1 StGB; § 263 Abs. 1, Abs. 2 Satz Nr. 1, Abs. 
5 StGB; § 27 Abs. 1 StGB; § 25 Abs. 2 StGB; § 244a Abs. 
1 Alt. 2 StGB; § 263a Abs. 1, Abs. 2 StGB 

 
1. Spätestens mit der Erlangung der Tatbeute durch ein 
Bandenmitglied und deren Verbringung zum (tatortver-
schiedenen) Übergabetreffpunkt waren die ertrogenen 
Vermögenswerte bzw. gestohlenen Gegenstände endgültig 
erlangt und ausreichend gesichert. Nach Beendigung einer 
Tat ist aber weder eine Mittäterschaft an dieser noch eine 
Beihilfe zu dieser durch zeitlich nachfolgende Tatbeiträge 
möglich. Hieran ändert sich auch nichts, wenn die Vermö-
genswerte tatplanmäßig noch innerhalb der Gruppierung 
weiterverschoben wurden. 
 
2. Einem Dritten wird das Tatobjekt der Hehlerei (auch) 
verschafft, wenn durch das Handeln des Täters die wirt-
schaftliche Verfügungsgewalt über das Hehlgut unmittel-
bar vom Vorbesitzer an einen Dritten weitergeleitet wird. 
 
3. Zwar führt eine Bandenabrede nicht zwingend dazu, 
dass die Zusage, an Bandentaten mitzuwirken, (schon) als 
Beteiligung hinsichtlich einer zu ihrer Ausführung began-
genen Tat anzusehen ist, denn dies hätte eine Strafbarkeit 
der bloßen Eingliederung in eine Bande zur Folge. 
 
4. Waren die Vortaten zwar möglicherweise bereits vollen-
det, aber noch nicht beendet, kann (sukzessive) Beihilfe 
geleistet werden. Denn für eine Strafbarkeit als Gehilfe ge-
nügt in subjektiver Hinsicht bedingter Vorsatz. Einzelhei-
ten der Haupttat braucht der Gehilfe nicht zu kennen und 
auch keine bestimmte Vorstellung von ihr zu haben. Selbst 
eine andere rechtliche Einordnung der Haupttat ist un-
schädlich, sofern es sich nicht um eine grundsätzlich an-
dere Tat handelt. 
 
5. Einer Strafbarkeit als Gehilfe der Vortat und außerdem 
wegen Hehlerei steht zudem nicht entgegen, dass vorlie-
gend die Teilnahmehandlung in der Zusage der Vornahme 
der späteren Hehlereihandlung bestand und damit die Bei-
hilfe auf die später gehehlte Beute abzielte. Der Teilneh-
mer an der Vortat kann lediglich dann nicht Täter einer 
anschließenden Hehlerei sein, wenn er unmittelbar am 
wirtschaftlichen Erfolg der Vortat teilhaben will, etwa im 
Sinne eines „Anrechts“ auf die Beute. 
 
6. Hingegen kommt wegen seiner strafbewehrten Teil-
nahme an den Vortaten eine (weiter gehende) Verurtei-
lung wegen Geldwäsche in der Variante der Drittverschaf-
fung nach § 261 Abs. 1 Nr. 3 StGB nicht in Betracht. Denn 
es handelt sich jeweils um straflose Fälle der Selbstgeld-
wäsche (§ 261 Abs. 7 StGB). Für eine strafbare Geldwä-
sche wäre bei Weiterleitung der Tatbeute ein Verschleiern 
von deren Herkunft im Sinne eines zielgerichteten und ir-
reführenden Vorgehens erforderlich, das darauf abzielt, 
dem Geldwäschegegenstand den Anschein einer anderen 
(legalen) Herkunft zu verleihen oder zumindest die wahre 
Herkunft zu verbergen. 
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7. Mitglied einer Bande kann auch derjenige sein, dem 
nach der Bandenabrede nur Aufgaben zufallen, die sich bei 
wertender Betrachtung als Gehilfentätigkeit darstellen. 
Allerdings darf es sich nicht nur um Beiträge von gänzlich 
untergeordneter Bedeutung handeln, da diese eine Orga-
nisationsgefahr schwerlich begründen oder steigern kön-
nen. Die gleichzeitige Beteiligung an einer Diebes- bzw. 
Betrugsbande (als Gehilfe) und einer Hehlerbande (als Tä-
ter) steht zur Gesetzeslage nicht in Widerspruch. Viel-
mehr ist die Angehörigkeit zu verschiedenen Banden mög-
lich. 
 
8. Nur ausnahmsweise kommt zwischen der Beteiligung 
an der Vortat und einer anschließenden Hehlerei Tatein-
heit in Betracht, namentlich wenn die einzelnen Betäti-
gungsakte räumlich und zeitlich in einem so engen Zu-
sammenhang stehen, dass sie bei lebensnaher Betrach-
tung schon äußerlich eine Einheit im Sinne einer natürli-
chen Handlungseinheit bilden. 
 

571. BGH 2 StR 396/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Köln) 
Strafzumessung (Beihilfe zum Versuch: unzulässige 
Versagung der fakultativen Strafmilderung wegen voll-
ständiger Erbringung der Beihilfehandlung, Versagung 
der fakultativen Strafmilderung wegen bereits eingetre-
tenen Einbruchsschadens, versuchter Wohnungsein-
bruchdiebstahl, versuchter Diebstahl); Einziehung des 
Wertes von Taterträgen (Verfügungsgewalt; Wertbe-
stimmung); erweiterte Einziehung (§ 73a StGB keine 
Rechtsgrundlage für Einziehung eines Surrogats; Vor-
rang der Tatmitteleinziehung gegenüber der erweiterten 
Einziehung). 
§ 23 Abs. 2 StGB; § 27 Abs. 2 StGB; § 46 Abs. 1 StGB; 
§ 73a StGB; § 73c StGB; § 74 StGB; 243 StGB; § 244 
Abs. 4 StGB 

 
1. Die Verweigerung der Strafrahmenmilderung nach § 23 
Abs. 2 StGB bei einer Beihilfe zum versuchten Diebstahl 
mit der Erwägung, dass der eigene Tatbeitrag des Ange-
klagten vollständig von ihm erbracht war, begegnet durch-
greifenden rechtlichen Bedenken. Sie macht dem Ange-
klagten unzulässig zum Vorwurf, sich überhaupt strafbar 
gemacht zu haben, indem er durch (vollendete) Hilfeleis-
tung den Versuch einer Haupttat förderte. 
 
2. Dagegen kann die Höhe eines bereits eingetretenen 
Einbruchsschadens unter dem Aspekt der darin zum Aus-
druck kommenden Nähe der Tatvollendung zwar zulässi-
ger Ermessensgesichtspunkt sein. Die Urteilsgründe 
müssen jedoch die Schadenshöhe belegen, indem die 
hierfür erforderlichen Bemessungsgrundlagen mitgeteilt 
werden. 
 
3. Für die Einziehung des Surrogats des ursprünglich Er-
langten bietet § 73a StGB keine Rechtsgrundlage (st. 
Rspr.). Jedoch kann der zur Anschaffung des Surrogats 
aufgewendete Betrag des durch weitere Erwerbstaten Er-
langten gemäß §§ 73a, 73c StGB erweitert eingezogen 
werden, wenn die Voraussetzungen dafür vorliegen. 
 

638. BGH 6 StR 134/26 – Beschluss vom 29. 
April 2026 (LG Frankfurt (Oder)) 

Körperverletzung; Beleidigung; Aussetzung der Frei-
heitsstrafe zur Bewährung. 
§ 223 Abs. 1 StGB; § 185 StGB; § 349 Abs. 2, Abs. 4 
StPO 

 
Die Versagung der Strafaussetzung zur Bewährung bedarf 
der Begründung. Unabhängig von § 267 Abs. 3 Satz 4 
StPO sind aus materiellrechtlichen Gründen Ausführun-
gen im Urteil zur Strafaussetzung zur Bewährung erfor-
derlich, wenn angesichts der konkreten Umstände des 
Falls eine Strafaussetzung zur Bewährung nicht so fern 
liegt, dass auf eine Gesamtwürdigung der wesentlichen 
Umstände im Hinblick auf die dem Angeklagten zu stel-
lende Kriminalprognose (§ 56 Abs. 1 StGB) und auf das 
Vorliegen besonderer Umstände im Sinne von § 56 Abs. 2 
StGB verzichtet werden könnte. 
 

631. BGH 4 StR 607/25 – Beschluss vom 23. 
Februar 2026 (LG Dortmund) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Umfang und Merkmale der Gefährlichkeitsprognose). 
§ 63 StGB; § 114 Abs. 1 StGB; § 113 Abs. 1 StGB; § 185 
StGB; § 194 StGB; § 223 Abs. 1, Abs. 2 StGB; § 224 Abs. 
1 Nr. 2 Alt. 2 und Nr. 5 StGB; § 230 StGB; § 52 StGB; 
§ 53 StGB 

 
1. Die grundsätzlich unbefristete Unterbringung in einem 
psychiatrischen Krankenhaus gemäß § 63 StGB ist eine au-
ßerordentlich belastende Maßnahme, die besonders gravie-
rend in die Rechte des Betroffenen eingreift. Sie darf daher 
nur angeordnet werden, wenn zweifelsfrei feststeht, dass der 
Täter bei Begehung der Anlasstat aufgrund eines psychischen 
Defekts schuldunfähig oder vermindert schuldfähig war und 
die Tatbegehung auf diesem Zustand beruht. Weiterhin muss 
überwiegend wahrscheinlich sein, dass der Betroffene infolge 
seines fortdauernden Zustands in Zukunft erhebliche rechts-
widrige Taten begehen wird. Die hierfür erforderliche Gefähr-
lichkeitsprognose ist auf der Grundlage einer umfassenden 
Würdigung der Persönlichkeit des Täters, seines Vorlebens 
und der von ihm begangenen Anlasstat(en) zu entwickeln. 
Sie muss sich darauf erstrecken, welche rechtswidrigen Taten 
drohen und wie ausgeprägt das Maß der Gefährdung ist. Da-
bei ist das Tatgericht verpflichtet, die wesentlichen Umstände 
in den Urteilsgründen so umfassend darzustellen, dass das 
Revisionsgericht in die Lage versetzt wird, die Entscheidung 
nachzuvollziehen. Beschränkt sich das Tatgericht dabei da-
rauf, sich der Beurteilung durch den Sachverständigen anzu-
schließen, muss es dessen wesentliche Anknüpfungspunkte 
und Darlegungen in den Urteilsgründen so wiedergeben, wie 
dies zum Verständnis des Gutachtens und zur Beurteilung 
seiner Schlüssigkeit erforderlich ist. 
 
2. Unter sachlich-rechtlichem Blickwinkel ist regelmäßig 
eine Wiedergabe der Einlassung des Angeklagten erforder-
lich, damit das Revisionsgericht nachprüfen kann, ob sich 
der Tatrichter unter Berücksichtigung der erhobenen Be-
weise eine tragfähige Grundlage für seine Überzeugungs-
bildung verschafft und das materielle Recht richtig ange-
wendet hat. Es bedarf somit einer geschlossenen und zu-
sammenhängenden Wiedergabe wenigstens der wesentli-
chen Grundzüge der Einlassung des Angeklagten, um die 
Beweiswürdigung des Tatrichters auf sachlich-rechtliche 
Fehler hin überprüfen zu können. 
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Rechtsprechung 
 

 
 

 

IV. Strafverfahrensrecht mit GVG 
 

545. BGH 1 StR 505/25 – Beschluss vom 10. 
Dezember 2025 (LG Traunstein) 
BGHSt; Urteilsbegründung (Darlegung der Einlassung 
eines Einziehungsbeteiligten, soweit dies für die revisi-
onsrechtliche Überprüfung relevant ist). 
§ 267 Abs. 1 Satz 2 StPO; § 424 Abs. 1 StPO; § 431 Abs. 
1 Satz 1 StPO 

 
1. Sofern das Gericht die Beteiligung einer von einer zu 
erwartenden Einziehung betroffenen Person, die nicht Be-
schuldigter ist (Einziehungsbeteiligter), nach § 424 Abs. 1 
StPO angeordnet hat und der Einziehungsbeteiligte an der 
Hauptverhandlung auch teilgenommen und sich zu den 
der Einziehung zugrundeliegenden Umständen geäußert 
hat, ist es regelmäßig unter sachlich-rechtlichen Gesichts-
punkten erforderlich, dessen Einlassung in den Urteils-
gründen anzugeben. (BGHSt) 
 
2. Die Darlegungspflicht des Tatgerichts orientiert sich da-
bei am revisionsgerichtlichen Prüfungsumfang. Dies hat 
zur Folge, dass etwaige Angaben des Einziehungsbeteilig-
ten zu den Umständen, die den Schuldspruch tragen, nicht 
im Urteil dargelegt werden müssen, wenn dieser – wie hier 
– der revisionsgerichtlichen Prüfung nicht unterliegt 
(§ 431 Abs. 1 Satz 1 StPO). (Bearbeiter) 
 

588. BGH 2 ARs 322/25 2 AR 168/25 – Be-
schluss vom 4. November 2025 (OLG Stutt-
gart) 
Zuständigkeitsbestimmung in einem Auslieferungsver-
fahren (Zuständigkeit des Bundesgerichtshofs für die 
Entscheidung im negativen Kompetenzkonflikt zwi-
schen Verwaltungsgericht und Oberlandesgericht; Bin-
dungswirkung einer Verweisung nach § 17a GVG; Zu-
ständigkeit der ordentlichen Gerichtsbarkeit in Auslie-
ferungssachen). 
§ 17a GVG; § 19 StPO; § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO; § 12 
IRG; § 13 IRG; § 29 IRG; § 77 Abs. 1 IRG 

 
1. Der Bundesgerichtshof ist zur Entscheidung in einem 
Kompetenzkonflikt zwischen einem Verwaltungsgericht 
und einem Oberlandesgericht in einer Auslieferungssache 
entsprechend § 19 StPO i.V.m. § 77 Abs. 1 IRG berufen. 
Zwar sind diese Vorschriften auf diesen Fall weder unmit-
telbar anwendbar noch gibt es für einen solchen Fall an 
anderer Stelle eine gesetzliche Regelung. Diese Rege-
lungslücke ist aber – im Einklang mit der Rechtsprechung 
anderer oberster Gerichtshöfe des Bundes – in der Weise 
zu schließen, dass dasjenige oberste Bundesgericht den 
negativen Kompetenzkonflikt zwischen den Gerichten ver-
schiedener Gerichtszweige entscheidet, das einem der be-
teiligten Gerichte übergeordnet ist und zuerst angegangen 
wird. 
 
2. Obwohl ein nach § 17a GVG ergangener und unanfecht-
bar gewordener Beschluss, mit dem ein Gericht den 

beschrittenen Rechtsweg für unzulässig erklärt und den 
Rechtsstreit an ein anderes Gericht verwiesen hat, nach 
dem Gesetz keiner weiteren Überprüfung unterliegt, ist 
eine Zuständigkeitsbestimmung in entsprechender An-
wendung von § 19 StPO i.V.m. § 77 Abs. 1 IRG im Inte-
resse einer funktionierenden Rechtspflege und der Rechts-
sicherheit geboten, wenn es in einem Verfahren zu Zwei-
feln über die Bindungswirkung der Verweisung kommt 
und deshalb keines der in Frage kommenden Gerichte be-
reit ist, die Sache zu bearbeiten. 
 
3. Eine Durchbrechung der gesetzlichen Bindungswirkung 
des § 17a Abs. 2 Satz 3 GVG kommt nur ausnahmsweise 
in Betracht, wenn die Verweisung nach objektiven Maß-
stäben sachlich unter keinem Gesichtspunkt mehr zu 
rechtfertigen, daher willkürlich und der Rechtsfehler als 
extremer Verstoß gegen die den Rechtsweg und seine Be-
stimmung regelnden materiell- und verfahrensrechtlichen 
Vorschriften zu qualifizieren ist oder wenn der Beschluss 
jeder Grundlage entbehrt oder dazu führt, dass die Verwei-
sung bei Auslegung und Anwendung der maßgeblichen 
Normen sich in einer nicht mehr hinnehmbaren Weise 
von dem verfassungsrechtlichen Grundsatz des gesetzli-
chen Richters entfernt. 
 
4. Für die in den Anwendungsbereich des Gesetzes über 
die internationale Rechtshilfe in Strafsachen fallende Aus-
lieferung sowie die ihr vorgelagerten Verfahrensschritte 
sind gerichtliche Entscheidungen in § 13 Abs. 1 Satz 1 IRG 
ausdrücklich und abschließend den Gerichten der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit, namentlich den Oberlandes-
gerichten, zugewiesen, die insbesondere über die Zuläs-
sigkeit der Auslieferung (§§ 12, 29 ff. IRG) entscheiden. 
Nach verständiger Auslegung des gegen die Bundespolizei 
gerichteten Antrags des Verfolgten, der ersichtlich keinen 
anderen Gegenstand als das bereits anhängige Ausliefe-
rungsverfahren hat, bestand deshalb schon eine Rechts-
wegzuständigkeit des Verwaltungsgerichts (vgl. § 40 Abs. 
1 Satz 1 VwGO) unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt, 
weshalb die Rechtswegverweisung gemäß § 17a Abs. 2 
Satz 1 GVG willkürfrei ist und die Bindungswirkung des 
§ 17a Abs. 2 Satz 3 GVG nicht entfallen lässt. 
 

584. BGH 2 StR 700/25 – Beschluss vom 12. 
März 2026 (LG Frankfurt am Main) 
Kompensation einer rechtsstaatswidrigen Verfahrens-
verzögerung (Feststellung der Verfahrensverzögerung: 
Berücksichtigung der Anwendbarkeit milderer Gesetze 
nach dem Meistbegünstigungsgrundsatz; Abgrenzung 
zur strafmildernden Berücksichtigung einer langen Ver-
fahrensdauer); erweiterte Einziehung (fehlende Fest-
stellungen zur Zurechnung eines aufgefundenen Bar-
geldbetrags zum Angeklagten); nachträgliche Gesamt-
strafenbildung im zweiten Rechtsgang (kein Verschlech-
terungsverbot auch bei einzubeziehender Bewährungs-
strafe). 
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Art. 6 Abs. 1 EMRK; § 2 Abs. 3 StGB; § 46 StGB; § 55 
Abs. 1 StGB; § 56f StGB; § 73a StGB; § 358 Abs. 2 StPO; 
§ 460 StPO 

 
1. Nach ständiger Rechtsprechung lassen sich allgemeine 
Kriterien für die Festsetzung der Kompensation rechts-
staatswidriger Verfahrensverzögerungen nicht aufstellen; 
entscheidend sind stets die Umstände des Einzelfalls wie 
der Umfang der staatlich zu verantwortenden Verzöge-
rung, das Maß des Fehlverhaltens der Strafverfolgungsor-
gane sowie die Auswirkung all dessen auf den Angeklag-
ten. Die Verfahrensdauer als solche sowie die hiermit ver-
bundene Belastung des Angeklagten hat bereits mildernd 
in die Strafzumessung einzufließen. Es geht daher in die-
sem Punkt der Rechtsfolgenbestimmung nur noch um ei-
nen Ausgleich für die rechtsstaatswidrige Verursachung 
dieser Umstände. 
 
2. Jedenfalls wenn die lange Verfahrensdauer im Übrigen 
strafmildernd berücksichtigt wurde, ist es nicht zu bean-
standen, wenn das Landgericht bei der Frage des Maßes 
der Kompensation auf die Absenkung der Strafrahmen des 
nach § 2 Abs. 3 StGB nunmehr auf die Taten anwendbaren 
Konsumcannabisgesetzes abgestellt hat. Diese Auswir-
kung der Verfahrensverzögerung kam den Angeklagten zu-
gute und konnte im Rahmen der Abwägung Berücksichti-
gung finden. 
 
3. Das Tatgericht darf grundsätzlich nicht von einer nach-
träglichen Gesamtstrafenbildung im Urteil absehen; viel-
mehr ist die Anwendung des § 55 StGB zwingend. Das gilt 
auch für das Tatgericht, das nach vom Revisionsgericht an-
geordneter (teilweiser) Aufhebung und Zurückverwei-
sung mit der Sache befasst ist. Das Verbot der reformatio 
in peius nach § 358 Abs. 2 Satz 1 StPO steht dem auch 
dann nicht entgegen, wenn die einzubeziehende Freiheits-
strafe zur Bewährung ausgesetzt wurde (vgl. § 460 StPO). 
 

667. BGH 5 StR 662/25 – Urteil vom 6. Mai 
2026 (LG Itzehoe) 
Zulässigkeitsvoraussetzungen bei Verfahrensrüge we-
gen rechtsfehlerhafter Annahme eines Beweisverwer-
tungsverbotes. 
§ 344 Abs. 2 S. 2 StPO 

 
1. Nach § 344 Abs. 2 S. 2 StPO ist der Beschwerdeführer 
verpflichtet, im Rahmen einer Verfahrensrüge die den gel-
tend gemachten Verstoß enthaltenden Tatsachen so voll-
ständig und genau darzulegen, dass das Revisionsgericht 
allein anhand der Revisionsbegründung in die Lage ver-
setzt wird, über den geltend gemachten Mangel endgültig 
zu entscheiden. Für den Revisionsvortrag wesentliche 
Schriftstücke oder Aktenstellen sind im Einzelnen zu be-
zeichnen und – in der Regel durch wörtliche Zitate bezie-
hungsweise eingefügte Abschriften oder Ablichtungen – 
zum Bestandteil der Revisionsbegründung zu machen. 
 
2. Die Urteilsgründe können zwar grundsätzlich ergän-
zend herangezogen werden, wenn sie eine im Revisions-
vorbringen fehlende (relevante) Verfahrenstatsache ent-
halten. Dies kann aber schon deshalb bei Rügen einer feh-
lerhaften Annahme oder Ablehnung eines Beweisverwer-
tungsverbots nicht ausreichen, weil ein solches regelmä-
ßig nicht allein aus dem Vorliegen eines Rechtsfehlers 

folgt, sondern einer Abwägung zwischen Gewicht und Be-
deutung der verletzten Verfahrensnorm und dem verfas-
sungsrechtlichen Gebot der Aufklärung von Straftaten be-
darf. Diese Abwägung letztgültig vorzunehmen, ist aber 
aufgrund der Kompetenzverteilung zwischen den Tat- und 
den Revisionsgerichten letzteren überlassen. Es muss da-
her gewährleistet sein, dass das Revisionsgericht seiner 
Entscheidung alle relevanten Verfahrenstatsachen voll-
ständig und ungeschmälert durch etwaige Wertungen des 
Tatgerichts zugrunde legen kann. 
 
3. Das Revisionsgericht hat die Verfahrensgrundlagen ei-
nes Beweisverwertungsverbots eigenständig im Freibe-
weis aufgrund eines vollständigen Rügevortrags zu über-
prüfen. Seine tatsächliche Sicht der Verfahrensvorgänge 
ist die allein maßgebliche. Feststellungen des Tatgerichts 
sind für das Revisionsgericht mithin nicht bindend. Das 
Tatgericht ist daher nicht verpflichtet, den für ein Verwer-
tungsverbot relevanten Verfahrensstoff ganz oder teil-
weise im Urteil festzustellen. Die vollständige Wiedergabe 
der maßgeblichen Verfahrensvorgänge in den Urteilsgrün-
den ist damit nicht gewährleistet. 
 

612. BGH 3 StR 580/24 – Beschluss vom 20. 
August 2025 (LG Koblenz) 
Beurlaubung einzelner Angeklagter; Abwesenheit des 
Angeklagten (wesentlicher Teil der Hauptverhandlung); 
Strafzumessung (fehlendes In-Verkehr-Gelangen von 
Betäubungsmitteln bzw. Wegfall der Gefahr für die All-
gemeinheit als bestimmender Strafzumessungsgrund). 
§ 231c Satz 1 Hs. 2 StPO; § 338 Nr. 5 StPO; § 46 StGB; 
§ 29 BtMG 

 
1. § 338 Nr. 5 StPO greift nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofs nicht ein, wenn die Abwesenheit 
des Angeklagten keinen wesentlichen Teil der Hauptver-
handlung betrifft. Ob ein Verhandlungsteil als wesentlich 
einzuordnen ist, bestimmt sich nach dem Zweck der je-
weils betroffenen Vorschriften sowie danach, in welchem 
Umfang ihre sachliche Bedeutung betroffen sein kann. Die 
Einstufung als wesentlich ist nicht gerechtfertigt, wenn 
denkgesetzlich ausgeschlossen ist, dass bezüglich des Pro-
zessgeschehens in Abwesenheit des Angeklagten sein An-
spruch auf rechtliches Gehör sowie seine prozessualen 
Mitwirkungsrechte beeinträchtigt worden sind, und der 
betreffende Verhandlungsteil auch sonst das Ergebnis der 
Hauptverhandlung nicht im Sinne von § 261 StPO be-
stimmt haben kann. 
 
2. Ob der in Abwesenheit des Angeklagten durchgeführte 
Verfahrensabschnitt wesentlich war im Sinne des § 338 
Nr. 5 StPO, hat das Revisionsgericht von sich aus zu prü-
fen. Maßgeblich sind die Umstände des jeweiligen Einzel-
falls. Hierbei vollzieht das Revisionsgericht nicht die Prog-
noseentscheidung nach § 231c Satz 1 StPO nach, sondern 
stellt eine Betrachtung ex post unter Berücksichtigung al-
ler verfahrensbedeutsamen Umstände, namentlich der Be-
weislage, an. 
 

562. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Teileinstellung mangels Anklage (prozessualer Tatbe-
griff: Nämlichkeit, Identität von ausgeurteilter und an-
geklagter Tat, Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
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nicht geringer Menge; fortdauernde Anhängigkeit des 
angeklagten Vorwurfs bei der Strafkammer). 
§ 29a Abs. 1 BtMG; § 206a Abs. 1 StPO; § 264 Abs. 1 
StPO 

 
Die Urteilsfindung hat die Tat im verfahrensrechtlichen 
Sinne zum Gegenstand (§ 264 Abs. 1 StPO). Diese be-
stimmt sich nach dem von der zugelassenen Anklage um-
schriebenen geschichtlichen Vorgang, innerhalb dessen 
der Angeklagte einen Straftatbestand verwirklicht haben 
soll. Sie erstreckt sich auf das gesamte Verhalten des Tä-
ters, das nach natürlicher Auffassung ein mit diesem ge-
schichtlichen Vorgang einheitliches Geschehen bildet. Die 
Wahrung der Identität der angeklagten mit der festgestell-
ten Tat im Sinne von § 264 Abs. 1 StPO ist nach dem Kri-
terium der „Nämlichkeit“ zu beurteilen. Eine solche ist zu 
bejahen, wenn ungeachtet möglicher erst durch die 
Hauptverhandlung aufgeklärter Einzelheiten bzw. einzel-
ner Differenzen bestimmte Merkmale die Tat weiterhin als 
einmaliges unverwechselbares Geschehen kennzeichnen. 
Liegen nach dieser Maßgabe verschiedene Lebenssachver-
halte und mithin mehrere selbständige prozessuale Taten 
vor, sind sie nur dann vollumfänglich Gegenstand der Ur-
teilsfindung, wenn sich nach dem aus der Anklageschrift 
erkennbaren Willen der Staatsanwaltschaft ergibt, dass sie 
sämtlich einer Aburteilung zugeführt werden sollen. Ein 
gerichtlicher Hinweis vermag das Verfahrenshindernis der 
fehlenden Anklage nicht zu beseitigen. 
 

622. BGH 4 StR 397/25 – Beschluss vom 24. 
März 2026 (LG Detmold) 
Schuldspruchberichtigung; Aufhebung im Straf-
ausspruch; versuchter besonders schwerer Raub; Dieb-
stahl; Sachbeschädigung; prozessuale Behandlung eines 
Geständnisses nach den Grundsätzen der freien richter-
lichen Beweiswürdigung durch das Tatgericht (fehlende 
Eignung eines nicht näher erläuterten Geständnisses 
zum Nachweis der Höhe verursachter Sachschäden, 
rechtsfehlerhafte Berücksichtigung der nicht tragfähig 
belegten Schadenshöhe bei der Urteilsfindung); Berück-
sichtigung der zweifachen Milderung des Regelstrafrah-
mens gegenüber einem minderschweren Fall des (ver-
suchten) besonders schweren Raubes. 
§ 349 Abs. 2, Abs. 4 StPO; § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 242 Abs. 1 StGB; § 303 StGB; 
§ 261 StPO; § 267 Abs. 1 Satz 3 StPO; § 49 Abs. 1 StGB 

 
1. Zwar unterfällt auch die Bewertung eines Geständnis-
ses dem Grundsatz der freien richterlichen Beweiswürdi-
gung gemäß § 261 StPO. Das Tatgericht muss aber, will es 
die Verurteilung des Angeklagten auf dessen Einlassung 
stützen, von deren Richtigkeit überzeugt sein. Es ist des-
halb stets zu untersuchen, ob das Geständnis dem Aufklä-
rungsbedarf hinsichtlich der erforderlichen Feststellungen 
zur Tat genügt, ob es in sich stimmig ist und ob es die ge-
troffenen Feststellungen trägt. 
 
2. Soweit das Urteil noch mitteilt, eine „Schadensauf-
stellung“ des Geschädigten sei verlesen worden, füllt 
dies die Lücke in der Beweiswürdigung nicht. Denn ge-
mäß § 267 Abs. 1 Satz 1 StPO müssen die Urteilsgründe 
stets eine in sich geschlossene, aus sich heraus ver-
ständliche Darstellung der Feststellungen und der sie 
tragenden Beweiserwägungen enthalten. Bezugnahmen 

oder Verweisungen auf Urkunden, Aktenbestandteile 
oder sonstige Erkenntnisse sind – abgesehen vom Son-
derfall des § 267 Abs. 1 Satz 3 StPO – grundsätzlich un-
zulässig. Ein derartiger Mangel gefährdet den Bestand 
des Urteils nur dann nicht, wenn dieses trotz einer – 
dann überflüssigen – Bezugnahme aus sich heraus ver-
ständlich bliebe. 
 
3. Eine zweifache Milderung des Regelstrafrahmens des 
§ 250 Abs. 2 StGB nach §§ 21, 23 Abs. 2, § 49 Abs. 1 StGB 
führt zu einem Strafrahmen von sechs Monaten bis zu acht 
Jahren fünf Monaten Freiheitsstrafe führt, der günstiger als 
der des minder schweren Falls gemäß § 250 Abs. 3 StGB ist. 
Der Tatrichter ist zwar nicht gehalten, in Fällen, in denen 
mehrere Strafrahmen zur Verfügung stehen, den jeweils für 
den Angeklagten günstigeren zugrunde zu legen. Es ist aber 
im Rahmen einer Gesamtabwägung zu prüfen und im Urteil 
darzulegen, welcher Strafrahmen im Einzelfall angemessen 
ist. 
 

585. BGH 2 StR 749/25 – Beschluss vom 26. 
Februar 2026 (LG Frankfurt am Main) 
Beweiswürdigung (Täterschaft des Angeklagten; Aus-
sage-gegen-Aussage-Konstellation: Teilüberzeugung 
von Angaben des Geschädigten nur hinsichtlich der Tä-
terschaftsfrage und nicht hinsichtlich Vor- und Nachtat-
verhalten, Identifizierung des Angeklagten bei der Tat, 
flüchtige Bekanntschaft, unzutreffende Täterbeschrei-
bung; Wertung der Nichtangabe eines Alibis als belas-
tendes Beweisanzeichen). 
§ 261 StPO 

 
Vermag sich der Tatrichter von der Glaubhaftigkeit der 
Angaben eines Zeugen nur teilweise zu überzeugen, kön-
nen sich daraus weitere Darlegungsanforderungen erge-
ben. Zwar existiert kein Rechts- oder Erfahrungssatz des 
Inhalts, dass einem Zeugen nur entweder insgesamt ge-
glaubt oder insgesamt nicht geglaubt werden darf. In ei-
nem solchen Fall ist es aber regelmäßig erforderlich, dass 
auch außerhalb der Aussage liegende gewichtige Gründe 
benannt werden, die es dem Tatrichter ermöglichen, der 
Zeugenaussage im Übrigen dennoch zu glauben. 
 

647. BGH 6 StR 605/25 – Beschluss vom 18. 
Februar 2026 (LG Saarbrücken) 
Versuchte schwere Körperverletzung; Beleidigung; tätli-
cher Angriff auf und Widerstand gegen Vollstreckungs-
beamte; Ausführungen zur intoxikationsbedingten Be-
einträchtigung der Schuldfähigkeit (Epilepsie als krank-
hafte seelische Störung). 
§ 255 StGB; § 253 Abs. 1 StGB; § 22 StGB; § 23 Abs. 1 
StGB; § 223 Abs. 1 StGB; § 185 StGB; § 114 Abs. 1 
StGB; § 113 Abs. 1 StGB; § 20 StGB 

 
1. Beschränkt sich das Tatgericht ‒ wie hier ‒ darauf, 
sich der Beurteilung eines Sachverständigen zur Frage 
der Schuldfähigkeit anzuschließen, muss es dessen we-
sentliche Anknüpfungspunkte und Darlegungen in den 
Urteilsgründen so wiedergeben, wie dies zum Verständ-
nis des Gutachtens und zur Beurteilung seiner Schlüs-
sigkeit erforderlich ist. Die Urteilsgründe müssen zu-
dem eine eindeutige Bewertung des psychischen Zu-
stands des Angeklagten durch das Tatgericht erkennen 
lassen. 
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2. Die Grunderkrankung Epilepsie, bei der es sich um eine 
krankhafte seelische Störung im Sinne von § 20 StGB han-
delt, kann im Lauf der Zeit zu einer hirnorganischen Per-
sönlichkeitsveränderung führen, die für die Steuerungsfä-
higkeit relevant sein kann. Typisch ist das Symptom der 
erhöhten Reizbarkeit. 
 
3. Vor diesem Hintergrund genügt es nicht, die voll erhal-
tene Schuldfähigkeit des Angeklagten maßgeblich mit feh-
lenden „Auffall- und Ausfallerscheinungen“ sowie koordi-
niertem und strukturiertem Handeln zu begründen. Viel-
mehr hätte es näherer Erörterung bedurft, ob seine moti-
vationale Steuerungsfähigkeit, auf die es für die Beurtei-
lung der Schuldfähigkeit entscheidend ankommt, zur Tat-
zeit erheblich beeinträchtigt gewesen ist. 
 

546. BGH 1 StR 51/25 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 (LG Berlin I) 
Revisionsfrist (Beginn mit Verkündung des Urteils: An-
wesenheit des Einziehungsbeteiligten bei der Urteils-
verkündung, Vertretung durch einen Angeklagten, kein 
Interessenskonflikt). 
§ 341 Abs. 1 StPO; § 424 ff. StPO; § 430 Abs. 4 StPO 

 
Im Verfahren nach den §§ 424 ff. StPO steht die Stellung 
des gesetzlichen Vertreters der Einziehungsbeteiligten als 
Angeklagter einer wirksamen Vertretung in der Hauptver-
handlung nicht entgegen. 
 

621. BGH 4 StR 225/25 – Beschluss vom 22. 
April 2026 (LG Detmold) 
Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern; (Dritt-)Be-
sitzverschaffung kinderpornographischer Inhalte; Besitz 
kinderpornographischer Inhalte; Besitz jugendporno-
graphischer Inhalte; Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand (ausnahmsweise amtswegige Gewährung); An-
forderungen an die Begründung des Revisionsantrags 
mit der Verfahrensrüge. 
§ 176c StGB; § 184b StGB; § 184c StGB; § 44 StPO; § 45 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 3 StPO; § 344 Abs. 2 Satz 2 
StPO 

 
1. Die Verfahrensrüge ist bereits deshalb unzulässig, wenn 
sich dem Revisionsvorbringen nicht entnehmen lässt, dass 
der zugrunde liegende Antrag auf ein bestimmt bezeich-
netes Beweismittel im Sinne des § 244 Abs. 3 Satz 1 StPO 
gerichtet war; sie genügt daher nicht den Anforderungen 
des § 344 Abs. 2 Satz 2 StPO. In einem Beweisantrag ist 
der Zeuge als Beweismittel grundsätzlich mit vollständi-
gem Namen und genauer Anschrift zu benennen; nur 
wenn der Antragsteller dazu nicht in der Lage ist, genügt 
es, im Einzelnen den Weg zu beschreiben, auf dem dies 
zuverlässig ermittelt werden kann. Die bloße Namensnen-
nung des Zeugen mit der Angabe des Wohnortes reicht 
grundsätzlich nicht aus. 
 
2. Soweit der Angeklagte einem Dritten den Besitz an ei-
nem (kleinen) Teil der bei ihm später sichergestellten kin-
derpornographischen Inhalte übersandt hat, steht das 
dadurch verwirklichte Delikt der Drittbesitzverschaffung 

zu den Taten des sexuellen Missbrauchs materiellrechtlich 
in Tatmehrheit; jedoch tritt auch hier der Besitz kinder- 
und jugendpornographischer Inhalte tateinheitlich hinzu. 
Zwar verdrängt die Tathandlung des Drittbesitzverschaf-
fens kinderpornographischer Inhalte im Sinne von § 184b 
Abs. 1 Nr. 2 StGB grundsätzlich diejenige des Besitzes sol-
cher Dateien im Sinne von § 184b Abs. 3 StGB als subsidi-
ären Auffangtatbestand. 
 
3. Dies betrifft jedoch lediglich den Moment des Verschaf-
fens. Geht der Besitz in zeitlicher und quantitativer Hin-
sicht über den für das Drittbesitzverschaffen erforderli-
chen Besitz hinaus, tritt das Dauerdelikt des Besitzes tat-
einheitlich neben das Verbreitungsdelikt. Da der Tatbe-
stand des Besitzes in seinem Unwert hinter dem Drittbe-
sitzverschaffungsdelikt zurückbleibt, hat er auch nicht die 
Kraft, die Drittbesitzverschaffung und die Missbrauchsta-
ten zu einer Einheit zu verklammern. 
 

605. BGH 3 StR 487/24 – Beschluss vom 29. 
Oktober 2025 (LG Erfurt) 
Anforderungen an die Begründung einer Verfahrensrüge 
zur Darlegung einer rechtsstaatswidrigen Verfahrens-
verzögerung; Täterschaft (sukzessive Mittäterschaft); 
Anwendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende 
(Erörterungspflicht; Gesamtwürdigung). 
§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO; Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK; 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 105 JGG 

 
1. Da zur Beurteilung einer rechtsstaatswidrigen Verzöge-
rung grundsätzlich die Gesamtverfahrensdauer ab Kennt-
nis des Beschuldigten von den Ermittlungen in den Blick 
zu nehmen ist, hat sich der Revisionsführer zur Begrün-
dung einer entsprechenden Verfahrensrüge grundsätzlich 
dazu zu verhalten, ab wann der Angeklagte von der Einlei-
tung des gegen ihn gerichteten Ermittlungsverfahrens 
Kenntnis erlangt hat. 
 
2. Auch wenn sich eine Jugendverfehlung i.S. des § 105 
Abs. 1 Nr. 2 JGG nicht aufdrängt, enthebt dies die Jugend-
kammer grundsätzlich nicht von ihrer Erörterungspflicht 
im Zuge der Frage, ob bei einem Heranwachsenden Ju-
gend- oder Erwachsenenstrafrecht anzuwenden ist. 
 

601. BGH 3 StR 421/25 – Beschluss vom 15. 
Oktober 2025 (LG Düsseldorf) 
Verwerfung der Revision als unbegründet; Ablehnung 
eines Beweisantrags (Missverständnis des Gerichts; 
Nachbesserungspflicht des Antragstellers; Rügepräklu-
sion). 
§ 244 StPO; § 349 Abs. 2 StPO 

 
Soweit der Revisionsführer behauptet, das Tatgericht habe 
dessen Beweisantrag bei der Bescheidung missverstanden, 
muss der Antragsteller unter Umständen bereits in der 
Tatsacheninstanz reagieren und seinen Antrag nachbes-
sern. Unterlässt der Antragsteller dies, kann er die fehler-
hafte Ablehnung nicht mehr zum Gegenstand einer Ver-
fahrensrüge in der Revision machen. 
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V. Wirtschaftsstrafrecht und Nebengebiete 
 
 

547. BGH 1 StR 510/25 – Beschluss vom 5. 
Februar 2026 (LG Aurich) 
Steuerhinterziehung (erforderliche Feststellungen im 
Urteil bei der Hinterziehung von Umsatzsteuer durch 
Abgabe unrichtiger Erklärungen: Feststellung zu Soll- 
und Ist-Steuer, Feststellungen dazu, ob sich aus fehler-
hafter Steuererklärung ein Vorsteuerguthaben ergab) 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO; § 267 Abs. 1 Satz 1 StPO; § 168 
Satz 2 AO 

 
1. Bei einer Verurteilung wegen Steuerhinterziehung müs-
sen die steuerlich erheblichen Tatsachen festgestellt sein. 
Dazu gehören insbesondere diejenigen Parameter, die 
maßgebliche Grundlage für die Steuerberechnung sind. 
Zur Bestimmung des Umfangs der Steuerverkürzungen ist 
die bei wahrheitsgemäßen Angaben von Gesetzes wegen 
angefallene Steuer („Soll-Steuer“) mit der tatsächlich – in-
folge der wahrheitswidrigen Angaben zu niedrig – festge-
setzten („Ist-Steuer“) zu vergleichen; die Differenz aus 
diesen beiden Ergebnissen ergibt den Hinterziehungsbe-
trag (st. Rspr.). 
 
2. In Fällen der Hinterziehung von Umsatzsteuer durch 
Abgabe unrichtiger oder unvollständiger Erklärungen 
(§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO) muss das Tatgericht den wesent-
lichen Inhalt der abgegebenen Umsatzsteuervoranmel-
dungen oder -jahreserklärungen feststellen, insbesondere 
also den Umfang der steuerpflichtigen Lieferungen und 
Leistungen sowie die Summe der geltend gemachten Vor-
steuerbeträge. Für die „Ist-Steuer“ muss zu erkennen sein, 
ob sich aus den Angaben eine Umsatzsteuerzahllast oder 
ein Vorsteuerguthaben ergab. Denn im letztgenannten Fall 
bedarf es zur Tatvollendung gemäß § 168 Satz 2 AO i.V.m. 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 4 Satz 2 AO der Zustimmung des 
Finanzamts (st. Rspr.). Allenfalls wenn sicher feststeht, 
dass der Unternehmer seine Umsatzsteuerzahllast verrin-
gerte, kann allein mit der Angabe des Umfangs der ver-
schwiegenen Ausgangsumsätze oder der unberechtigten 
Vorsteuerabzüge als „absolute Größe“ trotz Darstellungs-
mängeln eine durchgreifende Beschwer auszuschließen 
sein. 
 

660. BGH 5 StR 458/25 – Urteil vom 11. Feb-
ruar 2026 (LG Dresden) 
Geldwäsche (Selbstgeldwäsche; Inverkehrbringen; Ver-
schleiern der Herkunft; Verhältnis von Selbstgeldwä-
sche und Vortrat; Konkurrenzen; prozessuale Tat); Bei-
hilfe zum Betrug. 
§ 261 StGB; § 263 StGB; § 27 StGB; § 264 StPO 

 
1. Das Tatbestandsmerkmal des Inverkehrbringens i.S.v. 
§ 261 Abs. 7 StGB erfasst sämtliche Handlungen, die dazu 
führen, dass der Täter den inkriminierten Gegenstand aus 
seiner tatsächlichen Verfügungsgewalt entlässt und ein 
Dritter die tatsächliche Verfügungsgewalt über den 

Gegenstand erlangt. Darunter fallen insbesondere Verfü-
gungen über Buchgeld durch Überweisungen auf andere 
Konten, selbst, wenn es sich um denselben Inhaber han-
delt, Einzahlungen von Bargeld auf ein Konto sowie Bar-
abhebungen bei Weitergabe des Geldes an Dritte, ferner 
der bargeldlose Erwerb von Finanzinstrumenten. 
 
2. Das Tatbestandsmerkmal des Verschleierns der Her-
kunft i.S.v. § 261 Abs. 7 StGB eines Gegenstands umfasst 
alle zielgerichteten, irreführenden Machenschaften mit 
dem Zweck, einem Tatobjekt den Anschein einer anderen 
(legalen) Herkunft zu verleihen oder zumindest seine 
wahre Herkunft zu verbergen. Erforderlich sind konkret 
irreführende und aktiv unterdrückende Machenschaften 
bezogen auf alle Tatsachen, die für die Strafverfolgungsbe-
hörden bei den Ermittlungen und der Einziehung von Be-
deutung sein können, etwa legendierte Überweisungen 
oder solche ohne Nennung eines Verwendungszwecks 
oder auf ein unter Falschpersonalien eröffnetes Konto. 
 
3. Zwar stehen Vortat und Selbstgeldwäsche im Verhältnis 
der Tatmehrheit zueinander. Unabhängig von dieser kon-
kurrenzrechtlichen Beurteilung ist für die Beurteilung des 
Umfangs der prozessualen Tat (§ 264 StPO) aber maßgeb-
lich, ob zwischen den in Betracht kommenden Verhaltens-
weisen – unter Berücksichtigung ihrer strafrechtlichen Be-
deutung – ein enger sachlicher Zusammenhang besteht. 
Insofern erfordert der rechtliche Zusammenhang zwi-
schen (Selbst-)Geldwäschehandlung und Vortat eine ge-
meinsame rechtliche Beurteilung und deshalb eine Zu-
sammenfassung zu einer prozessualen Tat. 
 

652. BGH 3 StR 517/25 – Beschluss vom 17. 
Februar 2026 (LG Düsseldorf) 
Verbot des Gebrauchs unversicherter Fahrzeuge (Ge-
brauch eines Fahrzeugs); Vorbereitung eines Explosi-
onsverbrechens (Sich-Verschaffen von Sprengstoff). 
§ 6 Abs. 1 PflVG; § 30 PflVG; § 310 Abs. 1 Nr. 2 StGB 

 
1. Der Täter nach § 6 Abs. 1 PflVG (a.F.) muss das Fahrzeug 
selbst führen; das bloße Mitfahren erfüllt den Tatbestand 
nicht. Denn ein Kfz „gebraucht“ nicht jeder, der sich seinen 
Betrieb irgendwie zu Nutzen macht, sondern nur, wer es 
selbst lenkt. Wer lediglich in ihm mitfährt, ist nicht für das 
Bestehen einer Haftpflichtversicherung verantwortlich. 
 
2. Im bloßen Mitfahren liegt keine psychische Beihilfe des 
Täters, selbst wenn der Mitfahrer billigend in Kauf genom-
men hat, dass für das Fahrzeug kein Versicherungsschutz 
besteht. 
 
3. Täter eines Sichverschaffens von Sprengstoff kann nur 
sein, wer den Sprengstoff in eigenem Gewahrsam oder auf 
andere Weise zu eigenständiger Verfügung in seine Verfü-
gungsgewalt bringt. 
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559. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln 
in nicht geringer Menge (Konkurrenzen bei Eintreibung 
von Schulden aus einem Betäubungsmittelgeschäft: Tat-
einheit von Handeltreiben und räuberischer Erpres-
sung, Tateinheit von Handeltreiben und Handeltreiben 
mit Betäubungsmittelimitaten und Betrug; Konkurren-
zen: Bewertungseinheit; Beweiswürdigung: Chiffren für 
Betäubungsmittel; Meistbegünstigungsgrundsatz: Kon-
sumcannabisgesetz); Aufhebung einer Einziehungsent-
scheidung (unzureichende Feststellungen). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 29 Abs. 6 BtMG; 
§ 30a Abs. 1 BtMG; § 34 Abs. 1 Nr. 4 KCanG 

 
1. Zahlung und Beitreibung des Kaufpreises aus einem Be-
täubungsmittelgeschäft zählen noch zum Begriff des Han-
deltreibens mit Betäubungsmitteln; sämtliche Handlun-
gen des Verkäufers, die der Beitreibung des Kaufpreises 
für die Betäubungsmittel dienen, sind Teil des Handeltrei-
bens. Somit sind das Handeltreiben und eine räuberische 
Erpressung, die der Eintreibung von Schulden aus den Be-
täubungsmittelgeschäften dient, (teilweise) durch ein und 
dieselbe Handlung begangen und es liegt eine zur An-
nahme von Tateinheit führende Teilidentität von tatbe-
standlichen Ausführungshandlungen vor. Auch wenn der 
Verkauf eines Betäubungsmittelimitats dazu dient, Schul-
den aus Betäubungsmittelgeschäften einzutreiben, ist zwi-
schen dem vorangegangenen Handeltreiben und dem 
Handeltreiben mit Betäubungsmittelimitaten in Tatein-
heit mit Betrug eine Überschneidung von Ausführungs-
handlungen gegeben. 
 
2. Beim Handeltreiben mit Betäubungsmitteln sind sämt-
liche Betätigungen, die sich auf den Vertrieb derselben, in 
einem Akt erworbenen Betäubungsmittel beziehen, als 
eine Tat in Bezug auf die Gesamtmenge anzusehen. Es ob-
liegt in erster Linie dem Tatgericht zu beurteilen, ob 
Rauschgiftgeschäfte zu einer Bewertungseinheit zusam-
menzufassen sind. Hierbei ist es nicht geboten, festge-
stellte Einzelverkäufe nur deshalb zu einer Bewertungs-
einheit zusammenzufassen, weil die nicht näher konkre-
tisierte Möglichkeit besteht, dass sie ganz oder teilweise 
aus einem Verkaufsvorrat stammen. Auch der Zweifels-
satz gebietet in solchen Fällen nicht die Annahme einer 
einheitlichen Tat. Das Revisionsgericht hat jedoch die 
Wertung des Tatgerichts dahin zu überprüfen, ob nach 
den Feststellungen konkrete Anhaltspunkte für eine Be-
wertungseinheit vorliegen. Ist dies der Fall, darf das Tat-
gericht darüber ohne Erörterung nicht hinweggehen. Ent-
sprechende Anhaltspunkte können sich auch aus einem 
sehr engen zeitlichen Zusammenhang oder zeitlichen 
Überschneidungen von Ankaufs- und Verkaufsvorgängen 
ergeben. 
 
3. Überschneidungen von Ausführungshandlungen des 
Handeltreibens mit Betäubungsmitteln, die zur Annahme 
von Tateinheit führen, können nach ständiger Rechtspre-
chung auch darin bestehen, dass der Kaufpreis für eine 
Drogenmenge ganz oder teilweise erst bei der Übergabe 
der nächsten Lieferung bezahlt wird. 
 

542. BGH 1 StR 423/25 – Beschluss vom 4. 
März 2026 (LG München I) 

Handeltreiben mit psychoaktiven Stoffen (Strafzumes-
sung: Überschreitung des Grenzwerts zu nicht geringen 
Menge ohne Bedeutung); unerlaubtes Handeltreiben 
mit Betäubungsmitteln (Bewertungseinheit bei Vereini-
gung unterschiedlicher Betäubungsmittel aus verschie-
denen Erwerbsvorgängen zu einem Verkaufsvorrat). 
§ § 4 Abs. 1 Nr. 1 NpSG; § 29 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 52 
StGB 

 
1. Bei einer Verurteilung nach § 4 NpSG ist das Tatgericht 
nicht verpflichtet, für seine Strafzumessung Grenzwerte 
zu nicht geringen Mengen der dem NpSG unterfallenden 
Substanzen zu bestimmen und das Maß ihrer Überschrei-
tung zu berücksichtigen. Der Wortlaut der Strafvorschrif-
ten des § 4 NpSG differenziert weder für die tatbestandli-
che Einordnung noch für die Bemessung der Strafe nach 
nicht geringen Mengen. 
 
2. Eine Bewertungseinheit kommt unter anderem dann in 
Betracht, wenn aus verschiedenen Erwerbsvorgängen er-
langte unterschiedliche Betäubungsmittel zu einem ein-
heitlichen Verkaufsvorrat vereint werden (st. Rspr.). 
 

661. BGH 5 StR 55/26 – Beschluss vom 5. Mai 
2026 (LG Itzehoe) 
Einziehung von Betäubungsmitteln (Tatobjekte; Tater-
träge; Wertersatz). 
§ 73 StGB; § 74 StGB 

 
Bei Drogen, die Gegenstand einer Tat des Handeltreibens 
mit Betäubungsmitteln oder mit Cannabis sind, handelt es 
sich um Tatobjekte im Sinne des § 74 Abs. 2 StGB und 
nicht um Taterträge im Sinne des § 73 Abs. 1 StGB. Die 
Einziehung des Wertersatzes richtet sich dementspre-
chend nach § 74c StGB. Voraussetzung hierfür ist, dass das 
Tatobjekt dem Täter zur Tatzeit gehörte oder zustand. 
Werden Drogen aber wie hier im Inland erworben, kann 
der Käufer wegen § 134 BGB kein Eigentum erlangen. Zu-
dem stellt die Weitergabe von Drogen an den Abnehmer 
im Rahmen eines Handeltreibens mit diesen keine Verei-
telung der gegenständlichen Einziehung im Sinne des 
§ 74c Abs. 1 StGB dar. 
 

565. BGH 2 StR 288/25 – Urteil vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Strafzumessung bei Betäubungsmitteldelikten (minder 
schwerer Fall des bewaffneten Handeltreibens mit Be-
täubungsmitteln; Teilgeständnis: strafmildernde Bedeu-
tung trotz Beweislage nach Durchsuchung; Abgrenzung 
von strafmildernden Umständen und fehlenden straf-
schärfenden Umständen: ausgebliebene konkrete Ge-
fahr des Waffeneinsatzes; Betäubungsmittelmenge; 
nicht in den Verkehr gebrachte Betäubungsmittel: Straf-
milderungsgrund auch bei polizeilicher Sicherstellung; 
tateinheitliche Verwirklichung weiterer Straftatbe-
stände). 
§ 46 StGB; § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG; § 30a Abs. 3 BtMG 

 
1. Die Strafzumessung ist grundsätzlich Sache des Tatge-
richts. Es hat auf der Grundlage des umfassenden Ein-
drucks, den es in der Hauptverhandlung von der Tat und 
der Persönlichkeit des Täters gewonnen hat, die wesentli-
chen entlastenden und belastenden Umstände festzustel-
len, sie zu bewerten und gegeneinander abzuwägen. Ein 
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Eingriff des Revisionsgerichts in diese Einzelakte der 
Strafzumessung ist in der Regel nur möglich, wenn die Zu-
messungserwägungen in sich fehlerhaft sind, wenn das 
Tatgericht gegen rechtlich anerkannte Strafzwecke ver-
stößt oder wenn sich die verhängte Strafe nach oben oder 
unten von ihrer Bestimmung löst, gerechter Schuldaus-
gleich zu sein (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Urteil vom 17. Sep-
tember 1980 – 2 StR 355/80, BGHSt 29, 319, 320). Eine 
ins Einzelne gehende Richtigkeitskontrolle ist ausge-
schlossen (st. Rspr., vgl. nur BGH, Beschluss vom 10. Ap-
ril 1987 – GSSt 1/86, BGHSt 34, 345, 349). 
 
2. Diese Maßstäbe gelten auch für die dem Tatrichter ob-
liegende Prüfung, ob ein minder schwerer Fall im Sinne 
des § 30a Abs. 3 BtMG vorliegt. Bei der dabei gebotenen 
Gesamtwürdigung obliegt es dem pflichtgemäßen Ermes-
sen des Tatrichters, welches Gewicht er den einzelnen Mil-
derungsgründen im Verhältnis zu den Erschwerungsgrün-
den beimisst. 
 
3. Im Rahmen des § 30a Abs. 3 BtMG darf auch strafmil-
dernd berücksichtigt werden, dass keine Feststellungen 
dazu getroffen werden konnten, dass Übergaben von Betäu-
bungsmitteln in dem vom Angeklagten bewohnten Haus 
stattfanden, die die (konkrete) Gefahr des Einsatzes der 
dort gelagerten Waffen begründet hätten. Dagegen darf das 
Unterbleiben eines Einsatzes der Waffen als bloßes Fehlen 
eines Strafschärfungsgrundes nicht tragend für die An-
nahme eines minder schweren Falles herangezogen werden. 
 
4. Nicht nur bei eigenem Verhalten des Angeklagten, son-
dern auch im Fall einer polizeilichen Sicherstellung han-
delt es sich – jedenfalls, soweit Drogen zum Handeltreiben 
bestimmt sind – wegen des Wegfalls der von Betäubungs-
mitteln üblicherweise ausgehenden Gefahr für die Allge-
meinheit um einen bestimmenden Strafzumessungsgrund 
im Sinne des § 267 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 StPO, der so-
wohl bei der Strafrahmenwahl als auch bei der konkreten 
Strafzumessung zugunsten des Angeklagten zu beachten 
ist. 
 

558. BGH 2 StR 235/24 – Urteil vom 11. März 
2026 (LG Erfurt) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln 
in nicht geringer Menge (Abgrenzung von Täterschaft 
und Beihilfe: weisungsgebundene Transporttätigkeiten, 
Kryptotelefon als teures und schwer zu beschaffendes 
Tatmittel, Portionieren von Betäubungsmitteln; Konkur-
renzen: Tateinheit mit Besitz von Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge, individuelle Prüfung, mehrere 
Beihilfehandlungen zu einheitlicher Haupttat, Bewer-
tungseinheit); Rechtsmittelbeschränkung. 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; 
§ 53 Abs. 1 StGB; § 29a BtMG; § 30a Abs. 1 BtMG; § 34 
Abs. 1 Nr. 4 KCanG; § 261 StPO 

 
1. Ob die Beteiligung an einer Bandentat (hier: bandenmä-
ßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht ge-
ringer Menge) als (Mit-)Täterschaft oder als Beihilfe ein-
zuordnen ist, bestimmt sich nach den Grundsätzen des all-
gemeinen Strafrechts. Danach ist Täter, wer alle Merkmale 
eines gesetzlichen Straftatbestandes selbst erfüllt. Ist dies 
nicht der Fall, ist Raum für eine wertende Gesamtbetrach-
tung zur Abgrenzung zwischen Mittäterschaft und 

Beihilfe. Wesentliche Anhaltspunkte sind dabei der Grad 
des Tatinteresses, der Umfang der Tatbeteiligung, die Tat-
herrschaft oder jedenfalls der Wille zur Tatherrschaft, so 
dass Durchführung und Ausgang der Tat maßgeblich auch 
vom Willen des Tatbeteiligten abhängen. Diese Umstände 
sind in die erforderliche wertende Gesamtbetrachtung ein-
zubeziehen (st. Rspr.). 
 
2. Sind an mehreren Taten ‒ insbesondere an einer De-
liktserie ‒ mehrere Personen als Mittäter, mittelbare Täter, 
Anstifter oder Gehilfen beteiligt, ist die Frage, ob die ein-
zelnen Taten tateinheitlich oder tatmehrheitlich zusam-
mentreffen, zwar für jeden Beteiligten gesondert zu prüfen 
und zu entscheiden. Dies gilt wegen der Akzessorietät der 
Beihilfe aber dann nicht, wenn mehrere an sich selbstän-
dige Beihilfehandlungen eine Haupttat fördern. In einem 
solchen Fall werden die Beihilfehandlungen zu einer 
Handlungseinheit und damit zu einer Tat im Rechtssinne 
zusammengefasst. Fördert ein Gehilfe das Handeltreiben 
mit Betäubungsmitteln, ist entscheidend für die Frage, ob 
eine oder mehrere Taten im Rechtssinne vorliegen, ob ver-
schiedene Betätigungen des Haupttäters auf die Förde-
rung ein und desselben Güterumsatzes abzielen. 
 
3. Bei dem Handeltreiben mit Betäubungsmitteln sind für 
den Haupttäter sämtliche Betätigungen, die sich auf den 
Vertrieb derselben, in einem Akt erworbenen Betäubungs-
mittel beziehen, eine Tat in Bezug auf die Gesamtmenge. 
Das kann auch dann gelten, wenn die auf eine Betäu-
bungsmittelmenge bezogenen Verkaufsakte teilweise auf 
einer Bandenabrede beruhen und teilweise außerhalb der 
Bandenabrede eigennützige Geschäfte des Haupttäters 
zum Gegenstand haben. Die Beihilfe zu einer Haupttat des 
(bandenmäßigen) Handeltreibens mit Betäubungsmitteln 
in nicht geringer Menge kann geeignet sein, an sich selb-
ständig verwirklichte Tatbestände des Besitzes zur Tatein-
heit zu verklammern. 
 
4. Es obliegt zunächst dem Tatgericht zu beurteilen, ob 
Rauschgiftgeschäfte zu einer Bewertungseinheit zusam-
menzufassen sind. Hierbei ist es nicht geboten, festge-
stellte Einzelverkäufe nur deshalb zu einer Bewertungs-
einheit zusammenzufassen, weil die nicht näher konkreti-
sierte Möglichkeit besteht, dass sie ganz oder teilweise aus 
einem Verkaufsvorrat stammen. Auch der Zweifelssatz ge-
bietet in solchen Fällen nicht die Annahme einer einheit-
lichen Tat. Das Revisionsgericht hat jedoch die Wertung 
des Tatgerichts dahin zu überprüfen, ob nach den Feststel-
lungen konkrete Anhaltspunkte für eine Bewertungsein-
heit vorliegen. Ist dies der Fall, darf das Tatgericht darüber 
ohne Erörterung nicht hinweggehen. Entsprechende An-
haltspunkte können sich auch aus einem sehr engen zeit-
lichen Zusammenhang oder zeitlichen Überschneidungen 
von An- und Verkaufsvorgängen ergeben. 
 

662. BGH 5 StR 554/25 – Urteil vom 8. April 
2026 (LG Berlin I) 
Abgabe von Betäubungsmitteln. 
§ 29a Abs. 1 Nr. 2 Var. 3 BtMG 

 
Eine Abgabe von Betäubungsmitteln im Sinne des § 29a 
Abs. 1 Nr. 2 Var. 3 BtMG liegt vor, wenn der Täter, ohne 
dass ein eigennütziges Umsatzgeschäft gegeben ist, die ei-
gene tatsächliche Verfügungsgewalt über 
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Betäubungsmittel an einen Dritten mit der Wirkung über-
trägt, dass dieser frei darüber verfügen kann. Da bei § 29a 
Abs. 1 Nr. 2 BtMG, anders als bei § 29 Abs. 1 Nr. 1 BtMG, 
die Tathandlung des Veräußerns nicht Teil des Tatbestands 
ist, erfasst die Abgabe auch eine uneigennützige entgeltli-
che Sachherrschaftsübertragung. Der Besitz, soweit er sich 
auf dieselbe Betäubungsmittelmenge bezieht, tritt hinter 
der spezielleren Begehungsform des Abgebens zurück. 
 

582. BGH 2 StR 683/25 – Beschluss vom 25. 
Februar 2026 (LG Aachen) 
Konkurrenzen (Handeltreiben mit Betäubungsmitteln: 
Wechsel von Gehilfen- in Täterstellung; Handeltreiben 
mit Grundstoffen: Zurücktreten der GÜG-Vorschriften 
gegenüber den BtMG-Vorschriften); Strafzumessung 
(Handeltreiben mit Betäubungsmitteln; Doppelverwer-
tungsverbot: Handeln aus Profitgier; unzulässige straf-
schärfende Berücksichtigung des Fehlens eines Strafmil-
derungsgrundes: Gelangen von Betäubungsmitteln in 
den Verkehr); Einziehung des Wertes von Taterträgen 
(Ausschluss durch Möglichkeit der gegenständlichen 
Einziehung). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 73 Abs. 1 StGB; 
§ 73c StGB; § 29 BtMG; § 19 GÜG 

 
1. Die Vorschriften des Grundstoffüberwachungsgesetzes 
(GÜG) treten hinter den Strafvorschriften des Betäubungs-
mittelgesetzes zurück, soweit der Unrechtsgehalt bereits 
von dessen Strafvorschriften hinreichend erfasst wird. An-
ders läge der Fall nur dann, wenn der Angeklagte sich in 
Bezug auf das Betäubungsmitteldelikt lediglich der Beihilfe 
schuldig gemacht, das Handeltreiben mit Grundstoffen 
aber als Mittäter verwirklicht hätte (vgl. BGH, Urteil vom 
3. August 2005 – 2 StR 360/04, HRRS 2005 Nr. 634). 
 
2. Eine Verurteilung wegen Handeltreibens mit Betäu-
bungsmitteln setzt tatbestandlich voraus, dass der Täter 
nach Gewinn strebt oder sich irgendeinen anderen per-
sönlichen Vorteil verspricht. Zwar ist das Tatgericht 
durch das Doppelverwertungsverbot nicht gehindert, ein 
besonders verwerfliches, den Rahmen des Tatbestands-
mäßigen deutlich übersteigendes Gewinnstreben straf-
schärfend zu berücksichtigen, das als „Profitgier“ be-
zeichnet werden kann. Für ein solches übersteigertes Ge-
winnstreben genügt es aber nicht, wenn die Strafkammer 
unter der „reinen Profitgier“ ersichtlich nicht mehr als 
das stets mit einem Handeltreiben verbundene Gewinn-
streben versteht. 
 
3. Dass Betäubungsmittel in den Verkehr gelangen, gehört 
zu den regelmäßigen Umständen des Handeltreibens. 
Diese Tatsache ist deshalb kein Strafschärfungsgrund (st. 
Rspr.). Im Gegenteil stellt die Sicherstellung zum gewinn-
bringenden Weiterverkauf bestimmter Betäubungsmittel 
einen Strafmilderungsgrund dar, dessen Fehlen nicht 
strafschärfend gewertet werden darf. 
 

587. BGH 2 StR 780/25 – Beschluss vom 12. 
März 2026 (LG Köln) 
Strafzumessung bei Rauschmitteldelikten (fehlende 
Feststellungen zu Wirkstoffkonzentration und Wirk-
stoffmenge; Doppelverwertungsverbot: Gelangen einer 
erheblichen Menge Rauschmittel in den Verkehr). 
§ 46 Abs. 1 StGB; § 46 Abs. 3 StGB; § 34 KCanG; § 267 
Abs. 3 StPO 

1. Das Unrecht einer Betäubungsmittelstraftat und die 
Schuld des Täters werden maßgeblich durch die Wirkstoff-
konzentration und die Wirkstoffmenge bestimmt (st. 
Rspr.). Hierzu bedarf es zu jeder Einzeltat konkreter Fest-
stellungen, wobei der Wirkstoffgehalt in Gewichtsprozen-
ten anzugeben oder als Gewichtsmenge zu bezeichnen ist. 
Von genaueren Feststellungen kann nur ausnahmsweise ab-
gesehen werden, wenn ausgeschlossen ist, dass eine kon-
krete Angabe des Wirkstoffgehalts das Strafmaß zugunsten 
des Angeklagten beeinflussen kann. Stehen die tatgegen-
ständlichen Betäubungsmittel für eine Untersuchung nicht 
zur Verfügung, muss das Tatgericht unter Berücksichtigung 
der anderen ausreichend sicher festgestellten Umstände 
(Herkunft, Preis, Handelsstufe, Beurteilung durch die Tat-
beteiligten, Begutachtungen in Parallelverfahren etc.) die 
Wirkstoffkonzentration – notfalls unter Anwendung des 
Zweifelssatzes – durch eine Schätzung festlegen. 
 
2. Diesen Anforderungen genügt das Urteil auch dann 
nicht, wenn die Feststellungen zwar eine Gesamtmenge 
angeben und sich aus dem Gesamtzusammenhang Einzel-
handelsmengen ergeben, aber nicht erkennbar ist, welche 
konkrete Wirkstoffmenge das Tatgericht in jedem Einzel-
fall zugrunde gelegt hat. 
 
3. Es verstößt gegen das Doppelverwertungsverbot des 
§ 46 Abs. 3 StGB, wenn das Landgericht dem Angeklagten 
strafschärfend zur Last legt, dass die erhebliche Menge an 
Rauschmitteln in den Verkehr gelangt sei. Dass gehandelte 
Drogen zum großen Teil oder vollständig in den Verkehr 
geraten, gehört zu den regelmäßigen Umständen des Han-
deltreibens mit Betäubungsmitteln. Die Tatsache, dass 
verkauftes Rauschgift in den Verkehr gelangt, ist deshalb 
kein Strafschärfungsgrund. 
 

633. BGH 4 StR 639/25 – Beschluss vom 25. 
März 2026 (LG Essen) 
Bewaffnetes Handeltreiben mit Cannabis (Abhängigkeit 
des Unrechts einer Betäubungsmittelstraftat oder des 
verbotenen Umgangs mit Cannabis maßgeblich von der 
Wirkstoffkonzentration); Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge; Beihilfe zum 
Handeltreiben mit Cannabis. 
§ 34 Abs. 4 Nr. 4 KCanG; § 29 Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 27 
Abs. 1 StGB 

 
Das Unrecht einer Betäubungsmittelstraftat oder des ver-
botenen Umgangs mit Cannabis sowie die Schuld des Tä-
ters werden maßgeblich durch die Wirkstoffkonzentration 
und die Wirkstoffmenge. Hierzu bedarf es deshalb konkre-
ter Feststellungen, wobei der Wirkstoffgehalt in Gewichts-
prozenten anzugeben oder als Gewichtsmenge zu bezeich-
nen ist. Von genaueren Feststellungen kann nur ausnahms-
weise abgesehen werden, wenn ausgeschlossen ist, dass 
eine konkrete Angabe des Wirkstoffgehalts das Strafmaß 
zugunsten des Angeklagten beeinflussen kann. Stehen die 
tatgegenständlichen Betäubungsmittel für eine Untersu-
chung nicht zur Verfügung, muss das Tatgericht unter Be-
rücksichtigung sonstiger festgestellter Umstände (Her-
kunft, Preis, Handelsstufe, Beurteilung durch die Tatbetei-
ligten, Begutachtungen in Parallelfällen etc.) die Wirkstoff-
konzentration – notfalls in Anwendung des Zweifelssatzes 
– durch eine Schätzung festlegen. 
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Aufsätze und Anmerkungen 
 

 
 

 

Zur Gefahrenquellenverantwortlichkeit von Eltern für 
ihre minderjährigen Kinder im Lichte der allgemeinen 
Straftatkriterien und der Unterscheidung von 
Täterschaft und Teilnahme 
Zugleich eine Besprechung von BGH HRRS 2026 Nr. 387 
Von Dr. Annika Bünzel, Köln* 

 
 
Die Besonderheiten der Beziehung von Eltern und Kin-
dern zueinander haben Auswirkungen auf alle Rechtsbe-
reiche. Speziell im Strafrecht wird das Eltern-Kind-Ver-
hältnis insbesondere im Rahmen der Frage nach einer be-
sonderen Verantwortlichkeit – „Garantenverantwortlich-
keit“ – für eine Gefahrvermeidung relevant. Dabei wird die 
Debatte herkömmlich dem Bereich der sog. unechten – 
vorzugswürdig: begehungsgleichen – Unterlassungsde-
likte zugeordnet. Nachdem die Annahme einer besonde-
ren („qualifizierten“) Gefahrenabwendungspflicht vor ei-
nigen Jahren im Hinblick auf die Verantwortlichkeit von 
Kindern gegenüber ihren Eltern zur Diskussion stand,1 ist 
nun die umgekehrte Konstellation der Verantwortlichkeit 
einer Mutter für das Verhalten ihres zwar (nach Jugend-
strafrecht) strafmündigen, aber minderjährigen Sohnes 
Gegenstand der Betrachtung. Aktueller Auslöser ist das 
Revisionsurteil des Bundesgerichtshofs vom 07.10.2025.2 
Dieser Beitrag soll nicht nur die Bedingungen des Beste-
hens einer sog. „Garantenverantwortlichkeit“ in diesem 
speziellen Kontext untersuchen, sondern dieses Kriterium 
auch in allgemeiner Hinsicht strafrechtsdogmatisch näher 
beleuchten und in das System einer personalen Straftat-
lehre einordnen.3 Auf dieser Basis sollen zudem die Krite-
rien zur Unterscheidung von Täterschaft und Teilnahme in 
den Blick genommen werden. Dieser Themenbereich fin-
det im Urteil des BGH unter dem Stichwort einer mögli-
chen psychischen Beihilfe Erwähnung – und zwar in der spe-
ziellen Konstellation, dass das fördernde Verhalten zu ei-
nem Zeitpunkt erbracht wird, bevor der Haupttäter seinen 
Entschluss fasst. 

 
 
* Die Verfasserin ist Habilitandin am Lehrstuhl für Strafrecht, 

Strafprozessrecht, Rechtsphilosophie und Rechtsverglei-
chung von Prof. Dr. Dr. Frauke Rostalski an der Universität zu 
Köln. 

1  S. dazu BGH NJW 2017, 3609 (m. Anm. Schiemann); Kret-
schmer, Jura 2006, 898, 900 f. 

2  BGH NJW 2026, 404; BGH HRRS 2026 Nr. 387. – S. dazu 
bereits die Besprechungen bzw. Anmerkungen von Eisele, 

I. Der Fall und seine Entscheidung in 
erster Instanz sowie durch den BGH 

1. Der Fall 

Die Angeklagte J.L. lebte zum Tatzeitpunkt gemeinsam 
mit ihrem Lebensgefährten und Todesopfer B., dem 16-
jährigen Angeklagten S.L. – ihrem Sohn aus vorangegan-
gener Beziehung – sowie den drei gemeinsamen minder-
jährigen Kindern. Das Paar war allerdings seit einiger Zeit 
getrennt und teilte die gemeinsame Wohnung nur noch 
ähnlich einer Wohngemeinschaft. S.L. erklärte in einem 
Gespräch vor der Tat seinem über den gemeinsamen Vater 
verwandten Halbbruder – dem ebenfalls 16-jährigen An-
geklagten M.W. – sowie der Angeklagten, dass er B. töten 
wolle, woraufhin die Angeklagte mit dem Kopf nickte. Sie 
hörte sodann mit, wie die Angeklagten S.L. und M.W. hin-
sichtlich einer möglichen Tatausführung übereinkamen, B. 
von hinten auf den Kopf zu schlagen. Kurz danach äußerte 
die Angeklagte gegenüber den beiden Jugendlichen, sie 
sollten sich überlegen, wie man B. loswerden könne. M.W. 
fasste dies nicht als Aufforderung zur Tötung, sondern 
zum Nachdenken dahingehend auf, wie man sich räumlich 
von jenem distanzieren könne. Am 30.12.2022 kamen die 
Angeklagten S.L. und M.W. zu einer Auseinandersetzung 
zwischen der Angeklagten und dem Tatopfer hinzu, in de-
ren Rahmen B. seine frühere Lebensgefährtin am Arm er-
griff, und fassten gemeinsam spontan den konkreten 

JuS 2026, 181 ff.; Beukelmann, NJW-Spezial 2026, 56 ff.; Jä-
ger, JA 2026, 257 ff.; Kudlich/Schütz, NStZ 2026, 229 f. 

3  Zum nachfolgend zugrunde gelegten Konzept einer persona-
len Straftatlehre im Sinne einer freiheitlich-legitimatori-
schen Normentheorie s. Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz 
auf Verhaltensnormverstöße und deren Folgen – Zur Legiti-
mation konkret-individueller Sanktionsnormen und deren 
Bildung im freiheitlichen Rechtsstaat, 2024, S. 19 ff. 
m. w. N. 
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Entschluss, B. zu töten, um weitere Übergriffe zu unter-
binden. 

Nachdem S.L. und M.W. sich mit einem Baseballschläger 
sowie einem Rollgabelschlüssel bewaffnet und mehrere zu 
einer Schlaufe verbundene Kabelbinder an sich genommen 
hatten, warteten sie, bis B. das Badezimmer aufsuchte, 
und versteckten sich in einem angrenzenden Abstellraum. 
Als B. das Badezimmer wieder in Richtung der Küche ver-
ließ, folgten sie ihm. S.L. trat von hinten an den ahnungs-
losen B. heran und versetzte ihm im Wohn- und Essbe-
reich mit dem Baseballschläger zumindest einen Schlag 
auf den Kopf, sodass der Getroffene rückwärts taumelte. 
Sodann schlug M.W. ihn mit dem Rollgabelschlüssel min-
destens einmal gegen den seitlichen Hinterkopf. Darauf-
hin ging das Opfer zu Boden. Ein von S.L. mit dem Base-
ballschläger geführter weiterer Schlag traf B. am Ober-
schenkel. Währenddessen hielt sich die Angeklagte unun-
terbrochen bei geöffneter Tür in der Küche auf. Obwohl 
sie das Geschehen wahrnahm, verließ sie wortlos die Kü-
che und ging in das zweite Obergeschoss, ohne die beiden 
anderen Angeklagten von dem fortdauernden Angriff auf 
ihren vormaligen Lebensgefährten abzuhalten oder ihm 
als examinierte Krankenschwester Hilfe zu leisten. 
 
Im Anschluss daran versetzte M.W. dem B. mit dem Roll-
gabelschlüssel zwei weitere Schläge gegen den Kopf und 
bewachte ihn, während sich S.L. für geraume Zeit eben-
falls in das zweite Obergeschoss begab. Nach dessen 
Rückkehr und auf dessen Aufforderung strangulierte M.W. 
den Hals des Opfers mit den Kabelbindern, bis der Tod 
eintrat. Die drei Angeklagten verbrachten die Leiche in der 
Folgezeit in ein Waldgebiet.4 

2. Entscheidung der ersten Instanz 

Hinsichtlich der Angeklagten S.L. und M.W. nahm das 
Landgericht eine Strafbarkeit wegen mittäterschaftlich be-
gangenen heimtückischen Mordes gem. §§ 211 Abs. 2 
Fall 5, 212 Abs. 1, 25 Abs. 2 StGB an.5 Bezüglich der An-
geklagten J.L. kam das Landgericht zum Ergebnis einer 
Strafbarkeit wegen unterlassener Hilfeleistung gem. 
§ 323c Abs. 1 StGB.6 Als zumutbare Hilfeleistungshand-
lungen verwies es zunächst darauf, sie hätte gegenüber 
dem Angeklagten S.L. als Erziehungsberechtigte die Fort-
setzung der Tat untersagen können. Zudem sei sie als exa-
minierte Krankenschwerster zur Vornahme einer Erstver-
sorgung in der Lage gewesen. Das Landgericht berücksich-
tigte im Kontext der Strafbarkeit wegen unterlassener Hil-
feleistung bei der Strafzumessung straferschwerend, dass 
das Unterlassen der zumutbaren Hilfeleistung zum Tod 
des B. geführt habe. Eine Strafbarkeit wegen Totschlags in 
Mittäterschaft gem. §§ 212 Abs. 1, 25 Abs. 2 StGB durch 
das Zunicken lehnte das Landgericht hingegen wegen Feh-
lens eines gemeinsamen Tatentschlusses sowie nicht fest-
stellbarer Tatherrschaft und entsprechenden dahingehen-
den Willens ab.7 Aus denselben Gründen verneinte das 

 
 
4  Das nachfolgende Brandstiftungsgeschehen war aufgrund 

der Beschränkung der Revision nicht Gegenstand des Urteils 
des BGH und soll daher auch im Folgenden außer Betracht 
bleiben. 

5  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 348 ff.). 
6  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 376 ff.). 

Landgericht außerdem eine Strafbarkeit wegen Totschlags 
durch Unterlassen in Mittäterschaft gem. §§ 212 Abs. 1, 
25 Abs. 2, 13 Abs. 1 StGB.8 Eine mittäterschaftliche Betei-
ligung durch ihren Beitrag zur späteren Spurenbeseitigung 
und Entsorgung der Leiche komme zudem deshalb nicht 
in Betracht, da die Tat zu diesem Zeitpunkt bereits vollen-
det war. Darüber hinaus scheide auch eine Beihilfestraf-
barkeit gem. §§ 212 Abs. 1, 27 StGB aufgrund des Fehlens 
eines Förderungsbeitrags aus. Hinsichtlich des Kopfni-
ckens komme eine psychische Beihilfe aufgrund der nicht 
möglichen Feststellung der Festigung oder Stärkung des 
Tatentschlusses der Haupttäter nicht in Betracht, da diese 
zum maßgeblichen Zeitpunkt noch keinen konkreten Ta-
tentschluss gefasst hatten.9 Auch bei der vorübergehenden 
Anwesenheit während der Tatausführung mangele es an 
einem durch aktives Tun erbrachten Tatbeitrag zur Förde-
rung der Haupttat. Darüber hinaus scheitere auch eine 
Beihilfe zum Totschlag durch Unterlassen gem. §§ 212 
Abs. 1, 27, 13 Abs. 1 StGB an der erforderlichen Garan-
tenstellung. Diese habe aufgrund der Trennung der Ange-
klagten und des Tatopfers nicht in Form einer Beschüt-
zergarantenpflicht bestanden, da das bloße räumliche Zu-
sammenleben eine derartige Schutzpflicht nicht begrün-
den könne. Zudem sei auch keine Überwachergaranten-
pflicht hinsichtlich ihres minderjährigen Sohnes, des Mit-
angeklagten S.L., anzunehmen.10 Zwar sei aufgrund der 
Minderjährigkeit zum Tatzeitpunkt noch eine Aufsichts-
pflicht der Mutter gegeben, diese umfasse allerdings nicht 
die uneingeschränkte Pflicht zur Abhaltung von der Straf-
tatbegehung. Minderjährige Kinder könnten nur dann als 
eine Garantenpflicht begründende „Gefahrenquelle“ ange-
sehen werden, wenn sie aufgrund ihrer Entwicklung und 
geistigen Reife nicht zur vollen Einsicht in die Tragweite 
ihres Handelns und die damit verbundenen Gefahren in 
der Lage sind und daher nicht zur Verantwortung gezogen 
werden können. Der Angeklagte S.L. sei aber zum Tatzeit-
punkt strafmündig gewesen. Anhaltspunkte dahingehend, 
dass ihm die Tragweite seines Handelns zum Tatzeitpunkt 
nicht bekannt war, seien nicht ersichtlich. Vielmehr sei da-
von auszugehen, dass er aufgrund seiner geistigen und 
sittlichen Entwicklung und Reife zur Unrechtseinsicht so-
wie zum Erkennen der mit seinem Handeln verbundenen 
Gefahren in der Lage war und sich daher nicht von einem 
Erwachsenen unterscheide. 

3. Entscheidung des BGH 

Der BGH entschied aufgrund der auf die Sachrüge gestütz-
ten Revision der Staatsanwaltschaft, die auf Schuld- und 
Strafausspruch hinsichtlich der Verurteilung wegen unter-
lassener Hilfeleistung sowie die Gesamtstrafe beschränkt 
war. Er kam zu dem Schluss, dass die Vorinstanz eine Be-
teiligung der Angeklagten an dem vorsätzlichen Tötungs-
delikt rechtsfehlerhaft verneint habe.11 
 
Aufgrund des wortlosen Verlassens des Tatortes anlässlich 
des Tötungsgeschehens komme wegen einer bestehenden 

7  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 380 ff.). 
8  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 392 ff.). 
9  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 398 ff.). 
10  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 401 ff.). 
11  BGH NJW 2026, 404 (Rn. 12). 
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Garantenpflicht durchaus eine Tatbeteiligung durch Un-
terlassen in Betracht. Zwar ergebe sich eine solche ent-
sprechend der Annahme des Landgerichts aufgrund des 
tatsächlichen Endes der Beziehung zwischen J.L. und B. 
nicht aus einer Beschützergarantenstellung für das Tatop-
fer.12 Allerdings habe die Angeklagte im Verhältnis zu ih-
rem minderjährigen Sohn S.L. „dem Grunde nach“ eine 
Gefahrenquellengarantenstellung inne gehabt.13 Der BGH 
knüpft dazu an die Personensorge gem. § 1631 Abs. 1 BGB 
an, aus der neben der Pflicht zur Verhütung von Gefahren 
für das eigene Kind auch die Pflicht zur Bewahrung von 
Dritten vor Schädigungen durch das Kind resultiere. Diese 
Pflicht sei bei faktischem Zusammenleben unabhängig 
von der Intensität der familiären Beziehung gegeben. Sie 
ende gem. §§ 1626 Abs. 1, 1631 Abs. 1 und 832 BGB nicht 
vor dem Eintritt der Volljährigkeit und bestehe daher auch 
bei vorliegender Strafmündigkeit des Kindes fort. Die kon-
kreten Anforderungen an die Pflicht zum Schutz und zur 
Aufsicht des Minderjährigen seien abhängig von der indi-
viduellen Ausgestaltung des Eltern-Kind-Verhältnisses so-
wie von Alter, Eigenart, Charakter und den konkreten Le-
bensumständen des Zusammenlebens der betroffenen 
Personen. Die Grenze des Erforderlichen und Zumutbaren 
richte sich dabei danach, was verständige Eltern nach ver-
nünftigen Maßstäben tun müssten, um Schädigungen 
Dritter durch ihr Kind zu verhindern. Maßgeblich sei da-
bei insbesondere, ob konkrete Anhaltspunkte für ein straf-
bares Verhalten des Kindes bestehen. 
 
Der Angeklagten standen nach Einschätzung des BGH zur 
Erfolgsabwendung – aus ex ante-Perspektive – geeignete 
Mittel zur Verfügung. Sie hätte ihrem Sohn, als sie den von 
ihm eingeleiteten Angriff auf das Tatopfer erkannte, die 
Fortsetzung der Tat untersagen können; zusätzlich hätte 
sie – als examinierte Krankenschwester – eine Erstversor-
gung vornehmen können.14 Es habe für sie die begründete 
Aussicht bestanden, durch verbales Einschreiten das Le-
ben ihres vormaligen Lebensgefährten zu retten bzw. es 
zumindest mehr als nur geringfügig zu verlängern, was als 
Beitrag zur Abwendung des Erfolgs in seiner konkreten 
Gestalt genüge. Ein entsprechendes gefahrenabwenden-
des Eingreifen sei ihr nach den konkreten Umständen 
auch zumutbar gewesen. 
 
In Betracht komme allerdings auch eine im Sinne von § 27 
StGB relevante – aktive – Tatförderung durch das Nicken 
der Angeklagten als Reaktion auf die Äußerung des Ange-
klagten S.L., er wolle B. töten.15 Entgegen den 

 
 
12  BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 15). 
13  S. dazu und zur nachfolgend dargelegten Argumentation 

BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 16 ff.). 
14  BGH NJW 2026, 404, 406 (Rn. 23 ff.). 
15  BGH NJW 2026, 404, 406 (Rn. 29 ff.). 
16  BGH NJW 2026, 404, 407 (Rn. 36 ff.). 
17  Zur Vorzugswürdigkeit der Bezeichnung als begehungsglei-

ches Unterlassen im Vergleich zum Begriff des „unechten“ 
Unterlassens s. Freund/Rostalski, Strafrecht Allgemeiner Teil 
– Personale Straftatlehre, 3. Aufl. 2019, § 6 Rn. 14 ff. 

18  Zu der verbreiteten Auffassung, die Kriterien der Tatbe-
standsverwirklichung seien in den Fällen begehungsgleichen 
Unterlassens andere als in den Fällen der Tatbestandsver-
wirklichung durch (aktives) Tun s. etwa Kaspar, Strafrecht 
Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 2026, § 10 Rn. 2 ff., 5 (Strafbarkeit 
des Unterlassenden könne „erst über die Brücke des § 13“ 

Ausführungen der Vorinstanz sei eine solche Beihilfe mög-
lich, obwohl die Angeklagten S.L. und M.W. zu diesem 
Zeitpunkt lediglich tatgeneigt waren, da ein Gehilfenbei-
trag auch im Vorbereitungsstadium und daher auch be-
reits dann erbracht werden könne, wenn der Haupttäter 
noch nicht zur Tatbegehung entschlossen sei. Dies gelte 
auch für psychische Beihilfe in Form einer ausdrücklichen 
oder konkludenten Bestärkung des Haupttäters in dessen 
Willen zur Tatbegehung. Zudem folge nicht etwa aus § 26 
StGB, dass psychische Einflussnahmen im Vorfeld des Ta-
tentschlusses unterhalb der dort gezogenen Schwelle 
straflos seien, womit die zwingende Milderung des Straf-
rahmens bei der Beihilfe korrespondiere. Außerdem weist 
der BGH auf die bestehende Möglichkeit hin, dass die Äu-
ßerung der Angeklagten gegenüber S.L. und M.W., sie soll-
ten sich überlegen, wie man B loswerden könne, eine Tat-
förderung darstelle, da die Wertung des Angeklagten M.W. 
nicht eindeutig darauf schließen lasse, wie die Aussage 
von der Angeklagten tatsächlich gemeint war. 
Letztlich kommt der BGH zu der Einschätzung, dass die 
getroffenen Feststellungen des Landgerichts keine ab-
schließende Beurteilung ermöglichten, ob die von der An-
geklagten – im Hinblick auf ihre Erfolgsaussichten ex ante 
– zu ergreifenden Gefahrenabwehrmaßnahmen den Todes-
erfolg (ex post gesehen) mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit tatsächlich verhindert oder mehr als 
nur geringfügig verzögert hätten und ob das Verhalten der 
Angeklagten als Mittäterschaft oder Beihilfe zu werten 
sei.16 Für die Frage der Abgrenzung zwischen Tun und Un-
terlassen – und damit die Frage, an welches Verhalten 
strafrechtlich letztlich angeknüpft werden solle – sei auf 
den „Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit“ abzustellen. 

II. Zum Straftatkriterium der 
Sonderverantwortlichkeit für 
Tatbestandsverwirklichungen durch Tun 
und Unterlassen 
Herkömmlich wird meist davon ausgegangen, die Sonder-
verantwortlichkeit („Garantenverantwortlichkeit“) sei spe-
zifische Voraussetzung eines begehungsgleichen („unech-
ten“ 17) Unterlassungsdelikts, was sich insbesondere aus 
§ 13 Abs. 1 StGB ergebe.18 Dabei wird § 13 StGB als für 
das begehungsgleiche Unterlassen strafbarkeitskonstitutive 
Regelung aufgefasst. Indessen besitzt § 13 StGB lediglich 
eine Klarstellungsfunktion.19 Die sachlichen Kriterien der 

begründet werden); Kuhlen, FS Puppe, 2011, S. 669, 671 
(„[…] unterscheiden sich nach geltendem Recht der Tatbe-
stand des unechten Unterlassungsdelikts und der des Bege-
hungsdelikts […]“); Murmann, Grundkurs Strafrecht, 8. 
Aufl. 2024, § 29 Rn. 7; Sinn, Strafrecht Allgemeiner Teil, 
6. Aufl. 2025, § 11 Rn. 21 ff. 

19  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 
Rn. 14; Frisch, Strafrecht – Examenswissen – Examenstrai-
ning, 2022, § 8 Rn. 9. – Das entspricht auch schon immer 
der Auffassung des BGH; s. dazu BGHSt 36, 227: „Die Vor-
schrift des § 13 StGB ist durch das 2. Gesetz zur Reform des 
Strafrechts vom 4. Juli 1969 eingefügt worden. Diese Be-
stimmung brachte aber keine Änderung des bis dahin gel-
tenden Strafrechts, sie begründete nicht erst die Strafbarkeit 
für unechte Unterlassungsdelikte.“ 
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jeweiligen Strafbarkeit ergeben sich unabhängig von der 
Verhaltensform bereits aus dem entsprechenden Strafge-
setz. Für die Tatbestandsverwirklichung ist stets der Ver-
stoß gegen eine jeweils tatbestandsspezifische Verhaltens-
norm durch Tun oder Unterlassen erforderlich.20 Dement-
sprechend mehren sich die Stimmen, die – von Sonderfäl-
len abgesehen21 – auch für Tatbestandsverwirklichungen 
durch (aktives) Tun sachlich die (nur statistisch gesehen 
in der Regel gegebene) Sonderverantwortlichkeit der von 
der übertretenen Verhaltensnorm adressierten Person für 
das Vermeiden der tatbestandsspezifischen Schädigungs-
möglichkeit als notwendige Voraussetzung anerkennen.22 
Eine normentheoretische Untersuchung offenbart, dass 
das Kriterium der besonderen Verantwortlichkeit für das 
Vermeiden einer ganz bestimmten (tatbestandsspezifi-
schen) Schädigungsmöglichkeit keineswegs unterlassungs-
spezifisch ist: 
 
Eine materiell angereicherte freiheitlich-legitimatorische Nor-
mentheorie differenziert nicht nur präzise zwischen konk-
ret-individuellen Verhaltensnormen einerseits und konk-
ret-individuellen Sanktionsnormen andererseits, sondern 
erfasst auch deren Verhältnis zu abstrakt-generellen Straf-
gesetzen und konkretisiert im jeweiligen Kontext die Le-
gitimationsbedingungen damit verbundener Freiheitsein-
griffe in unmittelbarer Anbindung an die verfassungs-
rechtlichen Anforderungen des freiheitlichen Rechts-
staats.23 Verhaltensnormen in diesem Sinne sind auf eine 
konkrete Situation eines in Frage stehenden Verhaltens ei-
ner konkreten Person zugeschnittene Ver- oder Gebote, 
durch die Kollisionen von Interessen verschiedener Perso-
nen in einen angemessenen Ausgleich gebracht werden. 
Dabei ist dem in concreto – also unter Einbeziehung aller 
konkret-individuell maßgeblichen Umstände – überwie-
genden Interesse von Rechts wegen der Vorzug zu gewäh-
ren. So kann etwa die allgemeine Handlungsfreiheit der 
Person, die ein Verhalten, das den Rechtskreis einer ande-
ren Person – etwa konkret deren Lebensschutzinteresse – 
zu berühren droht, aufgrund des Überwiegens des zu wah-
renden Lebensschutzinteresses hinter diesem 

 
 
20  S. zu diesem allgemeinen Straftaterfordernis Freund/Ros-

talski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, Vor § 13 
Rn. 134 ff. 

21  Im StGB sind solche Sonderfälle de lege lata nur von § 323c 
Abs. 1 und § 138 erfasst. Sie nehmen auf Verstöße gegen 
Verhaltensnormen Bezug, deren Legitimation ohne das zu-
sätzliche Abwägungsdatum der Sonderverantwortlichkeit 
auskommt. S. dazu ausführlich Freund/Bünzel, Die Elemente 
der Straftat und ihre Konkretisierung in der Fallbearbeitung, 
1. Aufl. 2022, § 4 Rn. 2 ff. S. dazu auch im Folgenden. 

22  So etwa Jakobs, Strafrecht Allgemeiner Teil – Die Grundlagen 
und die Zurechnungslehre, 2. Auf. 1991, 7/56 ff., 28/14 ff.; 
Frisch, Tatbestandsmäßiges Verhalten und Zurechnung des 
Erfolgs, 1988, S. 132 ff.; Georgy, Die strafrechtliche Verant-
wortlichkeit von Amtsträgern für Arzneimittelrisiken – Am 
Beispiel öffentlich-rechtlicher Ethik-Kommissionen und des 
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte, 
2011, S. 24 ff.; Donner, Die Zumutbarkeitsgrenzen der vor-
sätzlichen unechten Unterlassungsdelikte, 2007, S. 106 f.; 
Schlehofer, FS Herzberg, 2008, 355, 360. – Anders hingegen 
etwa Kühl, JuS 2007, 495, 498;  
Mitsch, JuS 2001, 105, 106. 

23  Zur präzisen Differenzierung s. Bünzel, Die strafrechtliche 
Resonanz (Fn. 3), S. 19 ff. Speziell zu den Verhaltensnor-
men S. 32 ff. sowie die nachfolgenden Ausführungen. – 

zurücktreten. Die Person muss daher, sofern sie dazu in 
der Lage ist, unter Anstrengung ihrer Fähigkeiten und 
Kenntnisse die dem Recht entsprechende Abwägung vor-
nehmen und ihr Verhalten entsprechend ausrichten – sie 
muss also eine Verhaltensnorm bilden und diese sodann be-
folgen. Tut sie dies nicht, liegt ein Verhaltensnormverstoß 
vor, der – unter der Bedingung des Vorhandenseins eines 
„passenden“ Strafgesetzes als Ermächtigungsgrundlage – 
strafrechtliche Reaktionen nach sich ziehen kann. Das je-
weils zuständige Strafgericht hat dafür auf der Grundlage 
eines abstrakt-generellen Strafgesetzes die jeweiligen Vo-
raussetzungen zu konkretisieren und im Zuge dessen eine 
konkret-individuelle Sanktionsnorm zu bilden, deren 
Rechtsfolgen der Schuldspruch sowie ggf. die Anordnung 
eines zusätzlichen Strafübels sind.24 
 
Essenzielle Grundvoraussetzung jeder strafrechtlichen 
Reaktion ist also der Verstoß gegen eine kontext- und adres-
satenspezifisch legitimierte Verhaltensnorm. Im Rahmen ih-
rer Legitimationsbedingungen sind bei der Abwägung der 
im konkreten Zeitpunkt kollidierenden Güter und Interes-
sen rechtliche Wertungsfragen sachgerecht zu verorten – 
so auch die Frage nach einer besonderen Verantwortlichkeit 
für die Nichtschaffung oder Abwendung der (straftatbe-
standsspezifischen) Schädigungsmöglichkeit, die her-
kömmlich unter dem Stichwort der sog. „Garantenpflicht“ 
intensiv diskutiert wird.25 Die Frage nach einer besonderen 
Vermeideverantwortlichkeit stellt sich aber nicht nur im 
Unterlassungskontext, sondern ebenso bei (aktivem) Tun 
– ihre Beantwortung ist dann nur statistisch gesehen sel-
tener problematisch.26 Zur Begründung einer konkret-indi-
viduellen Verhaltenspflicht unter Berücksichtigung aller wer-
tungsrelevanten Umstände des Einzelfalls kann eine be-
sondere Verantwortlichkeit als Abwägungsdatum relevant 
werden. Die Annahme abstrakt-genereller Ver- oder Ge-
bote – etwa eines allgemeinen Tötungsverbots – birgt 
demgegenüber jedenfalls die Gefahr vorschneller Ergeb-
nisse, die dann möglicherweise revidiert werden 

Neben materiell angereicherten normentheoretischen An-
sätzen wie dem dargelegten gibt es insbesondere normen-
theoretische Konzepte, die sich auf eine rein logische Ana-
lyse von Normen beschränken möchten. I. d. S. etwa Hirsch, 
in: Kuhli/Rostalski (Hrsg.), Normentheorie im digitalen 
Zeitalter, 2023, S. 151, 162; Kindhäuser, GA 2022, 562 ff.; 
Renzikowski, GA 2022, 575 ff. – Allgemein zu den verschie-
denen normentheoretischen Strömungen s. Bün-
zel/Freund/Rostalski/Weiss, in: Bünzel/Freund/Ros-
talski/Weiss (Hrsg.), Normentheorie im freiheitlichen 
Rechtsstaat – Verfassungsrechtliche Anforderungen an das 
Strafrecht, 2026, S. 1 ff. 

24  Zur Legitimation und Bildung konkret-individueller Sankti-
onsnormen s. Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), 
S. 69 ff. 

25  Zum Kriterium einer „Garantenstellung“ bzw. „Garanten-
pflicht“ s. etwa Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht Allgemei-
ner Teil – Die Straftat und ihr Aufbau, 54. Aufl. 2024, § 19 
Rn. 1178 ff.; Sinn, AT (Fn. 18), § 11 Rn. 22 ff. 

26  S. zu entsprechenden Problemfällen (z. B. dem Abstellen der 
Heizung, das zum Tod eines Obdachlosen führt, der sonst 
von der Abwärme über einem Lüftungsgitter geschützt ge-
wesen wäre) etwa Merkel, FS Herzberg, 2008, S. 193 ff. 
m. w. N. 
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müssen.27 Denn wie insbesondere das schneidige Not-
wehrrecht gem. § 32 StGB eindeutig belegt, gibt es gerade 
kein allgemeines – absolut geltendes – Tötungsverbot.28 
Im Folgenden soll zunächst die Sonderverantwortlichkeit 
als allgemeines Legitimationskriterium aller entsprechend 
dualistisch fundierten Verhaltensnormen in den Blick ge-
nommen werden. Im hier interessierenden Zusammen-
hang ist sodann die Begründbarkeit einer Sonderverant-
wortlichkeit von Eltern für die Vermeidung von Gefahren, 
die von ihren Kindern (als Gefahrenquelle) ausgehen, nä-
her zu beleuchten. 

1. Die Sonderverantwortlichkeit für eine 
Gefahrvermeidung als 
Legitimationskriterium dualistisch 
fundierter Verhaltensnormen 

Legitimer Zweck von Verhaltensnormen ist der Rechtsgü-
terschutz.29 Die Rechtsfolge einer Verhaltensnorm in 
Form eines konkret-individuellen Ver- oder Gebots be-
gründet einen Eingriff in die Freiheitsinteressen der jewei-
ligen Person als Verhaltensnormadressatin.30 Daher muss 
die Verhaltensnorm, um legitimierbar zu sein, nicht nur 
einen legitimen Zweck verfolgen, sondern auch den übri-
gen Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
entsprechen und daher zur Erreichung des legitimen 
Zwecks geeignet, erforderlich und angemessen sein.31 Zu-
treffend konkretisierte Verhaltensnormen sind speziell 
zum Rechtsgüterschutz geeignet: Die betreffende Person 
als Verhaltensnormadressatin hat im Falle einer legiti-
mierbaren Verhaltensnorm aufgrund der mit ihrem Ver-
halten verbundenen Schädigungsmöglichkeit für ein frem-
des Rechtsgut dieses Verhalten von Rechts wegen zu ver-
meiden. Passt die Verhaltensnormadressatin ihr Verhalten 
dem Ver- oder Gebot an, wird die Gefahr für das fremde 
(Rechtsgüterschutz-)Interesse vermieden. Gibt es keine 
weniger eingriffsintensive Alternative, ist das jeweilige 
Ver- oder Gebot auch erforderlich. Legitimierbar ist eine 
solche Verhaltensnorm aber letztlich nur, wenn das in 
Frage stehende Schutzinteresse die Interessen der Verhal-
tensnormadressatin im konkreten verhaltensrelevanten 
Zeitpunkt überwiegt. 

 
 
27  Zur Ablehnung der Annahme abstrakt-genereller Ver- oder 

Gebote s. Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 26, 
52, 57; übereinstimmend Robles Planas, in: Bün-
zel/Freund/Rostalski/Weiss (Hrsg.), Normentheorie im 
freiheitlichen Rechtsstaat – Verfassungsrechtliche Anforde-
rungen an das Strafrecht, 2026, S. 23, 25. 

28  Ein weiteres Beispiel ist das Abschalten eines lebenserhal-
tenden Geräts gemäß dem Willen des Betroffenen; s. dazu 
etwa Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, 
Vor § 13 Rn. 161 m. w. N. 

29  Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 62 f.; 
Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 1 Rn. 50 ff. 

30  S. dazu insbesondere auch Robles Planas, in: Normentheorie 
im freiheitlichen Rechtsstaat – Verfassungsrechtliche Anfor-
derungen an das Strafrecht (Fn. 27), S. 23, 29. 

31  Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 63 ff.; zu den 
Anforderungen des verfassungsrechtlichen Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes s. etwa Detterbeck, Öffentliches Recht, 
Staatsrecht, Verwaltungsrecht, Verwaltungsprozessrecht 
und Europarecht mit Übungsfällen – Das Basislehrbuch, 

Für die Annahme des Überwiegens der in Frage stehenden 
Schutzinteressen kann ein zusätzliches abwägungsrelevan-
tes Legitimationskriterium der Sonderverantwortlichkeit für 
die Gefahrvermeidung ausschlaggebend sein – etwa weil 
das von der Person geforderte Verhalten einen Eingriff von 
jedenfalls nicht ganz geringer Intensität darstellt. Statis-
tisch gesehen dürfte das sogar der Regelfall sein. Aber 
auch wenn eine entsprechende Freiheitseinschränkung – 
also ein bestimmtes rechtlich gefordertes Verhalten – be-
reits allein aufgrund des überwiegenden Rechtsgüter-
schutzinteresses angemessen wäre, wird eine etwa vor-
handene Sonderverantwortlichkeit für die Vermeidung der 
in Rede stehenden Schädigungsmöglichkeit nicht bedeu-
tungslos. Vielmehr stellt sie auch dann einen in concreto 
maßgeblichen Abwägungsgesichtspunkt dar, der das Fun-
dament des legitimen Ver- oder Gebots als zusätzliches 
Begründungselement stärkt und daher für dessen Legiti-
mation relevant ist. 
 
Die meisten Strafgesetze nehmen abstrakt-generell auf 
Verstöße gegen solche dualistisch – also auch durch das Ab-
wägungsdatum der Sonderverantwortlichkeit – fundierten 
Verhaltensnormen Bezug.32 Im Strafgesetzbuch erfassen 
de lege lata allein § 323c I StGB und § 138 I StGB Verstöße 
gegen Verhaltensnormen, deren Legitimation ohne ein 
solches zusätzliches Kriterium auskommt.33 Die Sonder-
verantwortlichkeit ist dabei entgegen verbreiteter Ansicht 
allerdings vollkommen unabhängig von der jeweiligen 
Verhaltensform – also davon, ob das in Rede stehende Ver-
halten ein Tun oder Unterlassen darstellt.34 Die verschie-
denen Verhaltensformen, die für eine rechtliche Verhal-
tensbewertung relevant werden können, weisen nach zu-
treffender Auffassung allein naturalistische Unterschiede 
auf:35 Eine Handlung (ein aktives Tun) schafft eine Schädi-
gungsmöglichkeit für ein fremdes Interesse, die zuvor 
noch nicht bestand. Das Unterlassen (einer Handlung) 
wendet demgegenüber eine bereits bestehende Schädi-
gungsmöglichkeit für ein fremdes Interesse nicht ab. Ein 
rechtlich missbilligtes Verhalten ist das Gegenteil des Ver-
haltens, das einer konkret-individuell legitimierbaren Ver-
haltensnorm entspricht. Es begründet also einen entspre-
chenden Verhaltensnormverstoß.36 
Als allgemeine Voraussetzungen eines Verstoßes gegen 
eine dualistisch legitimierte Verhaltensnorm lässt sich 

13. Aufl. 2025, Rn. 300 ff.; Stern, in: Stern/Becker, Grund-
rechte-Kommentar, 4. Aufl. 2024, Einleitung Rn. 154 ff. 

32  Zu den Legitimationskriterien dualistisch legitimierter Ver-
haltensnormen s. Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat 
(Fn. 21), § 1 Rn. 26 ff., 100 ff.; Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), 
§ 2 Rn. 17 ff. 

33  S. zur Begründung solcher monistisch legitimierten Verhal-
tensnormen Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat 
(Fn. 21), § 4 Rn. 1 ff. 

34  S. dazu die Nachw. oben Fn. 22. 
35  Zu einer solchen sachgerechten Unterscheidung s. ausführ-

lich Freund, FS Herzberg, 2008, S. 225 ff. 
36  Zur Veranschaulichung: Eine Verhaltensnorm kann bei-

spielsweise lauten „Du darfst das Verhalten in Form des 
Schießens mit der Pistole nicht vornehmen, weil damit die 
rechtlich missbilligte Schaffung einer Schädigungsmöglich-
keit für das Leben der Person B verbunden ist“, oder: „Du 
musst eine bestimmte Rettungshandlung vornehmen, weil 
mit einem entsprechenden Unterlassen (dieser Handlung) 
die rechtlich missbilligte Nichtabwendung einer 
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formulieren: Die Schaffung oder Nichtabwendung der 
Schädigungsmöglichkeit muss für die betreffende Person 
vorhersehbar, vermeidbar und bei gegebener Sonderverant-
wortlichkeit von Rechts wegen zu vermeiden gewesen sein. 
Dies sind zugleich die Grundbedingungen eines fahrlässi-
gen Fehlverhaltens als Grundform eines – ggf. strafrecht-
lich relevanten – Verhaltensnormverstoßes.37 Außerdem 
ist nochmals zu betonen: Das Vorliegen einer besonderen 
Vermeideverantwortlichkeit als zusätzlichem Legitimati-
onsgrund der jeweiligen kontext- und adressatenspezifi-
schen Verhaltensnorm hängt von den näheren Umständen 
im Einzelfall ab, die wertungsrelevant sind – nicht hinge-
gen von der naturalistischen Form des in Rede stehenden 
Verhaltens. § 13 Abs. 1 StGB hat daher keine strafbarkeits-
begründende Funktion, sondern dient allenfalls der Klar-
stellung, dass auch Tatbestandsverwirklichungen durch 
(begehungsgleiches) Unterlassen möglich sind.38 
 
Wie bei allen Abwägungsgesichtspunkten, die für die Le-
gitimation einer Verhaltensnorm relevant sind, ist mithin 
auch das Vorliegen der Sonderverantwortlichkeit nicht 
etwa abstrakt-generell, sondern allein im Hinblick auf ei-
nen konkret-individuellen Anwendungsfall bestimmbar.39 
Daher sind allgemeine Zuschreibungen in Form einer ge-
nerellen Garanten(rechts)pflicht bzw. einer allgemeinen 
Garantenstellung nicht sachgerecht.40 So ist etwa eine 
Ärztin nicht in jeder denkbaren Situation für die Abwen-
dung oder Nichtschaffung von Gefahren für Rechtsgüter 
ihrer Patientinnen sonderverantwortlich. Auch ist die Her-
anziehung einer (tatsächlich nicht existenten) Maßstabs-
person als Beurteilungsgrundlage – ebenso wie bei der 
Prüfung fahrlässigen Fehlverhaltens – jedenfalls ohne 
letztverbindliche Aussagekraft.41 Vorschnelle Schlüsse 
sind zu vermeiden. Zumindest muss die notwendige Kon-
kretisierung hinsichtlich eines bestimmten Einzelfalls 
über die bloß begründungslose Behauptung hinausgehen, 
dass die für die konstruierte Maßstabsperson angenom-
mene „Garantenpflicht“ auch für die konkrete Person 
gelte.42 
 
Eine Sonderverantwortlichkeit kann sachlich aus einer be-
sonderen Verantwortlichkeitsbeziehung der jeweiligen 

 
 

Schädigungsmöglichkeit für das Leben der Person B verbun-
den ist“. 

37  Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 169 ff. 
38  S. dazu etwa Freund, FS Herzberg, 2008, S. 225, 241 f.; sach-

lich i. d. S. auch BGHSt 36, 227. – Zur Reformbedürftigkeit 
dieser der Klarstellung dienenden Regelung s. Freund, FS 
Herzberg, 2008, S. 225, 243. 

39  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 
Rn. 97; i. d. S. wohl auch Kretschmer, Jura 2006, 898, 900. 

40  So aber etwa Wessels/Beulke/Satzger, AT (Fn. 25), § 19 
Rn. 1178 ff. – Murmann, GK (Fn. 18), § 29 Rn. 28 betont in 
diesem Zusammenhang immerhin, „dass es für die Tatbe-
standserfüllung auf die konkrete Handlungspflicht an-
kommt“. – Zur Kritik an solchen Konzepten s. Freund, Er-
folgsdelikt und Unterlassen – Zu den Legitimationsbedin-
gungen von Schuldspruch und Strafe, 1992, S. 46 ff., 154 ff. 

41  I. d. S. aber etwa auch die Formulierung des BGH in NJW 
2026, 404, 405: „was verständige Eltern nach vernünftigen 
Maßstäben tun müssen“. 

42  S. zur entsprechenden Kritik im Kontext der Fahrlässigkeits-
dogmatik Rostalski, JuS 2021, 827, 830 ff. – Zur Klarstellung 
sei angemerkt, dass die Fahrlässigkeitsvoraussetzungen den 
Grundbedingungen der Legitimation einer Verhaltensnorm 

Person zum Gefahrenursprung (Gefahrenquellenverant-
wortlichkeit) oder zu dem in Frage stehenden Schutzinte-
resse als dem Erfolgsort der zu vermeidenden Gefahr (Be-
schützerverantwortlichkeit) resultieren.43 Der besondere 
Inpflichtnahmegrund der Beziehung zum Gefahrenur-
sprung ergibt sich aus dessen Zuordnung zum eigenen Or-
ganisationskreis der betreffenden Person und stellt die 
selbstverständliche Kehrseite der Ausübung von Freiheits-
interessen dar, mit denen bestimmte Gefährlichkeiten ver-
bunden sind.44 So resultiert etwa aus dem Recht, seine 
Freiheitsinteressen durch die Haltung eines gefährlichen 
Hundes auszuüben, umgekehrt die Pflicht, ganz be-
stimmte Gefährdungen fremder Interessen durch eben 
diesen Hund zu verhüten – und zwar nicht allein aus 
Gründen des Rechtsgüterschutzes, sondern in besonderer 
Verantwortung dafür. Aber auch aus der allgemeinen 
Handlungsfreiheit folgt als Kehrseite eine Sonderverant-
wortlichkeit für bestimmte Gefahren, die aus dem eigenen 
Körper als Gefahrenquelle resultieren.45 Eine sog. Be-
schützerverantwortlichkeit ergibt sich demgegenüber aus 
einer besonderen Verantwortungsbeziehung der Person zu 
dem Träger des gefährdeten Rechtsguts oder zum Rechts-
gut selbst. Sie hängt häufig – aber nicht immer – damit 
zusammen, dass der Rechtsgutsträger zur Abwehr von be-
stimmten Gefahren selbst nur in eingeschränktem Maße 
in der Lage ist. Die besonderen Verantwortungsbeziehun-
gen ergeben sich dabei in vielen Fällen aus gesellschaftli-
chen und dabei insbesondere familiären Organisations-
strukturen. So begründet etwa eine Ehe oder nichteheli-
che Lebensgemeinschaft aufgrund des langfristig angeleg-
ten Zusammenschlusses und der damit jedenfalls konklu-
dent begründeten Hilfszusage eine besondere gegenseitige 
Schutzverpflichtung vor bestimmten Gefahren.46 Dafür ist 
allerdings die rein formale Verbindung nicht ausreichend. 
Sie muss vielmehr auch materiell zum maßgeblichen Zeit-
punkt (noch) wirksam bestehen.47 Zudem sind insbeson-
dere Eltern zum angemessenen Schutz der Interessen ih-
rer minderjährigen Kinder ggfs. qualifiziert verpflichtet, 
was in § 1626 Abs. 1 BGB in Form der Personen- und Ver-
mögenssorgepflicht auch gesetzlichen Niederschlag ge-
funden hat.48 

entsprechen. Die Problematik stellt sich daher in gleicher 
Weise im Rahmen der Beurteilung der rechtlichen Missbilli-
gung des Verhaltens als Voraussetzung vorsätzlichen Fehl-
verhaltens. 

43  S. dazu und zum Folgenden Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, 
Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 Rn. 91 ff. 

44  S. dazu und zum Folgenden Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 6 
Rn. 32 ff. 

45  Murmann, GK (Fn. 18), § 14 Rn. 27; Schlehofer, FS Herzberg, 
2008, 355, 360. S. zu entsprechenden Beispielsfällen Jakobs, 
AT (Fn. 22), 29/31 (Krampfanfall im Porzellanladen), Herz-
berg, Die Unterlassung im Strafrecht und das Garantenprin-
zip, 1972, S. 173 (Nasenbluten auf fremdem Sofa). 

46  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 
Rn. 174 m. w. N. 

47  Freund, NStZ 2003, 3384, 3385; Rönnau, JR 2004, 158 f.; Ro-
xin, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band II, Besondere Erschei-
nungsformen der Straftat, 2003, § 32 Rn. 45; Kretschmer, JA 
2025, 1003, 1004 f. – Zu einem Überblick über diese Prob-
lematik s. etwa Haas, in: Matt/Renzikowski, StGB, 2. Aufl. 
2020, § 13 Rn. 97 f. 

48  S. dazu etwa Mitsch, in: Baumann/Weber/Mitsch/Eisele, 
Strafrecht Allgemeiner Teil, 13. Aufl. 2021, § 21 Rn. 60; 
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2. Gefahrenquellenverantwortlichkeit von 
Eltern hinsichtlich Gefahren, die von ihren 
Abkömmlingen als minderjährigen Kindern, 
Jugendlichen oder Heranwachsenden 
ausgehen 

Aus der Pflicht zur Wahrnehmung der Personensorge ge-
genüber ihren Kindern können sich neben besonderen 
Schutzpflichten im Einzelfall auch qualifizierte Hinde-
rungs- bzw. Abwendungspflichten der Eltern hinsichtlich 
bestimmter Gefahren für Drittinteressen ergeben, die von 
ihrem Kind ausgehen.49 Entsprechende Aufsichtspflichten 
der Eltern i. S. v. § 1631 BGB50 können – im einzelfallbe-
zogen zu konkretisierenden Maße – jedenfalls bis zur Voll-
jährigkeit des Kindes legitimierbar sein.51 Auch diese Ge-
fahrenquellenverantwortlichkeit ergibt sich aus der Zu-
ordnung zum Organisationskreis der Eltern. Durch deren 
besondere Verantwortlichkeit für die Gefahrvermeidung 
wird der entsprechende Verantwortlichkeitsmangel des 
minderjährigen Kindes kompensiert.52 Das Bestehen so-
wie der Umfang einer solchen qualifizierten Pflicht lässt 
sich allerdings – ebenso wie jede Verhaltensnorm – nur 
mit Blick auf den konkreten Anwendungsfall letztverbind-
lich beurteilen,53 wobei der Entwicklungsstand des jewei-
ligen Kindes bzw. Jugendlichen eine wichtige Rolle 
spielt54. Ein Kind wächst im Zuge seiner Entwicklung 

 
 

Kretschmer, Jura 2006, 898, 900; ders., JA 2025, 1003, 1004. – 
Anzumerken ist an dieser Stelle, dass solche Pflichten – 
ebenso wie alle Verhaltenspflichten – nur einzelfallbezogen 
begründet werden können. Insofern ist die zivilrechtliche 
Gesetzeslage als eine Manifestierung der für die strafrecht-
lich relevante Wertung im Einzelfall bedeutsamen gesell-
schaftlichen Grundentscheidung einzuordnen. (Strafrechtlich re-
levante) Pflichten können nicht etwa einfach aus diesen zi-
vilrechtlichen Vorschriften „abgeleitet“ werden. Überein-
stimmend etwa Grünewald, Zivilrechtlich begründete Garan-
tenpflichten im Strafrecht?, 2001, S. 38; s. dazu auch Kret-
schmer, JA 2025, 1003, 1005 f. Dies gilt selbstverständlich 
auch für die Begründung einer Sonderverantwortlichkeit; in-
sofern sachlich übereinstimmend etwa Jäger, JA 2026, 257, 
259. 

49  Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 6 Rn. 74; Freund, Erfolgsde-
likt und Unterlassen (Fn. 40), S. 248 f.; Mitsch, in: 
Baumann/Weber/Mitsch/Eisele, AT (Fn. 48), § 21 Rn. 60; 
Böhm, Garantenpflichten aus familiären Beziehungen – Zur 
Deutung des § 13 Abs. 1 StGB als Blankettvorschrift, 2006, 
S. 32 f.; Schünemann, Grund und Grenzen der unechten Un-
terlassungsdelikte – Zugleich ein Beitrag zur strafrechtlichen 
Methodenlehre, 1971, S. 324. – Jedenfalls kritisch insofern 
Albrecht, Begründung von Garantenstellungen in familiären 
und familienähnlichen Beziehungen, 1998, S. 108 ff. 

50  Zum Streit um die Verankerung dieser Pflicht in § 1631 
Abs. 1 BGB und den drittschützenden Charakter dieser Vor-
schrift s. Böhm, Garantenpflichten aus familiären Beziehun-
gen (Fn. 49), S. 216 f. – Im Gegensatz zur Bezugnahme auf 
die §§ 1626 Abs. 1, 1631 Abs. 1 BGB ist ein Heranziehen der 
zivilrechtlichen Haftungsvorschrift des § 832 BGB im Hin-
blick auf den zugrundeliegenden Regelungszweck nicht 
sachgerecht. S. dazu noch im Folgenden IV. (Fn. 107). 

51  S. dazu etwa Bosch, in: TK-StGB, 31. Aufl. 2025, § 13 Rn. 52; 
zu Grundlage und Umfang der Aufsichtspflicht im zivilrecht-
lichen Kontext s. Veit/Schmidt, in: BeckOK-BGB, 78. Ed. 
01.05.2026, § 1631 Rn. 7 ff. 

52  Freund, Erfolgsdelikt und Unterlassen (Fn. 40), S. 251. 

immer mehr zu einer zunächst beschränkt und sodann voll 
verantwortlichen Person heran. Dazu gehört, dass ihm im-
mer mehr zugebilligt wird, seine eigene Handlungsfreiheit 
auszubilden und entsprechend auszuüben. Denn nur auf 
diese Weise ist eine Entwicklung hin zu einem zur Selbst-
verantwortung vollständig fähigen Menschen möglich.55 
Entsprechend reduziert sich die Notwendigkeit der dauer-
haften Beaufsichtigung durch die Eltern hin zur immer 
weitergehenden Ermöglichung einer eigenständigen Ta-
gesstruktur und Lebensplanung. Die als Veranlagung be-
reits vorhandene Vernunftbegabung als Grundvorausset-
zung eines verantwortlichen Verhaltens – und damit auch 
Anknüpfungspunkt etwaiger strafrechtlicher Reaktionen – 
bildet sich bei den heranwachsenden Kindern nach und 
nach weiter zu einer im konkreten Verhaltenszeitpunkt in-
dividuell festzustellenden vollumfänglichen Vernunftfähigkeit 
aus.56 Die Entwicklung des Verantwortlichkeitsmaßes ist 
dabei ein fließender Prozess.57 Daher besteht nicht etwa 
mit Eintritt der Strafmündigkeit nach den Regeln des Ju-
gendstrafrechts, welche de lege lata erst mit Vollendung 
des 14. Lebensjahres möglich ist, plötzlich und aus dem 
Nichts überhaupt eine eigene Verantwortlichkeit des Kin-
des.58 Das Alter lässt dabei allenfalls eine vorläufige Ten-
denzbeurteilung zu, die eine nähere Untersuchung hin-
sichtlich der konkreten Person mit ihren individuellen Fä-
higkeiten und Kenntnissen in der entscheidenden Situa-
tion nicht ersetzen kann.59 

53  Kudlich/Schütz, NStZ 2026, 229, 230. – Die Legitimation abs-
trakt-genereller oder allgemeiner Pflichten kann allenfalls 
als erster Ansatzpunkt fungieren. Im Hinblick auf die Gefahr 
vorschnell gefasster Ergebnisse, die es dann zu revidieren 
gilt, ist dahingehend allerdings jedenfalls Vorsicht geboten. 
S. zur vorzugswürdigen Legitimation konkret-individueller 
Verhaltensnormen, die auch als Pflichten bezeichnet werden 
können, Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 22 
(Fn. 17), 32 ff., zur entsprechenden Konkretisierung des 
Normbegriffs s. S. 19 ff. 

54  Huber, in MüKoBGB, Band 10, 9. Aufl. 2024, § 1631 Rn. 8; 
Fröschle, Familienrecht, 5. Aufl. 2026, Rn. 408. 

55  Freund, Erfolgsdelikt und Unterlassen (Fn. 40), S. 249 f. 
56  Zu den Kriterien der anzuerkennenden Vernunftbegabung so-

wie der notwendig in concreto festzustellenden Vernunftfä-
higkeit s. Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), 
S. 38 ff. (insbes. Fn. 147), 58 ff. 

57  Weiss, Die Anwendbarkeit von Jugendstrafrecht auf Heran-
wachsende – Eine rechtsdogmatische Untersuchung der Vo-
raussetzungen des § 105 Abs. 1 JGG und zugleich ein Beitrag 
zur rechtspolitischen Diskussion um die strafrechtliche Be-
handlung Heranwachsender de lege ferenda, 2021, S. 87 
m. w. N. – Mit steigendem Alter von Kindern wächst die In-
dividualität ihres Entwicklungsvorgangs, während sich die 
Feststellbarkeit phasenspezifischer Entwicklungsmerkmale 
verringert; s. dazu bereits Bresser, Grundlagen und Grenzen 
der Beurteilung Jugendlicher Rechtsbrecher, 1965, S. 35 f.; 
i. d. S. auch Schilling, NStZ 1997, 261, 262; Köhler, FPR 2013, 
431, 432. 

58  So lässt sich etwa bei einem 6-jährigen Kind bereits ein er-
heblich gesteigertes Maß an Verantwortungsfähigkeit fest-
stellen im Vergleich zu einem Kleinkind von 2 Jahren. – Zur 
Grenze der Strafmündigkeit de lege lata s. etwa Weißer/Stein-
berg, in: TK-StGB, 31. Aufl. 2025, § 19 Rn. 1 ff.; zur Debatte 
um eine mögliche Herabsetzung der Strafmündigkeitsgrenze 
s. etwa Kleinmann/Schneider/Höynck, NJW 2024, 1487 f.; Hinz, 
NJW 2023, 3138. 

59  Dies ist jedenfalls mit Blick auf Jugendliche allgemein aner-
kannt, denn § 3 JGG knüpft nicht an feste Altersgrenzen an. 
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Gegenwärtig wird davon ausgegangen, dass mit der Voll-
endung des 14. Lebensjahres jedenfalls ein (Mindest-)Maß 
erreicht sein kann, das die Annahme beschränkt eigenver-
antwortlichen Handelns rechtfertigt (vgl. § 19 StGB).60 
Daher kommen von diesem Zeitpunkt an, mit dem die Per-
son Jugendliche i. S. d. § 1 Abs. 2 Fall 1 JGG ist, jugend-
strafrechtsspezifische Reaktionen in Betracht.61 Erforder-
lich ist dafür aber gem. § 3 S. 1 JGG, dass die Person über 
die Erreichung der Altersgrenze hinaus auch in concreto 
nach ihrer geistigen und sittlichen Entwicklung reif genug 
ist, das Unrecht der Tat einzusehen und nach dieser Un-
rechtseinsicht zu handeln62 – also tatsächlich im konkre-
ten Zeitpunkt in hinreichendem Maße vernunftfähig ist. 
Dies ist im Wege einer umfassenden einzelfallbezogenen 
Beurteilung zu ermitteln.63 Hinsichtlich des Umfangs der 
anzunehmenden eigenen Verantwortlichkeit der jugendli-
chen Person ist insbesondere die Intensität ihrer Selbst-
ständigkeit entscheidend, etwa ob sie noch mit den Eltern 
in einem gemeinsamen Haushalt lebt oder wie eigenstän-
dig sie hinsichtlich der Planung und Umsetzung ihrer Ta-
gesstruktur – insbesondere im Hinblick auf schulische 
oder berufliche Pflichten – agiert. Für die Legitimation be-
stimmter Aufsichts- und Gefahrenabwendungspflichten 
können außerdem konkrete Anhaltspunkte dahingehend 
relevant sein, dass von der jugendlichen Person spezifische 
Gefahren ausgehen. Auch wenn ältere Kinder bzw. Jugend-
liche in der Regel nicht mehr rund um die Uhr zu beauf-
sichtigen sind, kann sich daher bei konkretem Anlass den-
noch eine bestimmte Aufsichts- und Sicherungspflicht der 
Eltern ergeben – etwa, wenn Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die jugendliche Person Nachbarn oder jüngere 
Mitschüler bedroht. Ist eine hinreichende eigene Verant-
wortlichkeit für ein in Rede stehendes Verhalten der ju-
gendlichen Person (sowie ggf. daraus resultierende 

 
 

S. dazu Schlehofer, in: BeckOK-JGG, 40. Ed. 01.02.2026, § 3 
Rn. 7; Laue, in: MüKoStGB, Band 7, 4. Aufl. 2022, JGG, § 3 
Rn. 8; Weiss, ZJJ 2023, 114, 115. 

60  Bei Kindern unterhalb dieser Altersgrenze wird die An-
nahme einer so geringen Verantwortlichkeit unwiderleglich 
vermutet, dass eine für strafrechtliche Reaktionen hinrei-
chende Verantwortlichkeit nicht in Betracht kommt; s. dazu 
etwa Roxin/Greco, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band 1: 
Grundlagen, Der Aufbau der Verbrechenslehre, 5. Aufl. 
2020, § 20 Rn. 50. 

61  Strafrechtliche Reaktionen i. S. d. Erwachsenenstrafrechts 
werden nach einer freiheitlich-kompensatorischen Strafzweckbe-
gründung eingesetzt, um den Ausgleich der Freiheitsanma-
ßung der Person nach Maß und Intensität der dahingehen-
den Verantwortlichkeit zu bewirken und die Person dadurch 
als Gleiche im Recht zu bestätigen. Erzieherische Zweckge-
sichtspunkte sind dabei aufgrund der Anerkennung der De-
linquentin als freiheitliche und vernunftfähige Person 
ebenso wenig legitimierbar wie general- oder spezialpräven-
tive Begründungsansätze. Anders ist das hinsichtlich „ju-
gendstrafrechtsspezifischer“ Reaktionen: Zwar wird auch 
hier die Verantwortlichkeit für das eigene Handeln in gewis-
sem Maße anerkannt, weshalb es insbesondere ebenso wie 
bei einem vollverantwortlichen Erwachsenen der Kommuni-
kation in Form des Schuldspruchs als Reaktionsinstrument 
bedarf. Allerdings ist jedenfalls in gewissem Maße ein Ver-
antwortungsdefizit zu verzeichnen, weshalb Maßnahmen 
auch auf die Förderung der Entwicklung der vollumfängli-
chen Verantwortlichkeit gerichtet sein können; insofern 
können auch erzieherische Gesichtspunkte durchaus eine le-
gitime Rolle spielen. Dann handelt es sich bei solchen Maß-
nahmen allerdings jedenfalls nicht um 

Folgen) anzunehmen, ist die Verantwortlichkeit der Eltern 
dahingehend äquivalent zum Maß der eigenen Verantwortungs-
fähigkeit der jugendlichen Person reduziert. Denn ihre legi-
time Funktion besteht allein darin, einen in concreto vor-
liegenden Verantwortlichkeitsmangel nach Maß und Intensi-
tät zu kompensieren. Ein solcher Verantwortlichkeitsman-
gel entfällt nicht etwa bei einer eingreifenden jugendstraf-
rechtlichen Verantwortlichkeit der jugendlichen Person.64 
Denn diese ist ihrerseits stets nur eine eingeschränkte. 
Das zeigen deutlich die einschlägigen – der geringeren 
Verantwortlichkeit der jugendlichen Person Rechnung tra-
genden – Sonderregeln des Jugendstrafrechts im Verhält-
nis zum Erwachsenenstrafrecht hinsichtlich der jugend-
strafrechtsspezifischen Reaktionen.65 
 
Auch nach Erreichen der Volljährigkeit ist hinsichtlich des 
Verhaltens eines Heranwachsenden i. S. d. § 1 Abs. 2 
Fall 2 StGB, der 18 aber noch nicht 21 Jahre alt ist, nicht 
automatisch von einer vollumfänglichen Verantwortlich-
keit für das eigene Handeln sowie etwaige Folgen für die 
Interessen anderer auszugehen. Vielmehr ist auch dann 
aufgrund der eingeschränkten Verantwortlichkeit 
gem. § 105 Abs. 1 JGG das Jugendstrafrecht anzuwenden, 
wenn die betreffende Person zur Zeit der Tat nach ihrer 
sittlichen und geistigen Entwicklung noch einem Jugend-
lichen gleichstand (Nr. 1) oder es sich nach der Art, den 
Umständen oder den Beweggründen der Tat um eine Ju-
gendverfehlung handelt (Nr. 2).66 Auch insofern ist mithin 
auf die konkreten Umstände des Einzelfalls und damit 
maßgeblich auf den Entwicklungsstand und die Selbst-
ständigkeit des Heranwachsenden sowie die Verantwor-
tungsbeziehung im Eltern-Kind-Verhältnis abzustellen, 
die sich nicht automatisch und schlagartig mit dem 18. 
Geburtstag der Person verändert.67 Allerdings kann eine 

jugendstrafrechtsspezifische, weil solche präventiven Ge-
sichtspunkte nicht den Zweck einer Strafe erfüllen können. 

62  S. zur Ausfüllung dieser Voraussetzungen Schlehofer, in: 
BeckOK-JGG, 40. Ed. 01.02.2026, § 3 Rn. 3 ff.; Weiss, ZJJ 
2023, 114 ff. 

63  BGH NStZ 2013, 286. – Hinsichtlich einer noch in der Ent-
wicklung befindlichen Person wird damit richtigerweise das 
anerkannt, was für jede Verhaltensbewertung erforderlich 
ist: die Feststellung der konkret-individuellen Vernunftfähigkeit 
im verhaltensrelevanten Zeitpunkt sowie die daran anknüp-
fende konkret-individuelle Verhaltensbewertung unter Ein-
beziehung aller einzelfallrelevanten Umstände – ohne die 
allgemeine Zuschreibung von Schuldfähigkeit oder allgemei-
nen Pflichten. S. dazu Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz 
(Fn. 3), S. 58 ff. 

64  Geisler, Die strafrechtliche Behandlung von Eltern minder-
jähriger Täter, 2003, S. 82 f. – Anders hingegen Jäger, JA 
2026, 257, 259. 

65  S. dazu etwa Streng, Jugendstrafrecht, 6. Aufl. 2024, § 8 
Rn. 243 ff. 

66  Zur methodischen Konkretisierung der Voraussetzung des 
Gleichstehens mit einem Jugendlichen hinsichtlich der geis-
tigen und sittlichen Reife s. Weiss, Die Anwendbarkeit von 
Jugendstrafrecht auf Heranwachsende (Fn. 57), S. 33 ff.; zu 
den Anforderungen an eine Jugendverfehlung s. Bausch, Die 
Berücksichtigung der individuellen Entwicklung bei der 
Auslegung strafrechtlicher Normen am Beispiel des dolus 
eventualis, 2019, S. 64 f.  

67  I. d. S. wohl auch Albrecht, Begründung von Garantenstellun-
gen (Fn. 49), S. 112; übereinstimmend unter Bezugnahme 
auf eine entsprechende Beschützergarantenstellung Kret-
schmer, Jura 2006, 898, 900. – Offen bleiben soll an dieser 
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Sonderverantwortlichkeit der Eltern von diesem Zeit-
punkt an nicht mehr als Kehrseite der Personensorgebe-
rechtigung aufgefasst werden. Denn diese endet mit Voll-
endung des 18. Lebensjahres.68 Ist eine heranwachsende 
volljährige Person tatsächlich zur umfassenden Einsicht in 
die (möglichen) Folgen ihres Handelns, in Recht und Un-
recht sowie zur hinreichenden Kontrolle ihres Verhaltens 
in der Lage, endet die besondere Verantwortungsbezie-
hung hinsichtlich dieser Person und damit auch die Ver-
antwortung für sie als Gefahrenquelle. Sie ist sodann für 
die aus ihrem Verhalten – bzw. ihrem eigenen Körper als 
Gefahrenquelle – resultierenden Gefahren ausschließlich 
selbst in vollem Umfang verantwortlich. 

III. Täterschaft und Teilnahme im Lichte 
der allgemeinen Straftatkriterien 

Die Kriterien der Strafbarkeit wegen Täterschaft oder Teil-
nahme lassen sich nur auf der Basis der allgemeinen Straf-
tatkriterien unter Berücksichtigung der Spezifika der je-
weiligen Täterschafts- oder Teilnahmeform bestimmen. 
Auf diese und nicht auf eine etwaige Abgrenzung kommt 
es an.69 Daher werden im Folgenden – in Anknüpfung an 
die allgemeinen Kriterien jeder Straftat – zunächst diese 
Spezifika dargelegt. Im Anschluss soll die Verwirklichung 
der verschiedenen Täterschafts- und Teilnahmeformen 
durch Unterlassen in den Blick genommen werden. 

1. Die Tatbestandsspezifika von Täterschaft 
und Teilnahme 

Die Kriterien zur Unterscheidung von Täterschaft und 
Teilnahme sind nach wie vor umstritten.70 Die verbreitet 
herangezogenen Ansätze weisen dabei jeweils konzept-
spezifische Schwächen auf. Subjektive Theorien knüpfen zur 

 
 

Stelle, ob diese Problematik nicht ebenfalls im Hinblick auf 
das Erreichen des 21. Lebensjahres besteht und ob nicht 
auch dahingehend die Altersgrenze allenfalls eine Tendenz 
zu begründen vermag, die eine einzelfallbezogene Betrach-
tung nicht ersetzen kann. S. dazu die empirische Untersu-
chung von Bausch, Die Berücksichtigung der individuellen 
Entwicklung (Fn. 66), S. 92 ff. mit dem Ergebnis, dass sich 
aus den entwicklungspsychologischen, logischen, soziologi-
schen und neurowissenschaftlichen Forschungsbefunden er-
gebe, dass die Entwicklungs- und Reifeprozesse junger Men-
schen länger andauerten als bislang angenommen und sich 
zudem die Lebensphase der Jugend während der letzten 
Jahrzehnte verlängert habe (S. 190). – Jedenfalls muss auch 
bei einer mindestens 21-jährigen Person die Verantwor-
tungsfähigkeit in der konkreten Situation nach allgemeinen 
Regeln als Straftatkriterium positiv festgestellt werden. Inso-
fern können allgemeine Einschränkungen bedeutsam wer-
den, die herkömmlich im Rahmen der eingeschränkten 
Schuldfähigkeit bzw. Schuldunfähigkeit verortet werden. S. 
dazu näher Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), 
S. 56 ff., 81 (Fn. 282). 

68  Eine Sonderverantwortlichkeit im Sinne einer Beschützer- 
sowie Gefahrenquellenverantwortlichkeit könnte sich aber 
kraft Übernahme aufgrund eines bestehenden besonderen 
Abhängigkeitsverhältnisses ergeben. Diese folgt dann aber 
nicht aus der Elternstellung. Vielmehr ist sie unabhängig 
von einer solchen möglich und dann aber eigenständig be-
gründungsbedürftig. 

Unterscheidung von Täterschaft und Teilnahme daran an, 
ob die Person mit Täterwillen handelt und die Tat „als ei-
gene“ will oder mit Teilnehmerwillen agiert und die Tat 
daher „als fremde“ veranlassen oder fördern will.71 An die-
sem Konzept hält die Rechtsprechung jedenfalls im 
Grundsatz nach wie vor fest, wobei sie aber immer wieder 
auch das Kriterium der Tatherrschaft zumindest mitbe-
rücksichtigt.72 Dass ein Anknüpfen an rein subjektive Ge-
sichtspunkte als Differenzierungskriterien nicht sachge-
recht ist, wird mit Blick auf die allgemeinen Anforderun-
gen an das Vorliegen einer Straftat unmittelbar deutlich: 
Strafrechtliche Reaktionen kommen nur in Betracht, wenn 
sich (vorgelagert) eine entsprechende Verhaltensnorm le-
gitimieren lässt, gegen die das in Rede stehende Verhalten 
verstößt.73 Der mit der Verhaltensnorm (einem Ver- oder 
Gebot) verbundene Freiheitseingriff muss legitimierbar 
sein, also im Hinblick auf den legitimen Zweck des 
Rechtsgüterschutzes die dahingehende Eignung, Erforder-
lichkeit und Angemessenheit erfüllen. Um hinsichtlich 
der Eingriffsintensität der Rechtsfolge in Form des Ver- 
oder Gebots eines Verhaltens angemessen zu sein, muss 
allerdings bereits eine mit dem jeweiligen Verhalten ver-
bundene – hinreichend verdichtete – Schädigungsmöglich-
keit für das fremde Interesse bestehen, und zwar zumin-
dest auf der Basis der Vorstellung der Person von den mög-
lichen Konsequenzen ihres in Erwägung gezogenen Han-
delns oder Unterlassens. Dies markiert gerade die 
Schwelle vom erlaubten hin zum verbotenen Verhalten, 
was insbesondere für die Erfassung als strafbarer Versuch 
relevant ist.74 Das gilt unter Berücksichtigung des Wort-
lauts von § 25 Abs. 1 Fall 1 und 2, Abs. 2, § 26 und § 27 
StGB für alle Täterschafts- und Teilnahmeformen.75 Rein 
subjektive Kriterien sind als maßgebliche Anknüpfungs-
punkte zur Begründung eines Verhaltensnormverstoßes 
ungeeignet.76 Gleiches gilt hinsichtlich der Unterschei-
dung verschiedener Arten von Verhaltensnormen bzw. 
entsprechenden Verstößen und der an diese 

69  Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 149; Mur-
mann, FS Beulke, 2015, S. 181; Mosenheuer, Unterlassen und 
Beteiligung – Zur Abgrenzung von Täterschaft und Teil-
nahme bei den Unterlassungsdelikten, 2009, S. 71. 

70  S. dazu etwa Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 35 ff.; 
Scheinfeld, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 25 
Rn. 4 ff.; Feng, Grund und Grenzen der strafbaren Beteili-
gung durch Unterlassen, 2023, S. 29 ff.; Robles Planas, GA 
2012, 276 ff. 

71  Zu einem Überblick s. Scheinfeld, in: MüKoStGB, Band 1, 
5. Aufl. 2024, § 25 Rn. 6 ff.; Haas, in: Matt/Renzikowski, 
2. Aufl. 2020, § 25 Rn. 3 f. 

72  RGSt 74, 84 ff.; insbes. BGH NJW 1963, 355, 356 m. w. N.; 
aus jüngerer Zeit s. insbes. BGH BeckRS 2018, 33407; zur 
Kombination mit Kriterien der Tatherrschaftslehre im Sinne 
einer „subjektiven Theorie auf objektiv-tatbestandlicher 
Grundlage“ (so etwa bezeichnet von Engländer, NStZ 2024, 
610, 611) bzw. „normativen Kombinationstheorie“ (so etwa 
bezeichnet von Roxin, AT II (Fn. 47), § 25 Rn. 22) s. etwa 
BGH NStZ 2024, 605 ff.; BGH NStZ 2018, 462 ff. – Zu ei-
nem allgemeinen Überblick s. Scheinfeld, in: MüKoStGB, 
Band 1, 5. Aufl. 2024, § 25 Rn. 17 ff. 

73  S. dazu bereits im Vorangegangenen II. 
74 Zu den Anforderungen an eine Versuchsstrafbarkeit s. 

Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat (Fn. 21), § 3 
Rn. 2 ff.; Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 8 Rn. 9 ff. 

75  Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 41. 
76  S. ausführlich dazu Timm, Gesinnung und Straftat – Besin-

nung auf ein rechtsstaatliches Strafrecht, 2012, S. 79 ff. 
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anknüpfenden strafrechtlichen Reaktionen wie der Unter-
scheidung der täterschafts- von der teilnahmespezifischen 
Straftatbegehung. Hinzu kommt die fehlende Trenn-
schärfe solcher Differenzierungskriterien, die insbeson-
dere in der Praxis nahezu beliebige Ergebnisse ermögli-
chen.77 
 
Aber auch die von der Tatherrschaftslehre angebotenen Un-
terscheidungskriterien sind nicht derart bestimmt, wie es 
auf den ersten Blick scheinen mag.78 Denn der Gegen-
stand, auf den sich diese „Herrschaft“ beziehen soll, bleibt 
letztlich konturenlos. Notwendig ist jedoch eine präzise 
Konkretisierung dieses Gegenstands und damit der in 
Rede stehenden Tat.79 Die dafür maßgebliche Frage, wel-
che Tatbestandskriterien für die jeweilige Täterschafts- 
oder Teilnahmeform erforderlich sind, wird von Vertrete-
rinnen und Vertretern einer Tatherrschaftslehre gerade 
nicht präzise beantwortet.80 Ist demgegenüber klar, welche 
tatbestandsspezifischen Kriterien jeweils erfüllt sein müs-
sen, bedarf es einer über die allgemeinen Kriterien der ent-
sprechenden Verantwortlichkeit hinausgehenden „Herr-
schaft“ nicht mehr. 
 
Unterschätzt wird hingegen der Ansatz der weitgehend als 
überholt angesehenen formal-objektiven Theorie,81 der für 
die Tätereigenschaft an die vollständige oder teilweise 
Vornahme der tatbestandlichen Ausführungshandlung 
durch die Person selbst, hinsichtlich der Teilnahmeeigen-
schaft dagegen an den Beitrag einer Vorbereitungs- oder 
Unterstützungshandlung anknüpft.82 Dieser Ansatz ist als 
Ausganspunkt bei sachgerechter Ausfüllung der entspre-
chenden Kriterien durchaus geeignet, den Blick auf das 
Wesentliche zu lenken:83 das Vorliegen der allgemeinen 
und spezifischen Straftatkriterien und daher – nach dem 
hier zugrunde gelegten normentheoretischen Konzept – 
des jeweils straftatbestandsspezifischen Verstoßes gegen 

 
 
77  I. d. S. Kühl, Strafrecht Allgemeiner Teil, 8. Aufl. 2017, § 20 

Rn. 23; Scheinfeld, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 25 
Rn. 32. 

78  Zur Tatherrschaftslehre s. Roxin, Täterschaft und Tatherr-
schaft, 11. Aufl. 2022, § 11 S. 6 ff.; ders., AT II (Fn. 47), § 25 
Rn. 10 ff.; Haas, in: Matt/Renzikowski, StGB, 2. Aufl. 2020, 
Vor § 25 Rn. 6 ff. – S. zur nachfolgenden Kritik Freund/Ros-
talski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 43 ff.; dies., in: MüKoStGB, Band 
1, 5. Aufl. 2024, Vor § 13 Rn. 466 ff.; i. d. S. ebenfalls Robles 
Planas, FS Sancinetti, 2020, S. 617, 628 f., der richtigerweise 
postuliert, dass eine festgestellte Herrschaft für die Frage 
nach der Verantwortlichkeit nicht entscheidend ist. 

79  Zum normativ-funktionalen Straftatbegriff als Basis des hier 
zugrunde gelegten normentheoretischen Konzepts s. Ros-
talski, Der Tatbegriff im Strafrecht – Entwurf eines im ge-
samten Strafrechtssystem einheitlichen normativ-funktiona-
len Begriffs der Tat, 2019, S. 15 ff. 

80  Kritisch zur Tatherrschaftslehre ebenfalls etwa Putzke, FS 
Roxin, 2011, S. 425, 428 f.; Marlie, Unrecht und Beteiligung 
– Zur Kritik des Tatherrschaftsbegriffs, 2009, S. 179 f.; Kind-
häuser, Analytische Strafrechtswissenschaft, 2021, S. 1181: 
„‚Zentralgestalt‘ und ‚Randfigur‘ sind zwar schöne Bilder, 
aber keine dogmatischen Kategorien.“; Haas, Die Theorie der 
Tatherrschaft und ihre Grundlagen – Zur Notwendigkeit ei-
ner Revision der Beteiligungslehre, 2008, S. 21 ff., Seher, JuS 
2009, 1, 4. – Schleho-fer/Putzke/Scheinfeld, Strafrecht Allge-
meiner Teil, 2. Aufl. 2024, Rn. 153 gehen davon aus, dass 
die Tatherrschaftslehre ebenso wie die subjektive Theorie 
und jüngere Rechtsprechung keine systematisch stimmige 
Deutung des § 25 StGB liefern; krit. zur Ausfüllung der 

eine legitimierbare Verhaltensnorm. Es bedarf stets der 
Verantwortlichkeit für die Schaffung oder Nichtabwendung ei-
ner tatbestandsspezifischen Schädigungsmöglichkeit sowie beim 
vollendeten Erfolgsdelikt der Verantwortlichkeit für die 
entsprechende Realisierung in einem zum konkreten Er-
folgsendpunkt hinführenden tatbestandsspezifischen erfolgs-
verursachenden Geschehen. Eine solche Verantwortlichkeit 
kann sich dabei im Rahmen der Wortlautgrenze des 
Art. 103 Abs. 2 GG gleichermaßen aufgrund einer durch 
das Verhalten unmittelbar oder (mehr oder weniger) mittel-
bar verursachten Rechtsgutsgefährdung bzw. -schädigung 
ergeben. Insofern müssen etwa auch bei einer mittelbar-tä-
terschaftlichen Verwirklichung eines Sanktionsnormtatbe-
stands die allgemeinen Voraussetzungen eines täterschaft-
lich-tatbestandsspezifischen Verhaltensnormverstoßes so-
wie etwaiger entsprechender Fehlverhaltensfolgen erfüllt 
sein.84 Für alle Formen der Täterschaft und Teilnahme gilt 
dabei, was Voraussetzung jeder Form strafrechtlicher Re-
aktionen ist: Maßgeblicher Anknüpfungspunkt ist stets 
ein (in mehr oder weniger großem Umfang) zu verantwor-
tender Verhaltensnormverstoß, weshalb allein die Verant-
wortlichkeit der in Rede stehenden Person für diesen Ver-
stoß und ggf. für die spezifischen Folgen dieses (eigenen) 
Fehlverhaltens entscheidend sein kann.85 Auch bei der 
(strafrechtlich relevanten) Verantwortlichkeit eines Teil-
nehmers geht es also nicht etwa um eine Ableitung der 
entsprechenden Verantwortlichkeit von derjenigen des 
Haupttäters.86 
 
§ 27 StGB legt fest, dass es für eine strafbare Beihilfe zur 
geförderten vorsätzlichen rechtswidrigen Haupttat einer anderen 
Person gekommen sein muss.87 Weil der Gehilfe nur für ei-
nen Förderungsbeitrag zur Tat einer anderen Person verant-
wortlich ist, ist der Unwertgehalt seines Verhaltensnorm-
verstoßes sowie etwaiger Fehlverhaltensfolgen – hinsicht-
lich der Gefährdung bzw. Verletzung eines fremden 

Tatherrschaftskriterien im Hinblick auf die verschiedenen 
Täterschaftsformen zudem Schlehofer, FS Herzberg, 2008, 
355, 360 f. 

81  So etwa Wessels/Beulke/Satzger, AT (Fn. 25), § 16 Rn. 808; 
Haas, in: Matt/Renzikowski, StGB, 2. Aufl. 2020, § 25 Rn. 5. 

82  S. dazu Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 36 ff. m. w. N. 
(insbes. Fn. 39). 

83  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, Vor 
§ 13 Rn. 472. 

84  Die Formen der mittelbaren Täterschaft und der Mittäter-
schaft stellen demgemäß Formen der Täterschaft mit ihren 
jeweils spezifischen phänomenologischen Besonderheiten 
dar. § 25 Abs. 1 Fall 2 sowie § 25 Abs. 2 StGB sind demnach 
beide allein klarstellender Natur. S. näher dazu Bünzel, Die 
strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 149 ff. 

85  Bünzel, Die strafrechtliche Resonanz (Fn. 3), S. 152 f. (ins-
bes. Fn. 113); i. d. S. auch Robles Planas, FS Sancinetti, 2020, 
S. 617, 622; Kühl, AT (Fn. 77), § 20 Rn. 23. – Es kommt da-
her insbesondere nicht auf eine gegenseitige „Zurechnung“ 
der Tatbeiträge an. Die Tatbeiträge der jeweils anderen Mit-
täter sind nicht mehr als ein Element des tatbestandsspezifi-
schen erfolgsverursachenden Geschehens – also der entsprechen-
den Verhaltensfolgen. S. dazu Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), 
§ 10 Rn. 153 ff.; anders etwa Wessels/Beulke/Satzger, AT 
(Fn. 25), § 16 Rn. 817.  

86  Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat (Fn. 21), § 2 Rn. 75. 
87  Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat (Fn. 21), § 2 Rn. 79; 

S. dazu und zum Folgenden auch Bünzel, Die strafrechtliche 
Resonanz (Fn. 3), S. 153 f.; zu den entsprechenden Anforde-
rungen an eine Beihilfe s. S. 152 f. 
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Interesses – geringer als der des Verstoßes des Haupttä-
ters, was sich in entsprechend weniger eingriffsintensiven 
strafrechtlichen Reaktionen widerspiegelt: § 27 
Abs. 2 StGB sieht aus gutem Grund eine obligatorische 
Strafmilderung vor.88 Diese Konkretisierung des beihilfe-
tatbestandsspezifischen erfolgsverursachenden Geschehens offen-
bart den Anknüpfungspunkt der entsprechenden Verant-
wortlichkeit: der Förderungsbeitrag hinsichtlich einer von 
einer anderen Person begangenen vorsätzlichen rechts-
widrigen Haupttat. Dies löst zudem die vieldiskutierte 
Problematik um die Notwendigkeit der Kausalität des Ge-
hilfenbeitrags für den Erfolg der Haupttat.89 Dieser muss 
lediglich für das Ingangsetzen oder das Nichtabwenden 
des von Rechts wegen zu vermeidenden Verlaufs, der sich 
tatsächlich ereignet hat, (quasi-) kausal sein.90 
 
Im Kontext der Beihilfe ist es nach wie vor umstritten, in-
wiefern Beiträge einer sog. psychischen Beihilfe den Anfor-
derungen des § 27 StGB genügen können. Darunter wer-
den Formen der intellektuellen Unterstützung verstanden, 
etwa durch die Erteilung von Ratschlägen oder die Bestär-
kung des Tatentschlusses.91 Auch dabei kann es letztlich 
nur darauf ankommen, ob das in Rede stehende Verhalten 
in rechtlich zu missbilligender Weise einen beihilfetatbe-
standsspezifischen erfolgsverursachenden Geschehens-
verlauf in Gang setzt oder nicht abwendet, bei dem es so-
dann tatsächlich zur Förderung einer vorsätzlichen rechts-
widrigen Haupttat kommt.92 Es muss also – als tatbe-
standsspezifisches erfolgsverursachendes Geschehen – ein 
entsprechender Förderungsbeitrag messbar sein.93 Dies ist 
etwa auch durch ein den Tatentschluss bestärkendes kon-
kludentes Verhalten – wie ein Kopfnicken in Richtung des 
Haupttäters – denkbar.94 
 
Der die Haupttat fördernde Beitrag, den der Gehilfe in 
rechtlich zu missbilligender Weise aktiv „beigesteuert“ 
oder aber (durch das Unterlassen einer Tatverhinderung 
oder Taterschwerung) nicht abgewendet hat, kann sich 
mittelbar oder unmittelbar in jeder Phase der Haupttatver-
wirklichung auswirken. Sofern ein solcher (beihilfe-tatbe-
standsspezifischer) Förderungseffekt feststellbar ist, 
spielt es keine Rolle, zu welchem Zeitpunkt der die Tat 
fördernde Gehilfe gehandelt oder unterlassen hat. So kann 
etwa auch eine Bestärkung des Tatentschlusses ein straf-
rechtlich relevantes Beihilfeverhalten darstellen – selbst 

 
 
88  Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 139. 
89  Zu einem Überblick dazu Geppert, Jura 2007, 589, 590 f. 
90  Dieses Problem resultiert aus der fehlerhaften Berücksichti-

gung hypothetischer alternativer Verläufe. Gegenstand der 
Beurteilung ist aber stets nur der Verlauf, der sich tatsäch-
lich ereignet hat. S. dazu Freund/Bünzel, Die Elemente der 
Straftat (Fn. 21), § 2 Rn. 82. 

91  S. dazu etwa Heinrich, Strafrecht Allgemeiner Teil, 
8. Aufl. 2025, § 38 Rn. 1322; Scheinfeld, in: MüKoStGB, Band 
1, 5. Aufl. 2024, § 27 Rn. 7 ff. 

92  Auch Robles Planas, GA 2012, 276, 277 f. formuliert i. d. S., 
dass bei der Beteiligung mehrere Personen für einen Verlauf 
einstehen. Ausführung und Vollendung seien Ausdruck des 
Unrechts aller. 

93  BGH NStZ 2016, 463, 464. – Das vermag etwa ein reines 
Billigen der Haupttat ohne im Hinblick auf ihre Verwirkli-
chung messbare Förderung nicht zu erfüllen; s. Baunack, 
Grenzfragen der strafrechtlichen Beihilfe unter besonderer 
Berücksichtigung der sogenannten psychischen Beihilfe, 
1999, S. 98. 

wenn die entsprechende Einwirkung zu einem Zeitpunkt 
geschieht, zu dem der Haupttäter noch nicht (hinreichend 
fest) zur Verwirklichung der Haupttat entschlossen ist.95 
Für eine Beihilfestrafbarkeit im Vergleich zur Anstiftung 
gilt: Eine Anstiftung erfordert ein Einwirken auf den Ta-
tentschluss, das für dessen Entstehung kausal wird. Für 
die Beihilfe ist demgegenüber irgendein Förderungsbeitrag 
hinsichtlich der vorsätzlichen rechtswidrigen Haupttat als 
Gesamtheit hinreichend. Für den konkreten Fall des Her-
vorrufens des Tatentschlusses ist die Anstiftung daher spe-
zieller. Sofern die spezifischen Voraussetzungen des § 26 
StGB nicht erfüllt sind, ist dagegen ein Rückgriff auf eine 
Beihilfestrafbarkeit möglich, sofern deren Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

2. Täterschaft und Teilnahme durch 
begehungsgleiches Unterlassen – 
verhaltensformspezifische Anforderungen 
an (Neben-)Täterschaft und Beihilfe? 

Der bereits angeführte Streit um die Unterscheidungskri-
terien von Täterschaft und Teilnahme erreicht im Bereich 
der (begehungsgleichen) Unterlassungsdelikte sein Cre-
scendo.96 Besonders gilt dies für Konstellationen, in denen 
es um das Verhalten eines Unterlassenden neben einem 
aktiv handelnden Täter geht. Die Anwendung subjektiver 
Theorien auf Fälle des Unterlassens bringt aufgrund ihres 
fehlenden (hinreichenden) Bezugs zur konkreten Tatver-
wirklichung zwar keine spezifischen Schwierigkeiten mit 
sich.97 Dies kann allerdings nicht als Argument für die Eig-
nung solcher Ansätze herangezogen werden, sind sie doch 
gerade aufgrund dieses Gesichtspunkts der Loslösung von 
der Tat zur Unterscheidung ungeeignet.98 Bei klassischem 
Verständnis der Tatherrschaft im Sinne eines „in den Hän-
den Haltens des tatbestandsmäßigen Geschehens“ ist eine 
Anwendung auf Verwirklichungen durch Unterlassen 
demgegenüber bereits begrifflich kaum sinnvoll möglich, 
was selbst deren Vertreter einräumen.99 Sie bieten daher 
verschiedene Lösungen an: Einerseits wird hinsichtlich 
der Unterlassungsfälle ein entsprechend abgewandelter 
Lösungsansatz zugrunde gelegt, wobei neben der Einord-
nung als Pflichtdelikte verschiedene weitere Varianten ver-
treten werden.100 Andererseits wird angenommen, aus den 

94  BGH NJW 2019 Rn. 95, 1818; Puppe, NStZ 1991, 571, 574; 
Jäger, JA 2026, 257, 259. 

95  Übereinstimmend die ständige Rechtsprechung des BGH s. 
BGH NJW 2026, 404, 406 (Rn. 31); ebenso Kudlich/Schütz, 
NStZ 2026, 229; s. dazu auch Frisch, Strafrecht (Fn. 19), § 6 
Rn. 309. 

96  Zu einem Überblick s. Haas, ZIS 2011, 392 ff.; Mosenheuer, 
Unterlassen und Beteiligung (Fn. 69), S. 19 ff.; zur Proble-
matik im Kontext der entsprechenden Strafbarkeit eines 
Compliance Officers s. Krüger, ZIS 2011, 1 ff. 

97  Murmann, FS Beulke, 2015, S. 181, 182. 
98  S. dazu im Vorangegangenen II. 1. 
99  S. dazu insbesondere Roxin, AT II (Fn. 47), § 31 Rn. 132 f. 

Ausführlich zu Täterschaft und Teilnahme bei den Unterlas-
sungsdelikten ders., Täterschaft und Tatherrschaft (Fn. 78) 
§ 37 S. 511 ff.; zur Problematik s. außerdem Freund/Rostalski, 
AT (Fn. 17), § 10 Rn. 49. 

100  Zu einem Überblick s. etwa Rengier, Strafrecht Allgemeiner 
Teil, 17. Aufl. 2025, § 51 Rn. 16 ff. m. w. N. 
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Tatherrschaftskriterien folge, die unterlassende Person 
könne im Verhältnis zur aktiv handelnden stets lediglich 
Gehilfin sein.101 Die Erkenntnis, dass die Anwendung des 
für die Verwirklichungsform des (positiven) Tuns entwi-
ckelten Ansatzes auf Fälle des Unterlassens Schwierigkei-
ten bereitet, sollte indes nicht zur Entwicklung eines eige-
nen unterlassungsspezifischen Konzepts, sondern viel-
mehr zum Überdenken des ursprünglichen motivieren.102 
Denn auch die eigens für das Unterlassen entwickelten 
Konzepte weisen die allgemeine Schwäche der Konturen-
losigkeit der postulierten Kriterien auf.103 
 
Letztlich offenbart gerade die Anwendung der Unterschei-
dungskonzepte auf Fälle des begehungsgleichen Unterlas-
sens die bereits dargelegten Vorzüge eines im Ausgangs-
punkt formal-objektiven Konzepts mit einer Ausfüllung 
der relevanten materiellen Kriterien im Sinne einer frei-
heitlich-legitimatorischen Normentheorie: Weil dieser 
Ansatz gerade nicht von normativ relevanten Unterschie-
den hinsichtlich der verschiedenen Verhaltensformen aus-
geht, ergeben sich keine Anwendungsprobleme der allein 
maßgeblichen Voraussetzungen auf Unterlassungsfälle. 
Vielmehr lassen sich auch in Bezug auf diese anhand der 
herausgearbeiteten allgemeinen Regeln sachgerechte Er-
gebnisse erzielen – unter angemessener Berücksichtigung 
der entsprechenden phänomenologischen Besonderheiten 
der Verhaltensform des Unterlassens. So ist im Falle der 
unterlassenen Abwendung einer durch eine andere Person 
(durch aktives Tun) geschaffenen Schädigungsmöglichkeit 
je nach dem zu verantwortenden eigenen Beitrag sowohl 
eine täterschaftliche als auch eine beihilfetatbestandliche 
Verantwortlichkeit durch begehungsgleiches Unterlassen 
denkbar. Dabei bedarf es sowohl für die Strafbarkeit als 
Täter als auch für die als Teilnehmer einer Sonderverant-
wortlichkeit für das Vermeiden des jeweils tatbestands-
spezifischen Geschehens – von den Sonderfällen der un-
terlassenen Hilfeleistung und der Nichtanzeige einer ge-
planten schwerwiegenden Straftat abgesehen. Der Täter 
einer Tötung muss also etwa für das Vermeiden derselben 
sonderverantwortlich sein, der Gehilfe einer Tötung für 
das Vermeiden eines diese Tötung fördernden Effekts, wo-
bei dieser auch in einer unterlassenen Taterschwerung zu 
erblicken sein kann. Für die Erfüllung der jeweiligen Tat-
bestandsvoraussetzungen ist daher die konkrete Reich-
weite der jeweils gegebenen Sonderverantwortlichkeit 

 
 
101  So etwa Kühl, AT (Fn. 77), § 20 Rn. 230; Mosenheuer, Unter-

lassen und Beteiligung (Fn. 69), S. 188 ff. 
102  Murmann, FS Beulke, 2015, S. 181 f. – Robles Planas, GA 2012, 

276 281, betont zutreffend, dass die tatbestandsspezifische 
Missbilligung einer Beteiligung durch Unterlassen „aus den-
selben Gründen erfolgen soll, die auf einer normativen 
Ebene die Missbilligung der aktiven Beteiligungsverhaltens-
weisen begründen“. 

103  S. dazu bereits im Vorangegangenen II. 1. – Zur Kritik an der 
Pflichtdeliktskategorie s. etwa Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), 
§ 10 Rn. 49 f.; ferner bereits Freund, Erfolgsdelikt und Unter-
lassen (Fn. 40), S. 177 Fn. 66, 274 Fn. 6. – Zutr. krit. zum 
durch die Pflichtdeliktslehre konstruierten Gegensatz zwi-
schen „Pflichtdelikten“ und „Herrschaftsdelikten“ etwa 
auch Putzke, FS Roxin, 2011, S. 425, 433; Murmann, Die Ne-
bentäterschaft im Strafrecht – Ein Beitrag zu einer persona-
len Tatherrschaftslehre, 1993, S. 181 f. 

weichenstellend – und zwar für Tatbestandsverwirklichun-
gen durch (aktives) Tun und Unterlassen gleichermaßen. 

Klarstellend sei angemerkt: Die sog. Nebentäterschaft ist 
keine selbstständige Täterschaftsform, sondern kenn-
zeichnet nur eine bestimmte Fallgruppe, die in der Le-
benswirklichkeit durchaus nicht selten vorkommt. Sach-
lich muss auch der Nebentäter – wie jeder andere Täter 
und vollkommen unabhängig von einer etwaigen Verant-
wortlichkeit eines ggf. vorhandenen weiteren Täters – alle 
tatbestandsspezifischen Voraussetzungen in eigener Person 
erfüllen.104 Insofern wird an dieser Stelle abermals deut-
lich, was bereits im Vorangegangenen betont wurde: Un-
abhängig von der jeweils einschlägigen spezifischen Täter-
schafts- oder Teilnahmeform kommt es für die Legitima-
tion strafrechtlicher Reaktionen stets ausschließlich auf 
das individuelle Fehlverhalten der konkreten in Rede ste-
henden Person an. Ggfs. sind auch spezifische Folgen die-
ses Fehlverhaltens von (nachrangiger) Bedeutung. Verhal-
tensweisen anderer Personen können allenfalls im Rah-
men des konkreten erfolgsverursachenden Geschehens re-
levant werden. 

IV. Konsequenzen für die Beurteilung des 
konkreten Falls 

Mit Blick auf die vorangegangenen Ausführungen ist die 
Entscheidung des BGH in der Gesamtschau zu begrüßen. 
Zutreffend hat dieser zunächst eine Sonderverantwort-
lichkeit i. S. einer Beschützerverantwortlichkeit der Ange-
klagten J.L. für ihren ehemaligen Lebenspartner verneint, 
da die dafür erforderliche besondere Beziehung zum frag-
lichen Zeitpunkt nicht mehr bestand.105 Ebenfalls zutref-
fend wurde die Sonderverantwortlichkeit für die Gefahren, 
die von dem minderjährigen Sohn als Gefahrenquelle aus-
gingen, angenommen sowie sachgerecht begründet.106 
Entgegen der Annahme des Landgerichts hindert dessen 
Strafmündigkeit i. S. d. Jugendstrafrechts wegen des den-
noch zu verzeichnenden Verantwortlichkeitsdefizits die 
Annahme einer daneben bestehenden (Mit-)Verantwort-
lichkeit der personensorgeberechtigten und entsprechend 
verpflichteten Mutter nicht: Zur Kompensation des kon-
kreten Verantwortlichkeitsdefizits der unmittelbar han-
delnden minderjährigen Person ist diese bei der angemes-
senen Konturierung der sich überschneidenden Verant-
wortlichkeiten für die bestehenden Gefahren vielmehr 
zwingend notwendig.107 In diesem Zusammenhang lässt 

104  Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 10 Rn. 5, 105; jedenfalls hin-
sichtlich der Bedeutung der Nebentäterschaft übereinstim-
mend Mosenheuer, Unterlassen und Beteiligung (Fn. 69), 
S. 142, Rengier, AT (Fn. 100), § 51 Rn. 1 f. 

105  BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 15). 
106  BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 16 ff.). 
107  S. dazu näher im Vorangegangenen II. 2. – Anzumerken ist 

an dieser Stelle, dass der Verweis des BGH auf die Haftungs-
vorschrift des § 832 BGB im Gegensatz zur Inbezugnahme 
der §§ 1626 Abs. 1, 1631 Abs. 1 BGB im Hinblick auf den 
zugrundeliegenden Zweck bzw. Rechtsgedanken nicht sach-
gerecht und zudem nicht erforderlich ist. Ohnedies sind die 
zivilrechtlichen Vorschriften aufgrund ihrer abweichenden 
Zwecksetzung nicht unmittelbar auf das Strafrecht übertrag-
bar. Lediglich der ihnen zugrunde liegende Rechtsgedanke 
kann mitunter herangezogen werden, sofern eine Vorschrift 
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sich bei einem 16-Jährigen gerade nicht von einer vollum-
fänglichen und mit einem Erwachsenen vergleichbaren 
Verantwortlichkeit ausgehen.108 Der Verantwortlich-
keitseinschränkung, die aufgrund der anhaltenden Ent-
wicklung jedenfalls bis zur Vollendung des 21. Lebensjah-
res in gewissem Maße vorliegen kann, tragen die spezifi-
schen Reaktionsmöglichkeiten des Jugendstrafrechts ge-
rade Rechnung.109 Die Annahme einer besonderen Verant-
wortlichkeit für die von einem 16-Jährigen ausgehenden 
Gefahren führt auch nicht etwa zu einer überzogenen Auf-
sichtspflicht „rund um die Uhr“. Umfang und Intensität 
einer entsprechenden Aufsichtspflicht der Mutter sind 
vielmehr – wie der BGH zutreffend ausführt110 – nicht pau-
schal, sondern unter Berücksichtigung aller Umstände des 
konkreten Sachverhalts angemessen zu konkretisieren. 
Dabei ist indes – entgegen der Argumentation des BGH – 
die Heranziehung einer „Maßstabsfigur“ nicht weiterfüh-
rend.111 
 
Die Konkretisierung des für eine Strafbarkeit der Mutter 
als Täterin oder Teilnehmerin eines Tötungsdelikts maß-
geblichen Verhaltens weist in den Darlegungen des BGH 
Schwächen auf. Für die Unterscheidung von Tun und Un-
terlassen – und der Konkretisierung des Verhaltens als An-
knüpfungspunkt etwaiger strafrechtlicher Reaktionen – 
stellt der BGH auf den „Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit“ 
ab.112 Die Schwerpunktformel ist allerdings als Unter-
scheidungskriterium ungeeignet.113 Denn bevor ein etwa-
iger Schwerpunkt der Vorwerfbarkeit im Hinblick auf ver-
schiedene Verhaltensweisen in den Blick genommen wer-
den kann, ist jedenfalls vorrangig zu klären, ob sich hin-
sichtlich der in Rede stehenden Verhaltensweisen – in 
Form einer Handlung oder des Unterlassens (einer Hand-
lung) – überhaupt ein Verhaltensvorwurf begründen 
lässt.114 Selbst als Konkurrenzregel ist die Schwerpunkt-
formel problematisch. Denn ein für den richtigen Erfas-
sungsbereich des Schuldspruchs bedeutsames Verhalten 
kann sich ohne weiteres auch aus der Kumulation von – 
mehr oder weniger gewichtigen – Elementen des Han-
delns und Unterlassens (einer Handlung) ergeben.115 
 
Die Differenzierung zwischen den Verhaltensformen ist 
bei Zugrundelegung des vorangehend Dargelegten anhand 
ihrer naturalistischen Spezifika stets unproblematisch 

 
 

als Manifestierung der entsprechenden gesellschaftlichen 
Grundentscheidungen zu verstehen ist. 

108  So aber LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 402), i. d. S. wohl 
auch Jäger, JA 2026, 257, 259. 

109  Zur Ermittlung des konkret vorhandenen Maßes der jeweili-
gen Verantwortlichkeit ist eine einzelfallbezogene Beurtei-
lung unerlässlich. S. dazu bereits im Vorangegangenen II. 2. 
– Dennoch geht Jäger, JA 2026, 257, 259 unter Bezugnahme 
auf § 3 JGG wohl davon aus, dass schon aufgrund der über-
haupt anzunehmenden Verantwortlichkeit des Sohnes 
i. S. d. Jugendstrafrechts die Verantwortlichkeit der Mutter 
ende. 

110  BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 20). 
111  S. dazu bereits im Vorangegangenen II. 1. 
112  BGH NJW 2026, 404, 406, (Fn. 29); ebenso etwa BGHSt 6, 

46, 59; BGH NStZ 1999, 607 f.; BGH NJW 2015, 1190, 1191; 
Wessels/Beulke/Satzger, AT (Fn. 25), § 19 Rn. 1163; Bosch, in: 
TK-StGB, 31. Aufl. 2025, Rn. 158a (m. w. N.). 

113  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 
Rn. 5 f.; Gaede, in: NK-StGB, 6. Aufl. 2023, Rn. 7 betont zu-
recht das Fehlen „handhabbarer und offengelegter Kriterien“ 

möglich – normativ allerdings nicht maßgeblich, wenn es 
um die zu erfüllenden Kriterien der Tatbestandsverwirkli-
chung geht.116 Denn ein tatbestandsspezifischer Verhal-
tensnormverstoß kommt in beiden naturalistischen Ver-
wirklichungsformen vor. Lediglich konkurrenzrechtlich 
bedeutsam ist zudem der Fall, in dem durch ein Tun und 
ein Unterlassen jeweils verschiedene Straftaten verwirk-
licht werden – wenn also etwa eine bestimmte Person so-
wohl die Voraussetzungen einer täterschaftlichen Unter-
lassungstat als auch die einer Begehungsbeihilfe zur Tat 
eines anderen erfüllt.117 
 
Im zu beurteilenden Fall lässt sich ein tatbestandsspezifi-
scher Verhaltensnormverstoß im Sinne einer (neben-)tä-
ter-schaftlichen Verantwortlichkeit eines jedenfalls versuch-
ten Tötungsdelikts durch begehungsgleiches Unterlassen 
durch das Unterlassen von Gefahrenabwendungsmaßnah-
men begründen. Der BGH hat die Entscheidung, ob die 
Voraussetzungen für die Annahme einer täterschaftlichen 
Verantwortlichkeit erfüllt sind, unter Verweis auf die – 
nach seiner Einschätzung – nicht hinreichenden Feststel-
lungen zwar offengelassen.118 Bei Zugrundelegung der 
sachgerecht konkretisierten Unterscheidungskriterien ge-
nügen die Feststellungen des Landgerichts für die An-
nahme einer täterschaftlichen Verantwortlichkeit der Mut-
ter jedoch durchaus. Denn die Gesichtspunkte, die bei An-
nahme einer fehlenden Sonderverantwortlichkeit durch 
das Landgericht eine unterlassene Hilfeleistung stützen, 
sind bei zutreffend angenommener Sonderverantwortlich-
keit für eine entsprechende Strafbarkeit jedenfalls wegen 
versuchten Totschlags durch begehungsgleiches Unterlas-
sen hinreichend. Mithin ist leider zu vermuten, dass der 
BGH zur Unterscheidung von Täterschaft und Teilnahme 
– wie bereits in früheren Entscheidungen119 – subjektive 
Kriterien als ausschlaggebend erachtet, auch wenn er dies 
in der vorliegenden Entscheidung nicht ausdrücklich for-
muliert hat. Indessen können subjektive Vorstellungen ei-
ner täterschaftlichen Verantwortlichkeit nicht entgegen-
stehen, wenn das Verhalten einen entsprechenden Verhal-
tensnormverstoß begründet.120 Daher ist festzuhalten: Die 
Angeklagte J.L. hat sich jedenfalls eines versuchten Tot-
schlags durch begehungsgleiches Unterlassen gem. §§ 212 
I, 13 I, 22, 23 I, 12 I StGB schuldig gemacht. 
 

dieses Ansatzes; insoweit übereinstimmend etwa auch Gös-
sel, FS Kühl, 2014, 225, 235 f. 

114  Freund/Bünzel, Die Elemente der Straftat (Fn. 21), § 2 Rn. 9; 
i. d. S. ebenfalls Ransiek, JuS 2010, 490, 493 f. 

115  Näher dazu Freund/Rostalski, AT (Fn. 17), § 11 Rn. 44. 
116  S. dazu im Vorangegangenen II. 1. – Ransiek, JuS 2010, 490, 

494, postuliert – sachlich übereinstimmend – dass es darauf 
ankomme, ob hinsichtlich des in Rede stehenden Verhaltens 
eine entsprechende Pflicht begründbar ist. I. d. S. auch Volk, 
FS Tröndle 1989, S. 219, 223: „die Abgrenzung zwischen 
Tun und Unterlassen ist entweder evident und unproblema-
tisch oder sehr schwierig, dann aber nicht möglich oder 
nicht nötig.“ 

117  Freund/Rostalski, in: MüKoStGB, Band 1, 5. Aufl. 2024, § 13 
Rn. 291. 

118  BGH NJW 2026, 404, 407 (Rn. 36). 
119  So insbesondere BGH BeckRS 2018, 33407 (Rn. 7). 
120  Zu den für eine sachgerechte Unterscheidung von Täter-

schaft und Teilnahme maßgeblichen Gesichtspunkten und 
der Kritik an subjektiven Unterscheidungskriterien s. im Vo-
rangegangenen III. 1. 



Aufsätze und Anmerkungen Bünzel – Zur Gefahrenquellenverantwortlichkeit von Eltern für ihre minderjährigen Kinder 

HRRS Juni (6/2026) 

 
 196 
 
 196 
 

Nach Ansicht des BGH sei zudem ebenfalls nicht abschlie-
ßend zu beurteilen, ob sich im konkreten Fall auch eine 
entsprechende Vollendungsstrafbarkeit begründen 
lässt.121 Allerdings hat das Landgericht das Gegebensein 
der tatsächlichen Voraussetzungen einer solchen Vollen-
dungsstrafbarkeit durchaus nachvollziehbar begründet – 
wenngleich im Rahmen der Strafzumessung wegen unter-
lassener Hilfeleistung. In diesem Zusammenhang hat es 
überzeugend dargelegt, dass das unterlassene Einschrei-
ten der Mutter den Tod des B. zur Folge hatte.122 Hätte das 
Landgericht – wie der BGH – sachlich richtig die Sonder-
verantwortlichkeit der Mutter angenommen, wäre die 
zwingende Konsequenz die Annahme einer vollendeten 
Tötung gewesen. Darüber hinaus stellt sich die Frage nach 
der Verwirklichung eines Mordmerkmals durch die Ange-
klagte J.L. bei ihrer Tötungstat. Zwar kommt hier zunächst 
auch in Bezug auf ihr Verhalten das Mordmerkmal der 
Heimtücke in Betracht. Allerdings sind – unter Berück-
sichtigung der notwendigen restriktiven Auslegung der 
Mordmerkmale – die bislang getroffenen Feststellungen 

dafür jedenfalls nicht ausreichend. Mit Blick darauf ist 
eine Zurückverweisung zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung sachgerecht.123 
 
Neben dem durch begehungsgleiches Unterlassen began-
genen versuchten oder vollendeten Totschlag sind jeden-
falls auch die Voraussetzungen einer vollendeten Beihilfe 
durch die Bestärkung im Vorfeld erfüllt. Denn aufgrund 
dieses Verhaltens ist durchaus ein hinsichtlich der Haupt-
tat zu verzeichnender Unterstützungseffekt in Form einer 
sog. psychischen Beihilfe anzunehmen.124 Freilich tritt 
diese Begehungsbeihilfe hinter einer (vollendeten oder 
versuchten) Tötungstäterschaft durch begehungsgleiches 
Unterlassen konkurrenzrechtlich zurück. Entsprechendes 
gilt für die vom Landgericht sachlich zutreffend angenom-
mene unterlassene Hilfeleistung, die bei einer Verurtei-
lung wegen (vollendeter oder versuchter) Tötung eben-
falls mit abgegolten ist. 
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121  BGH NJW 2026, 404, 405 (Rn. 14, 36). 
122  LG Trier BeckRS 2024, 51394 (Rn. 454). 
123  Zur notwendigen restriktiven Auslegung der Mordmerkmale 

s. etwa Schneider, in: MüKoStGB, Band 4, 5. Aufl. 2025, § 211 

Rn. 27 ff.; BVerfGE 45, 187 (261 ff.); Sternberg-Lieben/Stein-
berg, in: TK-StGB, 31. Aufl. 2025, § 211 Rn. 27 ff. 

124  S. zu den dafür maßgeblichen Kriterien im Vorangegangenen 
III. 2. 
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Vollständige Rechtsprechungsübersicht 

 
Hinweis Bei den folgenden Leitsätzen ohne besondere Angabe handelt es sich wie auch oben um Leitsätze des Bearbeiters. Die 
oben hervorgehoben angegebenen Entscheidungen werden im Folgenden ohne die Leitsätze wiedergegeben. Aufgenommen 
sind auch die oben genannten EGMR – und BVerfG-Entscheidungen sowie eventuell auch weitere BVerfG-Entscheidungen, 
die keine besonders hervorzuhebenden Leitsätze aufweisen. Die Entscheidungen können im Volltext über ihre Nummer on-
line über die Suchfunktion unserer Startseite (http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/) abgerufen werden. 
 
537. BVerfG 2 BvR 1650/24 (1. Kammer des 
Zweiten Senats) – Beschluss vom 20. April 2026 
(OLG Bremen/LG Bremen) 
Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen mehrjährige Ab-
sonderung im Maßregelvollzug (Vollzug der Unterbrin-
gung im psychiatrischen Krankenhaus; Isolierung eines 
Untergebrachten aufgrund seiner hohen Gefährlichkeit für 
Klinikpersonal und Mituntergebrachte; Eingriff in das all-
gemeine Persönlichkeitsrecht, nicht hingegen in das Frei-
heitsgrundrecht; vergleichbare Intensität von Fixierung 
und Isolierung; strikte Beachtung des Grundsatzes der 
Verhältnismäßigkeit; Erfordernis effektiver Rechtsschutz-
möglichkeiten; Rechtfertigung des Eingriffs durch Schutz-
pflichten für Grundrechte anderer Patienten; Berücksich-
tigung der Rechtsprechung des EGMR bei der Auslegung 
von Grundrechten; Verbot der Folter oder unmenschlichen 
oder erniedrigenden Strafe oder Behandlung). 
Art. 2 Abs. 1 GG; Art. 2 Abs. 2 Satz 2 GG; Art. 19 Abs. 4 
GG; Art. 3 EMRK; § 71 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BremPsychKG 
 
538. BGH 1 StR 348/25 – Beschluss vom 20. Ap-
ril 2026 (LG Darmstadt) 
Einziehung (Feststellungen zum Einziehungsbetrag im 
Urteil: Darstellung der Berechnung). 
§ 73 Abs. 1 StGB; § 267 StPO 
 
539. BGH 1 StR 388/25 – Beschluss vom 4. März 
2026 (LG Landshut) 
Einziehung (Erlangen von Tatlohn „für“ die Tat: Zuwen-
dung durch eine juristische Person); Umsatzsteuerhinter-
ziehung (Konkurrenzverhältnis von falscher Umsatzsteu-
ervoranmeldung und unterlassener Umsatzsteuerjahres-
erklärung: Umsatzsteuerkarussell). 
§ 73 Abs. 1 StGB; § 370 Abs. 1 AO; § 52 StGB 
 
540. BGH 1 StR 41/26 – Beschluss vom 28. April 
2026 (LG Freiburg im Breisgau) 
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
541. BGH 1 StR 414/25 – Beschluss vom 15. Ap-
ril 2026 (LG Hamburg) 
Anhörungsrüge (kein Gehörsverstoß bei Verwerfung der 
Revision als offensichtlich unbegründet ohne Begründung 
auch bei Nachschieben von Revisionsgründen). 
§ 356a StPO; § 349 Abs. 2 StPO 

542. BGH 1 StR 423/25 – Beschluss vom 4. März 
2026 (LG München I) 
Handeltreiben mit psychoaktiven Stoffen (Strafzumes-
sung: Überschreitung des Grenzwerts zu nicht geringen 
Menge ohne Bedeutung); unerlaubtes Handeltreiben mit 
Betäubungsmitteln (Bewertungseinheit bei Vereinigung 
unterschiedlicher Betäubungsmittel aus verschiedenen Er-
werbsvorgängen zu einem Verkaufsvorrat). 
§ § 4 Abs. 1 Nr. 1 NpSG; § 29 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 52 StGB 
 
543. BGH 1 StR 441/25 – Beschluss vom 2. April 
2026 (LG Dresden) 
Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO 
 
544. BGH 1 StR 462/25 – Beschluss vom 10. Ap-
ril 2026 (LG Potsdam) 
Einziehung von „für“ die Tat Erlangtem (von der Tatbege-
hung unabhängiger Rechtsgrund für das Erlangen). 
§ 73 Abs. 1 StGB 
 
545. BGH 1 StR 505/25 – Beschluss vom 10. De-
zember 2025 (LG Traunstein) 
BGHSt; Urteilsbegründung (Darlegung der Einlassung ei-
nes Einziehungsbeteiligten, soweit dies für die revisions-
rechtliche Überprüfung relevant ist). 
§ 267 Abs. 1 Satz 2 StPO; § 424 Abs. 1 StPO; § 431 Abs. 1 
Satz 1 StPO 
 
546. BGH 1 StR 51/25 – Beschluss vom 29. April 
2026 (LG Berlin I) 
Revisionsfrist (Beginn mit Verkündung des Urteils: Anwe-
senheit des Einziehungsbeteiligten bei der Urteilsverkün-
dung, Vertretung durch einen Angeklagten, kein Interes-
senskonflikt). 
§ 341 Abs. 1 StPO; § 424 ff. StPO; § 430 Abs. 4 StPO 
 
547. BGH 1 StR 510/25 – Beschluss vom 5. Feb-
ruar 2026 (LG Aurich) 
Steuerhinterziehung (erforderliche Feststellungen im Ur-
teil bei der Hinterziehung von Umsatzsteuer durch Ab-
gabe unrichtiger Erklärungen: Feststellung zu Soll- und 
Ist-Steuer, Feststellungen dazu, ob sich aus fehlerhafter 
Steuererklärung ein Vorsteuerguthaben ergab) 
§ 370 Abs. 1 Nr. 1 AO; § 267 Abs. 1 Satz 1 StPO; § 168 
Satz 2 AO 
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548. BGH 1 StR 573/25 – Beschluss vom 20. Ja-
nuar 2026 (LG Kempten (Allgäu)) 
Anordnung der Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (erforderliche Feststellungen zum sympto-
matischen Zusammenhang zwischen Tat und Erkrankung, 
Gefährlichkeitsprognose). 
§ 63 StGB; § 267 Abs. 6 Satz 1 StPO 
 
549. BGH 1 StR 586/25 – Beschluss vom 30. Ap-
ril 2026 (LG München I) 
Belehrung des Angeklagten über sein Recht, die Bestel-
lung eines Pflichtverteidigers zu beantragen (offengelas-
sene Frage eines möglichen Beweisverwertungsverbots). 
§ 136 Abs. 1 Satz 5 StPO, § 141 Abs. 1, § 142 Abs. 1 StPO 
 
550. BGH 1 StR 618/25 – Beschluss vom 19. 
März 2026 (LG Aachen) 
Beihilfe (Beihilfe durch neutrale Handlungen: erforderli-
che wertende Gesamtbetrachtung, keine Abgrenzung nach 
sonstiger Sinnhaftigkeit des Tatbeitrags; Konkurrenzen). 
§ 27 Abs. 1 StGB; § 52 StGB 
 
551. BGH 1 StR 63/26 – Beschluss vom 15. April 
2026 (LG Mannheim) 
Entscheidung des Revisionsgerichts über die Verwerfung 
der Revision als unzulässig. 
§ 346 Abs. 2 Satz 1 StPO 
 
552. BGH 1 StR 65/26 – Beschluss vom 20. April 
2026 (LG Ingolstadt) 
Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO 
 
553. BGH 2 StR 153/25 – Beschluss vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Beweiswürdigung (Wiedererkennen durch Tatzeugen: 
Lichtbildvorlagen, Suggestibilität, fehlende Auseinander-
setzung mit einer ausbleibenden Wiedererkennung durch 
einen Zeugen, Darstellungsmangel); Unterbringung in ei-
ner Entziehungsanstalt (Schweregrad der Substanzkons-
umstörung: unregelmäßige Erwerbstätigkeit, fehlende 
Feststellungen zum Zusammenhang zwischen Substanz-
konsumstörung und Beeinträchtigung der Arbeits- oder 
Leistungsfähigkeit bei Eigenkündigung des Angeklagten; 
symptomatischer Zusammenhang: konsumbedingte Her-
absetzung der Aggressionskontrolle, fehlende nähere Aus-
führungen zur Anknüpfungstatsachen und Schlussfolge-
rungen des Sachverständigen). 
§ 64 StGB; § 261 StPO; § 267 Abs. 1 StPO 
 
554. BGH 2 StR 153/25 – Beschluss vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Beweiswürdigung (Wiedererkennen durch Tatzeugen: 
Lichtbildvorlagen, Suggestibilität, fehlende Auseinander-
setzung mit einer ausbleibenden Wiedererkennung durch 
einen Zeugen, Darstellungsmangel). 
§ 261 StPO; § 267 Abs. 1 StPO 
 
555. BGH 2 StR 153/25 – Beschluss vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Beweiswürdigung (Wiedererkennen durch Tatzeugen: 
Lichtbildvorlagen, Suggestibilität, „wiederholtes Wieder-
erkennen“ nach Lichtbildvorlage im Vorverfahren, 

fehlende Auseinandersetzung mit einer ausbleibenden 
Wiedererkennung durch einen Zeugen, Darstellungsman-
gel). 
§ 261 StPO; § 267 Abs. 1 StPO 
 
556. BGH 2 StR 153/25 – Beschluss vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Beweiswürdigung (Wiedererkennen durch Tatzeugen: 
Lichtbildvorlagen, Suggestibilität, fehlende Auseinander-
setzung mit einer ausbleibenden Wiedererkennung durch 
einen Zeugen, „wiederholtes Wiedererkennen“ nach 
Lichtbildvorlage im Vorverfahren; Wiedererkennung an-
hand eines Videos unter Heranziehung eines Sachverstän-
digen; Darstellungsmangel). 
§ 261 StPO; § 267 Abs. 1 StPO 
 
557. BGH 2 StR 21/26 – Beschluss vom 11. März 
2026 (LG Meiningen) 
Erfolglose Verfahrensrüge; Korrektur des Schuldspruchs; 
Aufhebung eines Einziehungsausspruchs (fehlende Fest-
stellungen zum Verbleib sichergestellten Bargelds). 
§ 73a Abs. 1 StGB; § 73c Satz 1 StGB; § 261 StPO; § 267 
StPO; § 354 Abs. 1 StPO 
 
558. BGH 2 StR 235/24 – Urteil vom 11. März 
2026 (LG Erfurt) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Abgrenzung von Täterschaft und 
Beihilfe: weisungsgebundene Transporttätigkeiten, Kryp-
totelefon als teures und schwer zu beschaffendes Tatmit-
tel, Portionieren von Betäubungsmitteln; Konkurrenzen: 
Tateinheit mit Besitz von Betäubungsmitteln in nicht ge-
ringer Menge, individuelle Prüfung, mehrere Beihilfe-
handlungen zu einheitlicher Haupttat, Bewertungsein-
heit); Rechtsmittelbeschränkung. 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 53 
Abs. 1 StGB; § 29a BtMG; § 30a Abs. 1 BtMG; § 34 Abs. 1 
Nr. 4 KCanG; § 261 StPO 
 
559. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Konkurrenzen bei Eintreibung von 
Schulden aus einem Betäubungsmittelgeschäft: Tateinheit 
von Handeltreiben und räuberischer Erpressung, Tatein-
heit von Handeltreiben und Handeltreiben mit Betäu-
bungsmittelimitaten und Betrug; Konkurrenzen: Bewer-
tungseinheit; Beweiswürdigung: Chiffren für Betäubungs-
mittel; Meistbegünstigungsgrundsatz: Konsumcannabis-
gesetz); Aufhebung einer Einziehungsentscheidung (un-
zureichende Feststellungen). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 29 Abs. 6 BtMG; § 30a 
Abs. 1 BtMG; § 34 Abs. 1 Nr. 4 KCanG 
 
560. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Konkurrenzen: Konkurrenzen: Tat-
einheit mit Besitz von Betäubungsmitteln in nicht gerin-
ger Menge, individuelle Prüfung, bei Beihilfe zu einheitli-
cher Haupttat; Meistbegünstigungsgrundsatz: Kon-
sumcannabisgesetz). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 30a Abs. 1 BtMG; § 34 Abs. 1 KCanG 
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561. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Meistbegünstigungsgrundsatz (Konsumcannabisgesetz); 
Teilaufhebung eines Einziehungsausspruchs (Einbehalt 
einer „Provision“). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 29a Abs. 1 BtMG; § 34 KCanG 
 
562. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Teileinstellung mangels Anklage (prozessualer Tatbegriff: 
Nämlichkeit, Identität von ausgeurteilter und angeklagter 
Tat, Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht gerin-
ger Menge; fortdauernde Anhängigkeit des angeklagten 
Vorwurfs bei der Strafkammer). 
§ 29a Abs. 1 BtMG; § 206a Abs. 1 StPO; § 264 Abs. 1 StPO 
 
563. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Konkurrenzen (Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge: Tateinheit bei meh-
reren Beihilfehandlungen zu einer einheitlichen Haupttat, 
Bewertungseinheit, Lagerhalter). 
§ 27 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 29a BtMG 
 
564. BGH 2 StR 235/24 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Beihilfe zum Bandenhandel mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge (Konkurrenzen: mehrere Beihilfe-
handlungen zu einheitlicher Haupttat, Bewertungseinheit; 
Beweiswürdigung: Chiffren für Betäubungsmittel; Meist-
begünstigungsgrundsatz: Konsumcannabisgesetz). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 27 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 30a 
BtMG; § 34 KCanG; § 261 StPO 
 
565. BGH 2 StR 288/25 – Urteil vom 17. Dezem-
ber 2025 (LG Erfurt) 
Strafzumessung bei Betäubungsmitteldelikten (minder 
schwerer Fall des bewaffneten Handeltreibens mit Betäu-
bungsmitteln; Teilgeständnis: strafmildernde Bedeutung 
trotz Beweislage nach Durchsuchung; Abgrenzung von 
strafmildernden Umständen und fehlenden strafschärfen-
den Umständen: ausgebliebene konkrete Gefahr des Waf-
feneinsatzes; Betäubungsmittelmenge; nicht in den Ver-
kehr gebrachte Betäubungsmittel: Strafmilderungsgrund 
auch bei polizeilicher Sicherstellung; tateinheitliche Ver-
wirklichung weiterer Straftatbestände). 
§ 46 StGB; § 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG; § 30a Abs. 3 BtMG 
 
566. BGH 2 StR 288/25 – Beschluss vom 17. De-
zember 2025 (LG Erfurt) 
Konkurrenzen (Tateinheit: gleichzeitige Ausübung der tat-
sächlichen Gewalt über Waffen und Sprengstoff). 
§ 52 StGB; § 52 Abs. 3 Nr. 1 WaffG; § 40 Abs. 1 Nr. 1 
SprengG 
 
567. BGH 2 StR 316/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Hanau) 
Korrektur eines Schuldspruchs (Beihilfe zum Handeltrei-
ben mit Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge); 
Meistbegünstigungsgrundsatz (Beihilfe zum Handeltrei-
ben mit Cannabis; minder schwerer Fall); Strafzumessung 
(Darstellungsanforderungen bei Nichtannahme eines 
minder schweren Falls: große Rauschmittelmenge). 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 30 BtMG; § 30a BtMG; § 34 KCanG 

568. BGH 2 StR 316/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Hanau) 
Korrektur eines Schuldspruchs (Konkurrenzen bei 
Rauschmitteldelikten); Meistbegünstigungsgrundsatz 
(Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis; minder schwe-
rer Fall); Strafzumessung bei Rauschmitteldelikten. 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 30a BtMG; § 34 KCanG 
 
569. BGH 2 StR 316/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Hanau) 
Korrektur eines Schuldspruchs (Konkurrenzen bei 
Rauschmitteldelikten); Meistbegünstigungsgrundsatz 
(Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis; minder schwe-
rer Fall); Strafzumessung bei Rauschmitteldelikten. 
§ 2 Abs. 3 StGB; § 30a Abs. 1 BtMG; § 34 KCanG 
 
570. BGH 2 StR 396/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Köln) 
Verwerfung einer Revision als unbegründet unter Korrek-
tur einer Einziehungsentscheidung (Rechenfehler). 
§ 73 StGB; § 73c StGB; § 349 Abs. 2 StPO 
 
571. BGH 2 StR 396/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Köln) 
Strafzumessung (Beihilfe zum Versuch: unzulässige Ver-
sagung der fakultativen Strafmilderung wegen vollständi-
ger Erbringung der Beihilfehandlung, Versagung der fakul-
tativen Strafmilderung wegen bereits eingetretenen Ein-
bruchsschadens, versuchter Wohnungseinbruchdiebstahl, 
versuchter Diebstahl); Einziehung des Wertes von Tater-
trägen (Verfügungsgewalt; Wertbestimmung); erweiterte 
Einziehung (§ 73a StGB keine Rechtsgrundlage für Einzie-
hung eines Surrogats; Vorrang der Tatmitteleinziehung ge-
genüber der erweiterten Einziehung). 
§ 23 Abs. 2 StGB; § 27 Abs. 2 StGB; § 46 Abs. 1 StGB; 
§ 73a StGB; § 73c StGB; § 74 StGB; 243 StGB; § 244 Abs. 
4 StGB 
 
572. BGH 2 StR 396/25 – Beschluss vom 10. 
März 2026 (LG Köln) 
Schwerer Bandendiebstahl (Mittäterschaft: keine sukzes-
sive Mittäterschaft nach Beendigung der Tat, Abgrenzung 
zu Anschlussdelikten); Einziehung des Wertes von Tater-
trägen (Verfügungsgewalt); erweiterte Einziehung als Tat-
ertrag (nicht zuordenbare Bargeldmenge: Anrechnung zur 
Vermeidung einer doppelten Abschöpfung); keine Anfech-
tungsbeschränkung gemäß § 109 Abs. 2 Satz 1, § 55 Abs. 
1 JGG bei Einziehungsentscheidungen neben Erziehungs-
maßregeln und Zuchtmitteln. 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 73a StGB; § 73c StGB; § 244a StGB; 
§ 9 Nr. 1 JGG; § 13 Abs. 2 JGG; § 55 Abs. 1 GG; § 109 Abs. 
2 Satz 1 JGG 
 
573. BGH 2 StR 401/25 – Urteil vom 11. Februar 
2026 (LG Erfurt) 
Beweiswürdigung (Aussage-gegen-Aussage-Konstellatio-
nen: Vergewaltigung, widersprüchliche Feststellungen, 
Bewusstseinszustand der Verletzten während der Tataus-
führung, „Blackout“, „Ohnmacht“, anterograde Amnesie, 
Einnahme von Benzodiazepin und Alkohol, Sachverstän-
digengutachten); Strafzumessung (Feststellungen zum 
Schuldumfang: Vergewaltigung, Vorsatz, Willensäußerun-
gen der Verletzten; bestimmende Strafzumessungsgründe: 
Vergewaltigung, sexuelle Unerfahrenheit der Verletzten, 
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streng religiöser und kultureller Hintergrund der Verletz-
ten, „Teilgeständnis“ beschränkt auf den Sexualkontakt als 
solchen); Gesamtstrafenbildung (nochmalige Berücksich-
tigung der Tatfolgen nicht erforderlich). 
§ 46 Abs. 1 StGB; § 54 StGB; § 177 Abs. 1 StGB; § 177 
Abs. 2 Nr. 1 StGB; § 177 Abs. 5 Nr. 3 StGB; § 177 Abs. 6 
Satz 2 Nr. 1 StGB; § 261 StPO 
 
574. BGH 2 StR 419/25 – Urteil vom 11. März 
2026 (LG Erfurt) 
Schwere Vergewaltigung (Kognitionspflicht; Beisichfüh-
ren einer Waffe oder eines anderen gefährlichen Werk-
zeugs: Ablegen eines Messers in einem beengten Raum, 
subjektive Anforderungen). 
§ 177 Abs. 7 Nr. 1 StGB; § 177 Abs. 8 Nr. 1 StGB; § 264 
StPO 
 
575. BGH 2 StR 419/25 – Beschluss vom 11. 
März 2026 (LG Erfurt) 
Nachträgliche Gesamtstrafenbildung (fehlende Feststel-
lungen zum Vollstreckungsstand). 
§ 55 StGB 
 
576. BGH 2 StR 430/25 – Urteil vom 11. Februar 
2026 (LG Marburg) 
Erfolglose Verfahrensrügen; Beweiswürdigung (Schuldfä-
higkeit); Anordnung der Sicherungsverwahrung (Hang; 
Ermessensausübung: frühkriminelle Hangtäter). 
§ 21 StGB; § 64 StGB; § 66 Abs. 3 Satz 2 StGB; § 242 StPO; 
§ 244 Abs. 2 StPO; § 261 StPO 
 
577. BGH 2 StR 473/25 – Beschluss vom 10. Feb-
ruar 2026 
Einstellung des Verfahrens (Tod des Angeklagten); Kos-
tenentscheidung. 
§ 206a StPO; § 467 Abs. 1 StPO 
 
578. BGH 2 StR 563/25 – Beschluss vom 27. Ja-
nuar 2026 (LG Köln) 
Verfolgungsbeschränkung; Aufhebung eines Teilfrei-
spruchs (keine Verurteilung und Freisprechung wegen 
desselben Tatgeschehens). 
§ 154a StPO 
 
579. BGH 2 StR 590/25 – Beschluss vom 21. Ap-
ril 2026 (LG Darmstadt) 
Unzulässige Revision des Nebenklägers (Unklarheit über 
zulässiges Anfechtungsziel: nicht näher ausgeführte Rüge 
der Verletzung formellen und materiellen Rechts). 
§ 400 Abs. 1 StPO 
 
580. BGH 2 StR 614/25 – Beschluss vom 18. Mai 
2026 
Ablehnung eines Antrags auf Aufhebung der Pflichtvertei-
digerbestellung 
§ 143a StPO; § 144 Abs. 1 StPO 
 
581. BGH 2 StR 668/25 – Beschluss vom 12. Feb-
ruar 2026 (LG Frankfurt am Main) 
Korrektur eines Adhäsionsausspruchs (Feststellungsinte-
resse: Prüfung der Sachurteilsvoraussetzungen von Amts 
wegen auch bei Anerkennung des festzustellenden An-
spruchs durch den Angeklagten, Beruhen von Ansprüchen 
auf vorsätzlich begangener unerlaubter Handlung; kein 

Absehen von der Entscheidung bei Rücknahme des Adhä-
sionsantrags). 
§ 406 Abs. 1 StPO; § 256 Abs. 1 ZPO; § 850f Abs. 2 ZPO; 
§ 302 Nr. 1 InsO 
 
582. BGH 2 StR 683/25 – Beschluss vom 25. Feb-
ruar 2026 (LG Aachen) 
Konkurrenzen (Handeltreiben mit Betäubungsmitteln: 
Wechsel von Gehilfen- in Täterstellung; Handeltreiben 
mit Grundstoffen: Zurücktreten der GÜG-Vorschriften ge-
genüber den BtMG-Vorschriften); Strafzumessung (Han-
deltreiben mit Betäubungsmitteln; Doppelverwertungs-
verbot: Handeln aus Profitgier; unzulässige strafschär-
fende Berücksichtigung des Fehlens eines Strafmilde-
rungsgrundes: Gelangen von Betäubungsmitteln in den 
Verkehr); Einziehung des Wertes von Taterträgen (Aus-
schluss durch Möglichkeit der gegenständlichen Einzie-
hung). 
§ 46 Abs. 3 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 73 Abs. 1 StGB; 
§ 73c StGB; § 29 BtMG; § 19 GÜG 
 
583. BGH 2 StR 683/25 – Beschluss vom 25. Feb-
ruar 2026 (LG Aachen) 
Konkurrenzen (Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln: Beihilfe zum Handeltreiben mit Grundstof-
fen, Zurücktreten der GÜG-Vorschriften gegenüber den 
BtMG-Vorschriften); Verfolgungsbeschränkung; Strafzu-
messung (Beihilfe zum Handeltreiben mit Betäubungs-
mitteln; unzulässige strafschärfende Berücksichtigung des 
Fehlens eines Strafmilderungsgrundes: Gelangen von Be-
täubungsmitteln in den Verkehr). 
§ 52 Abs. 1 StGB; § 29 BtMG; § 19 GÜG; § 154a StPO 
 
584. BGH 2 StR 700/25 – Beschluss vom 12. 
März 2026 (LG Frankfurt am Main) 
Kompensation einer rechtsstaatswidrigen Verfahrensver-
zögerung (Feststellung der Verfahrensverzögerung: Be-
rücksichtigung der Anwendbarkeit milderer Gesetze nach 
dem Meistbegünstigungsgrundsatz; Abgrenzung zur straf-
mildernden Berücksichtigung einer langen Verfahrens-
dauer); erweiterte Einziehung (fehlende Feststellungen 
zur Zurechnung eines aufgefundenen Bargeldbetrags zum 
Angeklagten); nachträgliche Gesamtstrafenbildung im 
zweiten Rechtsgang (kein Verschlechterungsverbot auch 
bei einzubeziehender Bewährungsstrafe). 
Art. 6 Abs. 1 EMRK; § 2 Abs. 3 StGB; § 46 StGB; § 55 Abs. 
1 StGB; § 56f StGB; § 73a StGB; § 358 Abs. 2 StPO; § 460 
StPO 
 
585. BGH 2 StR 749/25 – Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2026 (LG Frankfurt am Main) 
Beweiswürdigung (Täterschaft des Angeklagten; Aussage-
gegen-Aussage-Konstellation: Teilüberzeugung von Anga-
ben des Geschädigten nur hinsichtlich der Täterschafts-
frage und nicht hinsichtlich Vor- und Nachtatverhalten, 
Identifizierung des Angeklagten bei der Tat, flüchtige Be-
kanntschaft, unzutreffende Täterbeschreibung; Wertung 
der Nichtangabe eines Alibis als belastendes Beweisanzei-
chen). 
§ 261 StPO 
 
586. BGH 2 StR 767/25 – Beschluss vom 30. Ap-
ril 2026 
Pflichtverteidigerbestellung. 
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§ 140 Abs. 1 Nr. 2 StPO; § 140 Abs. 2 StPO; § 350 Abs. 2 
Satz 2 StPO 
 
587. BGH 2 StR 780/25 – Beschluss vom 12. 
März 2026 (LG Köln) 
Strafzumessung bei Rauschmitteldelikten (fehlende Fest-
stellungen zu Wirkstoffkonzentration und Wirkstoff-
menge; Doppelverwertungsverbot: Gelangen einer erheb-
lichen Menge Rauschmittel in den Verkehr). 
§ 46 Abs. 1 StGB; § 46 Abs. 3 StGB; § 34 KCanG; § 267 
Abs. 3 StPO 
 
588. BGH 2 ARs 322/25 2 AR 168/25 – Be-
schluss vom 4. November 2025 (OLG Stuttgart) 
Zuständigkeitsbestimmung in einem Auslieferungsverfah-
ren (Zuständigkeit des Bundesgerichtshofs für die Ent-
scheidung im negativen Kompetenzkonflikt zwischen Ver-
waltungsgericht und Oberlandesgericht; Bindungswir-
kung einer Verweisung nach § 17a GVG; Zuständigkeit der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit in Auslieferungssachen). 
§ 17a GVG; § 19 StPO; § 40 Abs. 1 Satz 1 VwGO; § 12 
IRG; § 13 IRG; § 29 IRG; § 77 Abs. 1 IRG 
 
589. BGH 2 ARs 371/25 2 AR 224/25 – Be-
schluss vom 15. Oktober 2025 
Verwerfung einer Beschwerde als unzulässig. 
§ 304 Abs. 4 Satz 2 StPO 
 
590. BGH 2 ARs 98/25 2 AR 52/25 – Beschluss 
vom 11. März 2026 (Kammergericht) 
Unzulässige „Beschwerde“ gegen Beschwerdeentschei-
dung in (keine analoge Anwendung des § 310 Abs. 1 StPO; 
Unzulässigkeit einer Gegenvorstellung gegen rechtskräf-
tige Entscheidungen). 
§ 296 StPO; § 310 Abs. 1 StPO 
 
591. BGH 3 StR 100/25 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (OLG Stuttgart) 
BGHR; rädelsführerschaftliche Gründung einer terroristi-
schen Vereinigung (Gründung; Rädelsführerschaft; Ertei-
lung einer Zusage); besonderes persönliches Merkmal. 
§ 129a StGB; § 28 Abs. 2 StGB 
 
592. BGH 3 StR 152/25 – Beschluss vom 2. Sep-
tember 2025 (LG Koblenz) 
Banden- und gewerbsmäßige Urkundenfälschung (Ge-
werbsmäßigkeit); besonderes persönliches Merkmal bei 
Beihilfe. 
§ 267 StGB; § 27 StGB § 28 Abs. 2 StGB 
 
593. BGH 3 StR 155/25 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Schuldspruchberichtigung (Qualifikationsmerkmal: nicht 
geringe Menge); Strafzumessung (fehlendes In-Verkehr-
Gelangen von Betäubungsmitteln bzw. Wegfall der Gefahr 
für die Allgemeinheit als bestimmender Strafzumessungs-
grund). 
§ 46 StGB; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 267 Abs. 3 Satz 1 
StPO 
 
594. BGH 3 StR 250/25 – Beschluss vom 16. Sep-
tember 2025 (LG Koblenz) 

Besitz von Betäubungsmitteln (konkurrenzrechtliche Be-
wertung bei gleichzeitigem Besitz an unterschiedlichen 
Orten). 
§ 29 BtMG 
 
595. BGH 3 StR 255/25 – Beschluss vom 1. Ok-
tober 2025 (LG Osnabrück) 
Einziehung des Wertes von Taterträgen (Anordnung ge-
samtschuldnerischer Haftung wegen Anwendung des 
Zweifelsgrundsatzes); Geldstrafe (Bestimmung der Tages-
satzhöhe auch bei Einbeziehung in eine Gesamtfreiheits-
strafe). 
§ 73c StGB; § 40 Abs. 2 StGB; § 55 Abs. 1 StGB 
 
596. BGH 3 StR 304/25 – Beschluss vom 3. Sep-
tember 2025 (LG Oldenburg) 
Bedrohung mit einem Verbrechen. 
§ 241 Abs. 2 StGB 
 
597. BGH 3 StR 377/25 – Beschluss vom 27. Ok-
tober 2025 (LG Mönchengladbach) 
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
598. BGH 3 StR 388/25 – Beschluss vom 30. Sep-
tember 2025 (LG Koblenz) 
Sicherungseinziehung bei schuldlos Handelnden. 
§ 74b Abs. 1 Nr. 1 StGB 
 
599. BGH 3 StR 418/25 – Beschluss vom 28. Ok-
tober 2025 (LG Osnabrück) 
Sexualstrafrecht (Konkurrenzen). 
§ 176 StGB; § 176a StGB; § 176c StGB 
 
600. BGH 3 StR 420/25 – Beschluss vom 28. Ok-
tober 2025 (LG Düsseldorf) 
Form der Anschlusserklärung eines Nebenklägers. 
§ 396 Abs. 1 StPO; § 32d Satz 2 StPO 
 
601. BGH 3 StR 421/25 – Beschluss vom 15. Ok-
tober 2025 (LG Düsseldorf) 
Verwerfung der Revision als unbegründet; Ablehnung ei-
nes Beweisantrags (Missverständnis des Gerichts; Nach-
besserungspflicht des Antragstellers; Rügepräklusion). 
§ 244 StPO; § 349 Abs. 2 StPO 
 
602. BGH 3 StR 458/25 – Beschluss vom 28. Ok-
tober 2025 (LG Osnabrück) 
Raub (Vorsatz der Rechtswidrigkeit der Zueignung bei ir-
riger Annahme einer fälligen und durchsetzbaren Gelfor-
derung gegen den Geschädigten). 
§ 16 Abs. 1 Satz 1 StGB; § 249 StGB 
 
603. BGH 3 StR 484/24 – Beschluss vom 15. Ok-
tober 2025 (LG Halle) 
Zurückweisung der Anhörungsrüge als unbegründet. 
§ 356a StPO 
 
604. BGH 3 StR 487/24 – Urteil vom 29. Oktober 
2025 (LG Erfurt) 
Rechtsfehlerhafte Beweiswürdigung (umfassende Würdi-
gung von Tatumständen und Beweisergebnissen; Darle- 
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gungsanforderungen an freisprechendes Urteil); Be-
schränkung der Revision zum Nachteil eines Angeklagten 
auf die Frage der Strafaussetzung. 
§ 261 StPO; § 56 Abs. 2 StGB 
 
605. BGH 3 StR 487/24 – Beschluss vom 29. Ok-
tober 2025 (LG Erfurt) 
Anforderungen an die Begründung einer Verfahrensrüge 
zur Darlegung einer rechtsstaatswidrigen Verfahrensver-
zögerung; Täterschaft (sukzessive Mittäterschaft); An-
wendung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende (Er-
örterungspflicht; Gesamtwürdigung). 
§ 344 Abs. 2 Satz 2 StPO; Art. 6 Abs. 1 Satz 1 EMRK; § 25 
Abs. 2 StGB; § 105 JGG 
 
606. BGH 3 StR 493/24 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Strafzumessung (fehlendes In-Verkehr-Gelangen von Be-
täubungsmitteln bzw. Wegfall der Gefahr für die Allge-
meinheit als bestimmender Strafzumessungsgrund); Revi-
sionserstreckung auf Mitverurteilte (gemeinsamer Revisi-
onsgrund bei Strafzumessungsentscheidung eines Nicht-
revidenten). 
§ 46 StGB; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 267 Abs. 3 Satz 1 
StPO; § 357 StPO 
 
607. BGH 3 StR 503/24 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Strafzumessung (fehlendes In-Verkehr-Gelangen von Be-
täubungsmitteln bzw. Wegfall der Gefahr für die Allge-
meinheit als bestimmender Strafzumessungsgrund). 
§ 46 StGB; § 30a Abs. 1 BtMG 
 
608. BGH 3 StR 503/24 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Konkurrenzen im Betäubungsmittelstrafrecht (Verhältnis 
zwischen Handeltreiben und Besitz; gleichzeitiger Besitz 
verschiedenartiger Rauschmittel). 
§ 29 BtMG; § 52 StGB; § 53 StGB 
 
609. BGH 3 StR 519/24 – Beschluss vom 15. Ok-
tober 2025 (LG Halle) 
Zurückweisung der Anhörungsrüge als unbegründet. 
§ 356a StPO 
 
610. BGH 3 StR 534/24 – Urteil vom 7. Oktober 
2025 (OLG Koblenz) 
Tatrichterliche Beweiswürdigung (revisionsrechtliche 
Überprüfbarkeit: Erörterungsmangel; Lückenhaftigkeit 
der Beweiswürdigung). 
§ 261 StPO 
 
611. BGH 3 StR 557/24 – Urteil vom 4. Septem-
ber 2025 (LG Duisburg) 
Notwehr (Schusswaffeneinsatz; Notwehrlage; Erforder-
lichkeit und Gebotenheit; Provokation der Notwehrlage; 
irrtümliche Verletzung Unbeteiligter); Rücktritt von Tö-
tungsversuch (Rücktrittshorizont bei mehreren Tat-
handlungen); Vorsatz (Abgrenzung bedingter Vorsatz 
und bewusste Fahrlässigkeit; irrtümliche Verletzung 
Unbeteiligter); Beweiswürdigung des Tatgerichts; Land-
friedensbruch (Gewalttätigkeiten aus einer Menschen-
menge). 

§ 15 StGB; § 24 StGB; § 32 StGB; § 125 Abs. 1 StGB; § 261 
StPO 
 
612. BGH 3 StR 580/24 – Beschluss vom 20. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Beurlaubung einzelner Angeklagter; Abwesenheit des An-
geklagten (wesentlicher Teil der Hauptverhandlung); 
Strafzumessung (fehlendes In-Verkehr-Gelangen von Be-
täubungsmitteln bzw. Wegfall der Gefahr für die Allge-
meinheit als bestimmender Strafzumessungsgrund). 
§ 231c Satz 1 Hs. 2 StPO; § 338 Nr. 5 StPO; § 46 StGB; 
§ 29 BtMG 
 
613. BGH 3 StR 583/24 – Beschluss vom 28. Ok-
tober 2025 (LG Duisburg) 
Verwerfung von Revisionen als unbegründet (Verwertbar-
keit von EncroChat-Daten). 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
614. BGH 3 StR 85/25 – Beschluss vom 19. Au-
gust 2025 (LG Koblenz) 
Gründung einer kriminellen Vereinigung; mitgliedschaft-
liche Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung (Kon-
kurrenzen); Bildung bewaffneter Gruppen; Strafvorschrif-
ten nach dem WaffG. 
§ 127 StGB a.F.; § 129 StGB; § 52 StGB; § 53 StGB; § 52 
WaffG 
 
615. BGH AK 95/25 – Beschluss vom 14. Novem-
ber 2025 (OLG Dresden) 
Fortdauer der Untersuchungshaft über neun Monate 
(dringender Tatverdacht; Fluchtgefahr; Haftgrund der 
Schwerkriminalität; besondere Schwierigkeit und Umfang 
der Ermittlungen); mitgliedschaftliche Beteiligung an ei-
ner kriminellen Vereinigung. 
§ 112 StPO; § 121 StPO; § 129 StGB 
 
616. BGH StB 67/25 – Beschluss vom 10. Dezem-
ber 2025 (OLG Düsseldorf) 
Sofortige Beschwerde gegen einen die Reststrafenbewäh-
rung bewilligenden Beschluss; Einwilligung des Verurteil-
ten in die Reststrafenbewährung. 
§ 454 Abs. 3 Satz 1 StPO; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 5 
Var. 5 StPO; § 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StGB 
 
617. BGH 4 StR 105/26 – Beschluss vom 21. Ap-
ril 2026 (LG Dresden) 
Absehen von der Einziehung des Erlöses aus der Notver-
äußerung eines Kraftfahrzeugs; Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge; Handeltreiben mit 
Cannabis. 
§ 74 Abs. 1, Abs. 3 StGB; § 33 BtMG; § 111p Abs. 1 Satz 2 
StPO; § 421 Abs. 1 Nr. 2 StPO; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; 
§ 34 Abs. 1 Nr. 4 KCanG 
 
618. BGH 4 StR 134/26 – Beschluss vom 23. Ap-
ril 2026 (LG Bielefeld) 
Schwerer Wohnungseinbruchdiebstahl; kein erpresseri-
scher Menschenraub (Bemächtigungsvariante: Sichbe-
mächtigen, stabile Bemächtigungslage, Ausnutzen der 
Verfügungsgewalt über das Opfer im Sinne eines funktio-
nalen Zusammenhangs, unvollkommen zweiaktiges De-
likt); Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. 



Vollständige Rechtsprechungsübersicht  HRRS 2026 Nr. 619 – 627 

HRRS Juni (6/2026) 

 
 203 
 
 203 
 

§ 244 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 4 StGB; § 239a Abs. 1 Var. 2 StGB; 
§ 44 StPO; § 45 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und 2 StPO 
 
619. BGH 4 StR 158/25 – Urteil vom 9. April 
2026 (LG Dortmund) 
Aufhebung des landgerichtlichen Urteils im Straf- und 
Maßregelausspruch; sexueller Missbrauch von Kindern; 
(versuchtes) Herstellen pornographischer Schriften; sexu-
eller Übergriff; Sichverschaffen kinderpornographischer 
Schriften; sexueller Missbrauch von Kindern ohne Körper-
kontakt; versuchter sexueller Missbrauch eines Kindes; 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Aussetzung der Maßregel zur Bewährung, Anforderun-
gen an die Anordnung der Unterbringung, Begriff der zu 
verbüßenden Freiheitsstrafe bei anzurechnender erlittener 
Untersuchungshaft); Schuldfähigkeit (Anforderungen an 
die Schuldfähigkeit: Pädophilie als die Steuerungsfähigkeit 
beeinträchtigende Nebenströmung, neurotische Fehlent-
wicklung, prinzipiell mehrstufige Feststellung der aufge-
hobenen oder erheblich verminderten Schuldfähigkeit, 
unterbliebene Erörterung der mittelgradig ausgeprägten 
atypischen Spielsucht bei Kontaktaufnahme mit Geschä-
digten über ein Videospiel); Einziehungsentscheidung; 
versäumte Prüfung einer Strafrahmenverschiebung. 
§ 176 Abs. 4 Nr. 2, Nr. 3 lit. b) StGB; § 176a Abs. 1 Nr. 1, 
Nr. 2, Nr. 3 StGB; § 177 Abs. 1 StGB; § 184b Abs. 1 Nr. 3, 
Abs. 3 StGB; § 25 Abs. 1 Alt. 2 StGB; § 63 StGB; § 67b 
Abs. 2 Satz 1 StGB; § 56 Abs. 2 Satz 1 StGB; § 51 Abs. 1 
Satz 1 StGB; § 20 StGB; § 21 StGB; § 52 Abs. 2 StGB 
 
620. BGH 4 StR 20/26 – Beschluss vom 7. April 
2026 (LG Bochum) 
Besonders schwerer Raub (Verwendung eines gefährli-
chen Werkzeugs, Gewahrsamsbegriff, Gewahrsamswech-
sel bei schwer transportierbaren Tatobjekten, Gewahr-
samslockerung, Abgrenzung zum räuberischen Diebstahl: 
Vollendung des für die Wegnahme erforderlichen Gewahr-
samsbruch vor Einsatz des qualifizierten Nötigungsmit-
tels); gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr; gefährli-
che Körperverletzung. 
§ 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB; § 315b StGB; § 224 Abs. 1 StGB; 
§ 52 Abs. 1 StGB; § 252 StGB 
 
621. BGH 4 StR 225/25 – Beschluss vom 22. Ap-
ril 2026 (LG Detmold) 
Schwerer sexueller Missbrauch von Kindern; (Dritt-)Be-
sitzverschaffung kinderpornographischer Inhalte; Besitz 
kinderpornographischer Inhalte; Besitz jugendpornogra-
phischer Inhalte; Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
(ausnahmsweise amtswegige Gewährung); Anforderun-
gen an die Begründung des Revisionsantrags mit der Ver-
fahrensrüge. 
§ 176c StGB; § 184b StGB; § 184c StGB; § 44 StPO; § 45 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 3 StPO; § 344 Abs. 2 Satz 2 StPO 
 
622. BGH 4 StR 397/25 – Beschluss vom 24. 
März 2026 (LG Detmold) 
Schuldspruchberichtigung; Aufhebung im Strafausspruch; 
versuchter besonders schwerer Raub; Diebstahl; Sachbe-
schädigung; prozessuale Behandlung eines Geständnisses 
nach den Grundsätzen der freien richterlichen Beweiswürdi-
gung durch das Tatgericht (fehlende Eignung eines nicht nä-
her erläuterten Geständnisses zum Nachweis der Höhe ver-
ursachter Sachschäden, rechtsfehlerhafte Berücksichtigung 

der nicht tragfähig belegten Schadenshöhe bei der Urteils-
findung); Berücksichtigung der zweifachen Milderung des 
Regelstrafrahmens gegenüber einem minderschweren Fall 
des (versuchten) besonders schweren Raubes. 
§ 349 Abs. 2, Abs. 4 StPO; § 250 Abs. 2 Nr. 1 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 242 Abs. 1 StGB; § 303 StGB; 
§ 261 StPO; § 267 Abs. 1 Satz 3 StPO; § 49 Abs. 1 StGB 
 
623. BGH 4 StR 427/25 – Beschluss vom 26. Feb-
ruar 2026 (LG Münster) 
Besonders schwerer räuberischer Diebstahl; Körperverlet-
zung; versuchte schwere Brandstiftung (Brandstiftungs-
vorsatz: Voraussetzungen des versuchten Begehungsde-
likts in subjektiver Hinsicht, Einbeziehung der Persönlich-
keit des Täters in die Prüfung des voluntativen Elements); 
Widerstand gegen und tätlicher Angriff auf Vollstre-
ckungsbeamte; Beleidigung; schwere Brandstiftung als 
wichtige Anlasstat der Unterbringung in einem psychiat-
rischen Krankenhaus. 
§ 252 StGB; § 250 Abs. 2 StGB; § 223 Abs. 1 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 306a Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 113 
StGB; § 114 StGB; § 24 Abs. 1 Satz 1 Alt. 2 StGB; § 63 
StGB. 
 
624. BGH 4 StR 43/26 – Beschluss vom 25. März 
2026 (LG Trier) 
Verwerfung der Revision als unbegründet; fahrlässige Tö-
tung; Gefährdung des Straßenverkehrs (Anforderungen an 
den jedenfalls bedingten Gefährdungsvorsatz über die 
Kenntnis der Gefährlichkeit der Teilnahme am Straßenver-
kehr im fahruntüchtigen Zustand hinaus); fahrlässige Kör-
perverletzung; Entziehung der Fahrerlaubnis. 
§ 349 Abs. 2 StPO; § 222 StGB; § 315c Abs. 1 Nr. 1a StGB; 
§ 52 Abs. 1 StGB; § 69 Abs, 2 Nr. 1 StGB; § 69a StGB 
 
625. BGH 4 StR 539/25 – Beschluss vom 29. Ja-
nuar 2026 (LG Detmold) 
Versuchter Totschlag; Schwangerschaftsabbruch (herbei-
geführter Hirnschaden der Schwangeren und Tod des Fö-
tus durch Sauerstoffunterversorgung); schwere Körper-
verletzung; Rücktritt vom (beendeten) Totschlagsversuch. 
§ 212 Abs. 1 StGB; § 22 StGB, § 23 Abs. 1 StGB; § 218 
Abs. 1 StGB, § 226 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2 StGB; § 24 Abs. 1 
Satz 1 Alt. 2 StGB 
 
626. BGH 4 StR 572/25 – Beschluss vom 12. Feb-
ruar 2026 (LG Bremen) 
Beteiligung an einer aus der Türkei heraus gesteuerten Tä-
tergruppierung nach dem Modus Operandi „Falscher Poli-
zeibeamter“: Gewerbsmäßige Bandenhehlerei; Beihilfe 
zum gewerbsmäßigen Bandenbetrug; Beihilfe zum schwe-
ren Bandendiebstahl (Abgrenzung zur Mittäterschaft bei 
vollendetem, aber noch nicht beendeten Diebstahls- bzw. 
Betrugstaten, Eigenschaft als Bandenmitglied); gewerbs- 
und bandenmäßiger Computerbetrug. 
§ 260a Abs. 1 StGB; § 263 Abs. 1, Abs. 2 Satz Nr. 1, Abs. 
5 StGB; § 27 Abs. 1 StGB; § 25 Abs. 2 StGB; § 244a Abs. 1 
Alt. 2 StGB; § 263a Abs. 1, Abs. 2 StGB 
 
627. BGH 4 StR 572/25 – Beschluss vom 12. Feb-
ruar 2026 (LG Bremen) 
Gewerbsmäßiger Bandenbetrug; schwerer Bandendieb-
stahl; banden- und gewerbsmäßiger Computerbetrug; 
Teilerfolg der Revision. 
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§ 263 Abs. 1, Abs. 3 Satz 2 Nr. 1, Abs. 5 StGB; § 244a 
StGB; § 263a Abs. 1, Abs. 2 StGB; § 52 Abs. 1 StGB; § 349 
Abs. 2, Abs. 4 StPO 
 
628. BGH 4 StR 575/25 – Beschluss vom 22. Ap-
ril 2026 (LG Bochum) 
Untreue; Betrug; sexueller Missbrauch von Schutzbefoh-
lenen. 
§ 266 Abs. 1 StGB, § 263 Abs. 1 StGB; § 174 StGB; § 53 
StGB 
 
629. BGH 4 StR 581/25 – Beschluss vom 23. 
März 2026 (LG Bochum) 
Versuchter Totschlag in einem minder schweren Fall (Vo-
raussetzungen einer schweren Beleidigung, Zweifelssatz, 
keine Spontantat für das Merkmal „auf der Stelle zur Tat 
hingerissen“); gefährliche Körperverletzung (Einsatz ei-
nes Jagdmessers). 
§ 212 Abs. 1 StGB; § 213 Alt. 1 StGB; § 22 StGB, § 23 Abs. 
1 StGB; § 224 Abs. 1 Nr. 2, Nr. 5 StGB; § 52 Abs. 1 StGB 
 
630. BGH 4 StR 584/25 – Beschluss vom 25. Feb-
ruar 2026 (LG Dresden) 
Gewerbs- und bandenmäßiges Einschleusen von Auslän-
dern; Einschleusen von Ausländern unter lebensgefähr-
dender Behandlung; fahrlässiger gefährlicher Eingriff in 
den Straßenverkehr (Außeneingriff). 
§ 97 Abs. 2 AufenthG; § 96 Abs. 1, Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
AufenthG; § 315b Abs. 1 Nr. 2, Abs. 5 StGB 
 
631. BGH 4 StR 607/25 – Beschluss vom 23. Feb-
ruar 2026 (LG Dortmund) 
Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus 
(Umfang und Merkmale der Gefährlichkeitsprognose). 
§ 63 StGB; § 114 Abs. 1 StGB; § 113 Abs. 1 StGB; § 185 
StGB; § 194 StGB; § 223 Abs. 1, Abs. 2 StGB; § 224 Abs. 1 
Nr. 2 Alt. 2 und Nr. 5 StGB; § 230 StGB; § 52 StGB; § 53 
StGB 
 
632. BGH 4 StR 620/25 – Urteil vom 26. März 
2026 (LG Hagen) 
Gefährliche Körperverletzung; besonders schwere Ver-
gewaltigung; besonders schwere räuberische Erpres-
sung; sexuelle Nötigung; Bedrohung; versuchter schwe-
rer sexueller Missbrauch von Kindern; Drittbesitzver-
schaffen von kinderpornographischen Inhalten; sexuel-
ler Missbrauch von Kindern; rechtsfehlerhaft unterblie-
bene Anordnung der Sicherungsverwahrung (Rechtsbe-
griff des Hangs: Bestimmung eines erkennbaren, wieder-
kehrenden Delinquenztypus, kein Erfordernis sadisti-
scher Merkmale, kein zeitlicher Mindestabstand zwi-
schen Anlasstaten; Gefährlichkeitsprognose: unzuläs-
sige Gleichsetzung der bloßen Möglichkeit einer Verhal-
tensänderung mit deren erwartbarem Erfolg, Therapie-
bereitschaft als erstes Zeichen von Umkehr, aber kein 
entscheidender Einwand gegen eine fortdauernde Ge-
fährlichkeit). 
§ 224 Abs. 1 StGB; § 177 Abs. 1, Abs. 5, Abs. 6 Satz 2 Nr. 
1, Abs. 8 Nr. 1 StGB; § 255 StGB; § 253 StGB; § 250 Abs. 
2 StGB; § 241 StGB; § 184b StGB; § 176c StGB; § 22 StGB; 
§ 23 Abs. 1 StGB; § 66 StGB 
 
633. BGH 4 StR 639/25 – Beschluss vom 25. 
März 2026 (LG Essen) 

Bewaffnetes Handeltreiben mit Cannabis (Abhängigkeit des 
Unrechts einer Betäubungsmittelstraftat oder des verbotenen 
Umgangs mit Cannabis maßgeblich von der Wirkstoffkon-
zentration); Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in nicht 
geringer Menge; Beihilfe zum Handeltreiben mit Cannabis. 
§ 34 Abs. 4 Nr. 4 KCanG; § 29 Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 27 
Abs. 1 StGB 
 
634. BGH 4 StR 653/25 – Beschluss vom 25. 
März 2026 (LG Essen) 
Verwerfung der Revision als unbegründet. 
§ 349 Abs. 2 StPO 
 
635. BGH 4 StR 670/25 – Beschluss vom 23. Ap-
ril 2026 (LG Bremen) 
Gewerbsmäßiger Bandenbetrug; schwerer Bandendieb-
stahl; banden- und gewerbsmäßiger Computerbetrug; 
Fahren ohne Fahrerlaubnis; unerlaubtes Entfernen vom 
Unfallort; Jugendstrafe; Änderung des Einziehungsaus-
spruchs. 
§ 263 Abs. 1, Abs. 5 StGB; § 244a Abs. 1 StGB; § 263a Abs. 
1, Abs. 2 StGB; § 21 StVG; § 142 StGB 
 
636. BGH 4 StR 685/25 – Beschluss vom 7. April 
2026 (LG Münster) 
Versuchter Mord bei im Pistolenlauf steckender Munition 
(fehlgeschlagener Versuch: Maßgeblichkeit der Tätersicht, 
Gebot der gesonderten Prüfung für jedes im Versuch ste-
cken gebliebene Delikt ohne Rücksicht auf die konkur-
renzrechtliche Prüfung; Rücktritt: Aufgeben der weiteren 
Tatausführung, Abstandnahme, Tataufgabe); gefährliche 
Körperverletzung; unerlaubtes Führen einer halbautoma-
tischen Schusswaffe; Besitz von Munition; Adhäsionsent-
scheidung. 
§ 211 Abs. 1, Abs. 2 StGB; § 22 StGB; § 23 Abs. 1 StGB, 
§ 24 Abs. 1 StGB; § 224 Abs. 1 StGB; § 52 Abs. 1 Nr. 2 
Buchst. a, b WaffG 
 
637. BGH 4 StR 82/26 – Beschluss vom 8. April 
2026 (LG Arnsberg) 
Diebstahl mit Waffen; räuberischer Diebstahl. 
§ 244 Abs. 1 Nr. 1 StGB; § 252 StGB 
 
638. BGH 6 StR 134/26 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 (LG Frankfurt (Oder)) 
Körperverletzung; Beleidigung; Aussetzung der Freiheits-
strafe zur Bewährung. 
§ 223 Abs. 1 StGB; § 185 StGB; § 349 Abs. 2, Abs. 4 StPO 
 
639. BGH 6 StR 18/26 – Beschluss vom 14. April 
2026 (LG Hannover) 
Nachträgliche gerichtliche Entscheidung (nachträgliche 
Gesamtstrafenbildung). 
§ 460 StPO; § 462 StPO; § 354 Abs. 1b Satz 1 StPO 
 
640. BGH 6 StR 416/25 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 
Verwerfung eines Ablehnungsgesuchs gegen Richter am 
Bundesgerichtshof als unzulässig. 
§ 26 StPO; § 26a Abs. 1 Nr. 1 StPO; § 25 Abs. 2 Satz 2 
StPO 
 
641. BGH 6 StR 416/25 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 
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Unzulässigkeit der sofortigen Beschwerde (Statthaftigkeit 
der Anhörungsrüge); Unbegründetheit der Anhörungsrüge. 
§ 304 Abs. 4 Satz 1 StPO; § 356a StPO 
 
642. BGH 6 StR 416/25 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 (LG Regensburg) 
Zurückweisung der Anhörungsrüge. 
§ 356a StPO; Art. 103 Abs. 1 GG 
 
643. BGH 6 StR 42/26 – Beschluss vom 15. April 
2026 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe für die Adhäsionsklä-
gerin ohne Ratenzahlung für die Revisionsinstanz. 
§ 404 Abs. 5 Satz 1 StPO; § 119 Abs. 1 Satz 1 ZPO; § 117 
Abs. 4 ZPO; § 121 Abs. 2 ZPO 
 
644. BGH 6 StR 514/25 – Beschluss vom 29. Ap-
ril 2026 (LG Braunschweig) 
Vergewaltigung; sexueller Missbrauch von Schutzbefohle-
nen; sexueller Missbrauch von Kindern; sexueller Über-
griff; sexuelle Nötigung; Einstellung aus prozessökonomi-
schen Gründen. 
§ 177 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 6 StGB; § 176 StGB; § 174 StGB; 
§ 154 Abs. 2 StPO 
 
645. BGH 6 StR 542/25 – Beschluss vom 18. 
März 2026 (LG Stade) 
Versuchte (besonders schwere) räuberische Erpressung; 
gefährliche Körperverletzung; Bedrohung, Rücktritt vom 
Versuch der (besonders schweren räuberischen) Erpres-
sung (Behandlung mehrerer Angriffe auf die Willensent-
schließung des Opfers als eine Tat im Rechtssinne bei An-
passung und Aktualisierung anfänglicher Drohungen und 
gleichzeitigem Fordern derselben Leistung, fehlgeschlage-
ner Versuch: Rücktrittshorizont, subjektive Sicht des Tä-
ters nach Abschluss der letzten Ausführungshandlung). 
§ 253 Abs. 1 StGB; § 255 StGB; § 250 Abs. 2 StGB; § 22 
StGB; § 23 Abs. 1 StGB; § 224 Abs. 1 StGB; § 241 StGB; 
§ 52 Abs. 1 StGB; § 24 Abs. 1 StGB 
 
646. BGH 6 StR 55/26 – Beschluss vom 14. April 
2026 (LG Nürnberg-Fürth) 
Bewaffnetes bandenmäßiges Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln; Handeltreiben mit Betäubungsmitteln in 
nicht geringer Menge; Anstiftung zur Einführung von Be-
täubungsmitteln in nicht geringer Menge; Einziehung des 
Wertes von Taterträgen (Reduktion des Einziehungsbe-
trags aufgrund eines Berechnungs- oder Schreibfehlers); 
Verfolgungsbeschränkung. 
§ 30a Abs. 2 Nr. 2 BtMG; § 29a Abs. 1 Nr. 2 BtMG; § 30 
Abs. 1 Nr. 4 BtMG; § 26 StGB; § 73 StGB, § 73c StGB; 
§ 154a Abs. 2 StPO 
 
647. BGH 6 StR 605/25 – Beschluss vom 18. Feb-
ruar 2026 (LG Saarbrücken) 
Versuchte schwere Körperverletzung; Beleidigung; tätli-
cher Angriff auf und Widerstand gegen Vollstreckungsbe-
amte; Ausführungen zur intoxikationsbedingten Beein-
trächtigung der Schuldfähigkeit (Epilepsie als krankhafte 
seelische Störung). 
§ 255 StGB; § 253 Abs. 1 StGB; § 22 StGB; § 23 Abs. 1 
StGB; § 223 Abs. 1 StGB; § 185 StGB; § 114 Abs. 1 StGB; 
§ 113 Abs. 1 StGB; § 20 StGB 

648. BGH 3 StR 13/26 – Beschluss vom 31. März 
2026 (LG Kleve) 
Sukzessive Mittäterschaft (fehlende Tatherrschaft); Bei-
hilfe. 
§ 25 Abs. 2 StGB; § 27 StGB 
 
649. BGH 3 StR 322/25 – Beschluss vom 4. Feb-
ruar 2026 (LG Düsseldorf) 
Gewerbs- und bandenmäßige Steuerhehlerei; Beteiligung 
an einer kriminellen Vereinigung; Konkurrenzen (Dauer-
delikt; rechtliche Einheit; Entklammerung); rechtsstaats-
widrige Verfahrensverzögerung (Anpassung der Kompen-
sationsentscheidung durch das Revisionsgericht); Revisi-
onserstreckung auf Mitverurteilte. 
§ 374 AO; § 129 StGB; § 52 StGB; Art. 6 Abs. 1 EMRK; 
§ 354 StPO; 357 StPO 
 
650. BGH 3 StR 496/24 – Beschluss vom 3. Feb-
ruar 2026 (LG Düsseldorf) 
Bandenmäßige Steuerhehlerei (Abrede für eine der Bande 
nachgelagerte „Unterbande“); Unterstützung einer krimi-
nellen Vereinigung. 
§ 374 AO; § 129 StGB 
 
651. BGH 3 StR 516/25 – Beschluss vom 14. Ap-
ril 2026 (LG Mainz) 
Strafzumessung (strafschärfende Berücksichtigung von 
„sicherem Wissen“ des Täters über Tatumstände). 
§ 46 Abs. 1 StGB 
 
652. BGH 3 StR 517/25 – Beschluss vom 17. Feb-
ruar 2026 (LG Düsseldorf) 
Verbot des Gebrauchs unversicherter Fahrzeuge (Ge-
brauch eines Fahrzeugs); Vorbereitung eines Explosions-
verbrechens (Sich-Verschaffen von Sprengstoff). 
§ 6 Abs. 1 PflVG; § 30 PflVG; § 310 Abs. 1 Nr. 2 StGB 
 
653. BGH 3 StR 60/26 – Beschluss vom 1. April 
2026 (LG Mönchengladbach) 
Verbindung von Maßregeln (Anordnung der Reihenfolge 
der Vollstreckung). 
§ 72 Abs. 3 Satz 1 StGB 
 
654. BGH 3 StR 87/26 – Beschluss vom 14. April 
2026 (LG Koblenz) 
Einziehung des Wertes von Taterträgen (Anordnung der 
gesamtschuldnerischen Haftung); Anrechnung von im 
Ausland erlittener Abschiebehaft (Bestimmung des An-
rechnungsmaßstabs im Urteilstenor). 
§ 51 StGB; § 73 StGB; § 73c StGB 
 
655. BGH StB 22/26 – Beschluss vom 29. April 
2026 (OLG Frankfurt am Main) 
Verteidigerwechsel (Zerstörung des Vertrauensverhältnis-
ses). 
§ 143a StPO 
 
656. BGH StB 24/26 – Beschluss vom 6. Mai 
2026 (OLG Dresden) 
Sofortige Beschwerde gegen Strafrestaussetzung zur Be-
währung (Legalprognose bei politisch motivierten extre-
mistischen Gewaltstraftätern). 
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§ 57 StGB; § 304 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 Nr. 5 StPO; § 306 
Abs. 1 StPO; § 311 StPO; § 454 Abs. 3 Satz 1 StPO; § 462a 
Abs. 5 Satz 1 StPO 
 
657. BGH StB 25/26 – Beschluss vom 6. Mai 
2026 
Aufhebung der Pflichtverteidigerbestellung (Vorrang der 
Wahlverteidigung; „Zunächst-Wahlverteidiger“); zusätzli-
che Pflichtverteidiger (Unbeachtlichkeit möglicher Ter-
minkollisionen der Wahlverteidiger zu späterem Zeit-
punkt). 
§ 143a StPO; § 144 StPO 
 
658. BGH StB 34/24 – Beschluss vom 13. Juni 
2024 (OLG Frankfurt am Main) 
Verteidigerwechsel (Störung des Vertrauensverhältnisses; 
grobe Pflichtverletzung). 
§ 143a StPO 
 
659. BGH 5 StR 102/26 – Beschluss vom 22. Ap-
ril 2026 (LG Hamburg) 
Sexuelle Handlungen gegen den erkennbaren Willen 
(maßgebliche konkludente Ablehnung). 
§ 177 Abs. 1 StGB 
 
660. BGH 5 StR 458/25 – Urteil vom 11. Februar 
2026 (LG Dresden) 
Geldwäsche (Selbstgeldwäsche; Inverkehrbringen; Ver-
schleiern der Herkunft; Verhältnis von Selbstgeldwäsche 
und Vortrat; Konkurrenzen; prozessuale Tat); Beihilfe zum 
Betrug. 
§ 261 StGB; § 263 StGB; § 27 StGB; § 264 StPO 
 
661. BGH 5 StR 55/26 – Beschluss vom 5. Mai 
2026 (LG Itzehoe) 
Einziehung von Betäubungsmitteln (Tatobjekte; Tater-
träge; Wertersatz). 
§ 73 StGB; § 74 StGB 
 
662. BGH 5 StR 554/25 – Urteil vom 8. April 
2026 (LG Berlin I) 
Abgabe von Betäubungsmitteln. 
§ 29a Abs. 1 Nr. 2 Var. 3 BtMG 
 
663. BGH 5 StR 575/25 – Beschluss vom 24. 
März 2026 (LG Itzehoe) 

Sexueller Missbrauch von Kindern und sexuelle Nötigung. 
§ 176 StGB; § 177 StGB 
 
664. BGH 5 StR 595/25 – Urteil vom 6. Mai 2026 
(LG Kiel) 
Schwerer Diebstahl (Bande; Wohnungseinbruch; Versuch; 
Rücktritt) Kognitionspflicht; Beweiswürdigung. 
§ 242 StGB; § 244 StGB; § 244a StGB; § 261 StPO; § 264 
StPO 
 
665. BGH 5 StR 616/25 – Urteil vom 22. April 
2026 (LG Berlin I) 
Aufhebung des Strafausspruchs bei Verurteilung wegen 
Handeltreibens mit Schusswaffen. 
§ 52 WaffG 
 
666. BGH 5 StR 635/25 – Urteil vom 9. April 
2026 (LG Görlitz) 
Versuchter Diebstahl (unmittelbares Ansetzen bei Über-
windung gewahrsamssichernder Schutzmechanismen); 
Beweiswürdigung; Kognitionspflicht. 
§ 242 StGB; § 22 StGB; § 261 StPO; § 264 StPO 
 
667. BGH 5 StR 662/25 – Urteil vom 6. Mai 2026 
(LG Itzehoe) 
Zulässigkeitsvoraussetzungen bei Verfahrensrüge wegen 
rechtsfehlerhafter Annahme eines Beweisverwertungsver-
botes. 
§ 344 Abs. 2 S. 2 StPO 
 
668. BGH 5 StR 702/24 – Beschluss vom 3. De-
zember 2025 (LG Berlin I) 
Selbständiges Einziehungsverfahren (Vermögen unklarer 
Herkunft; Herrühren aus rechtswidriger Tat; Parallele zum 
Geldwäsche Tatbestand; Kette von Verwertungshandlun-
gen; Vermischungsfälle; Teilkontamination; Verhältnismä-
ßigkeit; Hinweispflicht). 
§ 76a Abs. 4 StGB; § 265 StPO; § 435 StPO 
 
669. BGH 5 StR 9/26 – Beschluss vom 26. März 
2026 (LG Berlin I) 
Bedeutung des Erziehungsgedankens bei der Strafzumes-
sung im Jugendstrafrecht; Zuständigkeit der Jugendkam-
mer; Handeltreiben mit neuen psychoaktiven Stoffen. 
§ 18 Abs. 2 JGG; § 41 Abs. 1 Nr. 3 JGG; § 4 Abs. 1 Nr. 1 
NpSG 

 


